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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 


1. Abgeordnete 

Anneliese 

Augustin 

(CDU/CSU) 


Welche Programme zur Räumung von Land- 
minen wurden seit 1990 durch die Vereinten 
Nationen aufgelegt, bzw. in welcher Form wer- 
den nationale oder multilaterale Programme 
durch die Vereinten Nationen unterstützt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 10. April 1995 

Während der 49. Generalversammlung wurde am 23. Dezember 1994 im 
Konsens die Resolution 49/215 angenommen, die den Vereinten Nationen 
im Bereich der Minenräumung eine Koordinierungsrolle zu wies. Im Mai 
1995 wird hierzu eine internationale Konferenz stattfinden, in der das wei- 
tere Vorgehen zwischen den betroffenen Ländern und den Geberstaaten 
unter Einbeziehung von Experten weiter erörtert wird. Ziel es, die VN- 
Organisation DHA (Department für Humanitarian Affairs) mit der weite- 
ren Verfolgung dieser Aufgabe zu betrauen. 

Bisher sind in den Ländern Afghanistan, Angola, Kambodscha, El Salva- 
dor, Georgien, Guatemala, Irak, Liberia, Mosambik, Somalia und im 
ehemaligen Jugoslawien Minenräumaktionen zum Teil bereits seit 1988 
durch verschiedene jeweils vor Ort tätige VN-Unterorganisationen wie 
z. B. UNICEF, UNDP, UNHCR, nicht zuletzt auch durch die jeweiligen 
UNO -Friedenstruppen wie UNOFIL, UNOMOZ und UNOSOM durchge- 
führt worden. 

Nationale wie multilaterale Programme unterstützen die Vereinten Natio- 
nen in der Regel durch die Entsendung von Experten, in geringem Umfang 
auch durch Finanzierung, 

1994 ist ein freiwilliger Treuhandfonds der Vereinten Nationen eingerich- 
tet worden, aus dessen Mitteln weitere VN-Akitivitäten finanziert werden 
sollen. 


2. Abgeordnete 

Anneliese 

Augustin 

(CDU/CSU) 


Welche Programme zur Räumung von Land- 
minen wurden seit 1990 durch die Europäische 
Union aufgelegt, bzw. in welcher Form werden 
nationale oder multilaterale Programme durch 
die Europäische Union unterstützt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 10. April 1995 

Die Europäische Kommission hat in den Jahren 1992 bis 1994 insgesamt 
für 21167 631 ECU Minenräummaßnahmen gefördert. In Afghanistan, 
Kambodscha, Irak, Mosambik und Somalia wurden vornehmlich durch 
finanzielle Unterstützung von Nichtregierungsorganisationen entspre- 
chende Maßnahmen durchgeführt. 

Für 1995 sieht die Europäische Kommission für solche Maßnahmen einen 
Haushaltsansatz von 6 Mio. ECU vor. 

Nationale und multilaterale Programme werden von der Europäischen 
Union in der Regel durch Finanzbeiträge und Experten unterstützt. 
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An welchen der seit 1990 aufgelegten Program- 
men der Vereinten Nationen bzw. der Europä- 
ischen Union zur Räumung von Landminen war 
oder ist die Bundesrepublik Deutschland betei- 
ligt? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 10. April 1995 

An den Aktivitäten der Europäischen Kommission war die Bundesrepu- 
blik Deutschland nach dem Haushaltsplan für 1994 mit 30,1 % beteiligt. 

An den Maßnahmen der Vereinten Nationen war die Bundesrepublik 
Deutschland gemäß ihrem Beitragsschlüssel hinsichtlich der Beiträge an 
VN- Organisationen 1994 mit 8,93% beteiligt. 

Für den freiwilligen VN-Treuhandfonds zur Minenräumung läuft derzeit 
ein Abstimmungsverfahren innerhalb der Europäischen Union mit dem 
Ziel, sich im Rahmen „einer gemeinsamen Aktion" an diesem Fonds 
zu beteiligen. Die genaue Höhe ist noch nicht endgültig festgelegt 
worden, wird sich aber voraussichtlich im Bereich von ca. 3 Mio. ECU be- 


Nachdem es Deutschland im Gegensatz zu Polen 
und Litauen bisher noch nicht gelungen ist, in 
Königsberg ein Konsulat einzurichten und des- 
wegen die wirtschaftliche und kulturelle Zusam- 
menarbeit mit der Region Königsberg sowie die 
Entwicklung des Geschäfts- und Fremdenver- 
kehrs weiterhin erheblich behindert wird, frage 
ich, ob daran gedacht ist, bis zu einer endgültigen 
Regelung in Königsberg eine Außenstelle des 
deutschen Generalkonsulats Sankt Petersburg 
einzurichten, um die Zusammenarbeit zu fördern 
und wann gegebenenfalls mit einer solchen 
Außenstelle zu rechnen ist? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 5. April 1995 

Die Eröffnung neuer deutscher Generalkonsulate in der Russischen Föde- 
ration war Gegenstand der Gespräche zwischen Bundeskanzler Dr. Hel- 
mut Kohl und Präsident Boris Jelzin anläßüch von Jelzins Besuch in 
Deutschland im Mai 1994. Dabei wurde die Errichtung zweier General- 
konsulate in Nowosibirsk und Saratow vereinbart. Beide Generalkonsu- 
late haben inzwischen ihre Arbeit aufgenommen. 

Die russische Seite hat gebeten, die ebenfalls von uns angestrebte Einrich- 
tung einer konsularischen Vertretung in Kaliningrad einstweilen zurück- 
zustellen. 

Es liegt jedoch weiter im deutschen und im eigenen russischen Interesse, 
die wirtschaftlichen, kulturellen und touristischen Kontakte auch des 
Gebiets Kaliningrad mit Deutschland fortzuentwickeln. Die Einrichtung 
eines deutschen Generalkonsulats in Kaliningrad bleibt deshalb auf der 
Tagesordnung der deutsch-russischen Beziehungen. Solange die Frage 
der Errichtung eines vollwertigen Generalkonsulats noch in der Schwebe 
ist und die russischen Vorbehalte nicht ausgeräumt sind, hält es die 
Bundesregierung nicht für sinnvoll, Vorschläge für Ersatzlösungen zu 
machen. 


wegen. 

4. Abgeordneter 

Jürgen 

Augustinowitz 

(CDU/CSU) 


3. Abgeordnete 

Anneliese 

Augustin 

(CDU/CSU) 
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5. Abgeordneter 

Rudolf 

Bindig 

(SPD) 


Welche Schritte hat die Bundesregierung unter- 
nommen, um zu erreichen, daß im Rahmen der 
OSZE eine Delegation in die Ostgebiete der 
Türkei entsandt wird, um Ermittlungen über die 
Lage der Kurden und speziell die Zerstörung von 
Tausenden von Dörfern anzustellen, und welche 
OSZE-Länder sind bereit, eine solche Aktion mit- 
zutragen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 10. April 1995 

Im Hinblick auf die erhobenen Vorwürfe zur Lage im Kurdengebiet hat 
sich die Bundesregierung gegenüber der Regierung der Türkei mehrfach 
mit großem Nachdruck für die Einladung einer OSZE-Expertenmission 
eingesetzt. Dies geschah sowohl in bilateralen Gesprächen des Bundes- 
ministers des Auswärtigen als auch im Ständigen Ausschuß der damaligen 
KSZE. Nicht zuletzt anläßlich der dort am 30. Juni 1994 geführten Diskus- 
sion wurde deutlich, daß diese Haltung von einer Vielzahl anderer OSZE- 
Staaten geteilt wird. Bisher hat sich die türkische Regierung nicht zu einer 
Einladung einer OSZE-Mission bereit erklärt. 


6. Abgeordneter 

Rudolf 

Bindig 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung allein oder zusammen 
mit anderen Mitgliedsländern in bezug auf die 
weitverbreiteten und andauernden schweren 
Menschenrechtsverletzungen in der Türkei den 
im Ministerkomitee des Europarates am 10. No- 
vember 1994 beschlossenen Mechanismus in 
Gang gesetzt, wonach dort Fragen in bezug auf 
Menschenrechte, die Rofle des Rechts und der 
Demokratie in einem Land beraten werden kön- 
nen, wenn Mitgliedsländer des Europarates ihre 
Verpflichtungen nicht einhalten, und wenn nein, 
warum nicht? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 10. April 1995 

Die Bundesregierung hat bisher weder allein noch zusammen mit anderen 
Mitgliedstaaten den im Ministerkomitee des Europarates am 10. Novem- 
ber 1994 beschlossenen Mechanismus gegenüber der Türkei in Gang ge- 
setzt. 

Die Bundesregierung nutzt alle ihr im Rahmen des bilateralen wie multila- 
teralen politischen Dialogs zur Verfügung stehenden Möglichkeiten, die 
türkische Regierung zu einer Verbesserung der Menschenrechtslage 
aufzufordern. 


7. Abgeordneter 

Wolfgang 

Börnsen 

(Bönstrup) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwir- 
ken, daß die im Ostsee-Rat zusammengeschlos- 
senen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
zur Förderung der Zusammenarbeit mit Rußland 
und im Rahmen der vom Bundesminister des Aus- 
wärtigen, Dr. Klaus Kinkel, im vergangenen Jahr 
unterbreiteten Vorschläge für ein Ostsee-Pro- 
gramm der EU möglichst bald ein gemeinsames 
Konsulat in Kaliningrad/Königsberg errichten? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 12. April 1995 

Die Eröffnung neuer deutscher Generalkonsulate in der Russischen För- 
deration war Gegenstand der Gespräche zwischen Bundeskanzler Dr. 
Helmut Kohl und Präsident Boris Jelzin anläßlich von Jelzins Besuch in 
Deutschland im Mai 1994. Dabei wurde die Einrichtung zweier General- 
konsulate in Nowosibirsk und Saratow vereinbart. Beide Generalkonsu- 
late haben inzwischen ihre Arbeit aufgenommen. 

Die russische Seite hat gebeten, die ebenfalls von uns angestrebte Einrich- 
tung einer konsularischen Vertretung in Kaliningrad einstweilen zurück- 
zustellen. 

Es liegt jedoch weiter im deutschen und im eigenen russischen Interesse, 
die wirtschaftlichen, kulturellen und touristischen Kontakte auch des 
Gebiets Kaliningrad mit Deutschland fortzuentwickeln. Die Einrichtung 
eines Generalkonsulats in Kaliningrad bleibt deshalb auf der Tagesord- 
nung der deutsch-russischen Beziehungen. Solange die Frage noch in der 
Schwebe ist und die russischen Vorbehalte nicht ausgeräumt sind, hält es 
die Bundesregierung jedoch nicht für angezeigt, neue Vorschläge zu 
unterbreiten. 

Dies betrifft auch die von Ihnen genannte Möglichkeit einer gemeinsamen 
Vertretung der EU-Mitgliedstaaten, die dem Ostsee-Rat angehören. 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Bearbeitung der sehr zahlreichen Anträge 
beim Sanktionskomitee für das ehemalige Jugo- 
slawien, einem Nebenorgan des Sicherheitsrates 
der UNO, durch derzeit zwei Sachbearbeiter zu 
lange dauert, und ist sie bereit, durch zusätzliche 
finanzielle Mittel oder auf anderem Wege zur 
Beseitigung des personellen Engpasses beizutra- 
gen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 5. April 1995 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß die Bearbeitung der sehr 
zahlreichen Anträge beim Sanktionskomitee für das 'ehemalige Jugosla- 
wien durch derzeit zwei Sachbearbeiter zu lange dauert. 

Die Bundesregierung ist angesichts der angespannten Haushaltssituation 
leider nicht in der Lage, durch zusätzliche Mittel zu einer Beseitigung die- 
ses Engpasses beizutragen. Sie bemüht sich aber, beim VN- Sekretariat 
darauf hinzuwirken, daß dort durch entsprechende Umschichtungsmaß- 
nahmen Mittel für die Beschäftigung weiterer Sachbearbeiter bereitge- 
stellt werden. 


9. Abgeordnete 

Dr. Marliese 
Dobberthien 

(SPD) 


Treffen nach Erkenntnis der Bundesregierung 
Pressemeldungen zu, daß nach Angaben lokaler 
UNO-Beobachter hinter der Lieferung von Rake- 
tenwerfern, Stinger-Flugabwehrraketen und Er- 
satzteilen an bosnische Moslems nicht nur der 
NATO-Partner, die Türkei und der Iran vermutet 
werden, sondern möglicherweise auch die USA, 
und welche außenpolitischen und diplomati- 
schen Konsequenzen wird die Bundesregierung 
ggf. zu ergreifen gedenken? 


8. Abgeordneter 

Dr. Eberhard 
Brecht 

(SPD) 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 7. April 1995 

Die Bundesregierung hat keine Erkenntnisse, wonach die der Frage 
zugrunde gelegten Pressemeldungen zutreffen. 


10. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung einen neuen 

Gerd Weg in der Außenpolitik eingeschlagen hat und 

Höfer die Wirtschaftsförderung als die Hauptaufgabe 

(SPD) deutscher Außenpolitik deklariert hat, wie es der 

Bundesminister des Auswärtigen im Handels- 
blatt (Nr. 59, Donnerstag, den 23. März 1995) ver- 
kündet hat, und sich die Bundesrepublik 
Deutschland somit von der Durchsetzung von 
Menschenrechten sowie Demokratisierungsbe- 
mühungen verabschiedet hat? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 5. April 1995 

Das Handelsblatt zitiert am 23. März 1995 zutreffend die Äußerung von 
Bundesminister Dr. Klaus Kinkel: „Die Wirtschaftsförderung ist eine der 
Hauptaufgaben der Außenpolitik". Die Fragestellung geht irrtümlich von 
der Annahme aus, der Minister habe von der Wirtschaftsförderung als ein- 
ziger Aufgabe der deutschen Außenpolitik gesprochen. Zu den Schwer- 
punktaufgaben der deutschen Außenpolitik gehört neben der Pflege der 
internationalen politischen und kulturellen Beziehungen auch die Förde- 
rung der Außenwirtschaftsbeziehungen. Die aus der falschen Annahme 
gezogenen Schlußfolgerungen der Fragestellung treffen deshalb eben- 
falls nicht zu. Die weltweite Achtung der Menschenrechte und die Förde- 
rung der Demokratie sind und bleiben zentrale Ziele der deutschen 
Außenpolitik. 


11. Abgeordneter 

Gerd 

Höfer 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung keine Notwendigkeit, 
angesichts des klaren Völkerrechtsbruchs der 
Türkei durch den Einmarsch in den Irak, diesen 
deutlich zu verurteilen, und welche außenpoli- 
tischen Konsequenzen gedenkt sie daraus zu 
ziehen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 5. April 1995 

Die Bundesregierung beobachtet das Vorgehen der Türkei im Nordirak 
mit großer Sorge. Sie hat zwar Verständnis für das Bemühen der türki- 
schen Regierung, die von der terroristischen PKK ausgehenden Aktivitä- 
ten zu unterbinden und die territoriale Integration des türkischen Staates 
zu bewahren. Die Bundesregierung hat die türkische Regierung aber auch 
immer wieder nachdrücklich dazu angehalten, den Kampf gegen den 
Terrorismus unter Beachtung rechtsstaatlicher Prinzipien zu führen. 

Die Bundesregierung hat auch jetzt die Türkei unmißverständlich auf ge- 
fordert, den Militäreinsatz im Nordirak rasch zu beenden, die Verhältnis- 
mäßigkeit der Mittel zu wahren und vor allem auch das Leben der Zivilbe- 
völkerung zu schützen. 
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Mit der Sperrung der Finanzhilfe für den Bau von zwei Fregatten für die 
türkische Marine und Aussetzung der noch ausstehenden Lieferungen im 
Rahmen der Materialhilfe ist ein deutliches Signal gegenüber der Türkei 


Welchen Stand haben die Bemühungen der Bun- 
desregierung zur einvemehmlichen Aufhebung 
der Nummer II des Schlußprotokolls zum 
deutsch-iranischen Niederlassungsabkommen 
vom 17. Februar 1929, und wann werden die Ver- 
handlungen fortgesetzt? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 10. April 1995 

Die Bundesregierung bemüht sich weiterhin intensiv um das notwendige 
Einvernehmen der iranischen Seite zur Aufhebung der Nummer II des 
Schlußprotokolls zum deutsch-iranischen Niederlassungsabkommen. Mit 
dem iranischen Außenministerium ist eine entsprechende Übereinkunft 
im Wege des Notenwechsels in Aussicht genommen. Dies bedarf jedoch 
noch der Zustimmung des iranischen Parlaments. 


gesetzt worden. 


12. Abgeordneter 

Fritz Rudolf 
Körper 

(SPD) 


13. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Unterstützt die Bundesregierung die vom franzö- 
sischen Premierminister Balladur im Rahmen der 
Tagung der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates am 31. Januar 1995 in Straßburg 
geäußerte Auffassung, daß bei der Implementie- 
rung des „Stabilitätspakts für Europa", in dessen 
Rahmen ein Netz bilateraler Nachbarschaftsver- 
träge zur Beilegung von Grenzstreitigkeiten und 
zur Lösung von Minderheitenfragen zwischen 
den Mitgliedstaaten entstanden ist, dem Europa- 
rat eine „wichtige Rolle" zukommen müsse, und 
was unternimmt die Bundesregierung, um die 
Zusammenarbeit zwischen dem Europarat und 
der Europäischen Union im Hinblick auf den 
„Stabilitätspakt für Europa" zu verbessern? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 7. April 1995 

Die Europäische Union hat im Rahmen der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik bei den Verhandlungen zum Stabilitätspakt eng mit 
dem Europarat zusammengearbeitet. 

Der Europarat war an beiden „runden Tischen" (Mittel- und Osteuropas 
sowie baltische Region) aktiv beteiligt, ebenso an der Formulierung des 
Schlußdokuments. Als Beiträge „anderer Teilnehmer" gehören auch vom 
Europarat betreute Projekte zu den „Vorhaben zur Förderung gutnach- 
barlicher Beziehungen", die die Umsetzung der Ziele des Stabilitätspak- 
tes vorantreiben sollen. Die Bundesregierung hat sich von Anfang an für 
eine enge Koordinierung mit dem Europarat und für seine Einbeziehung 
in die Arbeit der „runden Tische" eingesetzt. 

Der bei der Schlußkonferenz am 20. März 1995 geschlossene Stabilitäts- 
pakt enthält die politische Verpflichtung aller Beteiligten, bei der Über- 
prüfung der Einhaltung der in den Pakt aufgenommenen Abkommen und 
Vereinbarungen sich der Instrumente und Verfahren der OSZE zu bedie- 
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nen, wenn dies (insbesondere im Hinblick auf Verletzung von OSZE- Ver- 
pflichtungen) notwendig wird. Der Europarat seinerseits arbeitet mit der 
OSZE eng und arbeitsteilig zusammen. 


Welche Rechtsprechung der Europäischen Men- 
schenrechtskommission und des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte liegt nach Auf- 
fassung der Bundesregierung über die Frage vor, 
ob Menschenrechtsverletzungen, die in ihren 
Wirkungen andauern (z. B. Vetreibungsunrecht) 
justitiabel sind, obwohl Vertragsstaaten der Men- 
schenrechtskonvention und seinen Zusatzproto- 
kollen z. B. erst 1992 oder später beigetreten sind 
und sich auf den Einwand „ratione temporis" 
berufen könnten (vgl. z. B. Entscheidung der 
Europäischen Kommission für Menschenrechte 
vom 29. September 1976)? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 7. April 1995 

Nach Auffassung der Bundesregierung sind der Rechtsprechung der 
Europäischen Kommission für Menschenrechte und des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte in bezug auf die durch die Frage aufge- 
worfene spezifische Problemstellung keine präjudizierenden Antworten 


Wie geht die Bundesregierung gegen die 
Behauptung des Dietz-Verlages vor, der unter 
Pseudonym schreibende Mitautor des die aus- 
wärtige Kulturpolitik der Bundesregierung kriti- 
sierenden Buches „Deutschtum erwache!", Wal- 
ter von Goldendach, stamme aus dem Umfeld des 
Auswärtigen Amtes, und ist die Bundesregierung 
bemüht, die Identität von „Walter von Golden- 
dach" zu ermitteln? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 10. April 1995 

Die Tatsache, daß der Mitautor des Buches glaubte, seine Identität hinter 
einem Pseudonym und dem Hinweis auf eine angebliche berufliche Tätig- 
keit „im Umfeld des auswärtigen Amtes" verbergen zu sollen, spricht 
für sich. Die Bundesregierung sieht jedoch trotz der durchgehend abwegi- 
gen Kritik der Autoren an der Auswärtigen Kulturpolitik keine Veran- 
lassung, gegen die Behauptung, der Mitautor stamme „aus dem Umfeld 
des Auswärtigen Amtes", vorzugehen oder die Identität des „Walter von 
Goldendach" zu ermitteln. 


zu entnehmen. 

15. Abgeordneter 

Peter 

Letzgus 

(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 

Alois 

Graf von 

Waldburg-Zeil 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Nachrichten bekannt, 
nach denen die Regierung des Sudan ein Dekret 
vorbereitet, welches alle christlichen Kirchen und 
ihre Organisationen auffordert, ihre Zulassung 
jedes Jahr zu erneuern und für den Fall der Ver- 
weigerung totale Enteignung der Kirchen und 
Einstellung ihrer Aktivitäten androht, und falls 
ja, wie wird die Bundesregierung auf eine solche 
Entwicklung reagieren? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 5. April 1995 

Nach den dem Auswärtigen Amt bisher vorliegenden Informationen hat 
die sudanesische Regierung Ende 1994 das bis dahin geltende Missions- 
gesetz (missions act) außer Kraft gesetzt und gleichzeitig ein vorläufiges 
Gesetz zur Regelung des Verhältnisses Kirchen/Staat erlassen. Ein end- 
gültiges Gesetz für den Fragenkomplex ist angeblich in Vorbereitung. Das 
zur Zeit gültige Gesetz stellt die Kirchen den Nichtregierungsorganisatio- 
nen gleich. Die Kirchen bedürfen einer Lizenz, welche auch widerrufen 
werden kann. Tatsächlich werden die Bestimmungen zur Zeit nicht ange- 
wendet. 

Der Vertreter des Vatikans, Pronuntius Ender, und der Vertreter der Pro- 
testantischen Kirchen sind im Gespräch mit der sudanesischen Regierung. 
Es ist zu hoffen, daß diese Gespräche zu Ergebnissen führen werden, die 
den Bedürfnissen der Kirchen entsprechen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


17. Abgeordneter Läßt die Beantwortung der Frage 9 in Drucksache 

Gerd 13/643 den Rückschluß zu, daß die Bundesregie- 

Andres rung „Migrationspolitik" mit „Ausländerpolitik" 

(SPD) gleichsetzt, somit Aussiedler und bereits einge- 

bürgerte, ehemalige Ausländer - geschweige 
denn, deutsche Staatsangehörige der Bundes- 
republik Deutschland - keine Betroffenen einer 
Migrationspolitik sein können? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 10. April 1995 

Die Bundesregierung hat in der Antwort auf die schriftliche Frage vom 
16. Februar 1995 als Schwerpunkt der Migrationspolitik die Ausländer- 
politik dargestellt. 

Zur Migrationspolitik gehört auch der Bereich der Einbürgerung ehe- 
maliger Ausländer. Es ist jedoch kein Schwerpunkt, weü die eingebürger- 
ten Personen in der Regel hier seßhaft sind. 

Die Zuwanderung von Aussiedlern ist nicht Gegenstand der Migrations- 
politik. Sie hat ihre Grundlage in Artikel 116 des Grundgesetzes. 


18. Abgeordneter 

Gerd 

Andres 

(SPD) 


Wann und mit welchen Auswirkungen für die 
Betroffenen sieht die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit, die ursprünglich für Februar 1995 ange- 
setzten Verhandlungen mit der vietnamesischen 
Regierung über die vereinbarte Rückführung von 
in der Bundesrepublik Deutschland lebenden 
vietnamesischen Staatsbürgern aufzunehmen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 10. April 1995 


Die Bundesregierung beabsichtigt, die Verhandlungen mit Vietnam zeit- 
nah, wenn möglich noch im April dieses Jahres aufzunehmen. Bis zum 
Abschluß einer Vereinbarung wird sich an dem derzeitigen Status der 
Betroffenen nicht ändern. 


19. Abgeordneter 

Gerd 

Andres 

(SPD) 


Steht der mit der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
dem Land Vietnam gewährte Kredit in Höhe von 
18,1 Mio. DM in einem Zusammenhang mit dem 
ursprünglich vereinbarten Rückführungsvertrag 
über vietnamesische Staatsbürger nach Vietnam, 
so daß daraus der Rückschluß gezogen werden 
könnte, daß der Abschluß dieses Vertrages von 
vorher- oder gleichgeschalteten weiteren Kredi- 
ten abhängig gemacht wird? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 10. April 1995 

Nein. Es besteht kein Zusammenhang zwischen dem in der Anfrage 
genannten Kredit der Finanziellen Zusammenarbeit über 18,1 Mio. DM 
und dem noch abzuschließenden Rückführungsvertrag für die in der Bun- 
desrepublik Deutschland lebenden Vietnamesen mit illegalem Aufent- 
halt. 


20, Abgeordnete 

Annelie 

Buntenbach 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie groß ist der vom Verein für das Deutschtum 
im Ausland (VDA) aus Projektgeldern der Bun- 
desregierung erworbene Besitz an Immobilien, 
Produktionsstätten und sonstigen Werten in den 
Nachfolgestaaten der Sowjetunion, der sich zur 
Zeit im Besitz des VDA befindet, und wie groß ist 
der entsprechende aus Projektgeldem der Bun- 
desregierung erworbene Besitz, der sich zur Zeit 
im Besitz anderer deutscher Staatsbürger oder 
Firmen befindet? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Walter Priesnitz 
vom 10. April 1995 


Der Verein für das Deutschtum im Ausland (VDA) führte ab 1990 für die 
Bundesregierung in den Gebieten der jetzigen Nachfolgestaaten der ehe- 
maligen Sowjetunion Kasachstan, Kirgistan und Ukraine Projekte durch. 

Nach sowjetischem Recht war es für eine ausländische natürliche und juri- 
stische Person nicht möglich, den Besitz, d. h. die Innehabung der tatsäch- 
lichen Gewalt bezüglich der im sowjetischen Inland gelegenen Produk- 
tionsstätten auszuüben. Diese Rechtsposition wurde daher von Anfang an 
den Betreibern der Produktionsstätten u. ä. übertragen (z. B. Zusam- 
menschlüssen von Kolchosen mit überwiegend rußlanddeutschen Mit- 
gliedern). Ausnahmen gelten bei Anschaffungen, die dem Mittler seine 
Koordinierungs- und Projektierungsaufgaben ermöglichen sollen, wie 
z. B. Büroausstattungen. 
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An diesem Zustand hat sich nach dem Zerfall der Sowjetunion faktisch 
nichts geändert. 

Das Eigentum an den mit Mitteln der Bundesrepublik Deutschland erwor- 
benen Ausrüstungen hatte der VDA, der damals als erste Mittlerorganisa- 
tion für Hilfsmaßnahmen zugunsten der Rußlanddeutschen in der damali- 
gen Sowjetunion tätig werden konnte, nach Maßgabe der Zuwendungs- 
bescheide treuhänderisch zu halten. Hierüber kann nur mit Zustimmung 
der Bundesregierung verfügt werden. 

Für andere Mittlerorganisationen wie z. B. die Gesellschaft für technische 
Zusammenarbeit GmbH (Einzelpersonen werden nicht als Mittler einge- 
setzt) gilt das Ausgeführte sinngemäß. 

Im übrigen setzt die Russische Föderation die frühere Sowjetunion fort, 
während die anderen elf GUS-Staaten Rechtsnachfolger der UdSSR sind. 


21. Abgeordnete 

Annelie 

Buntenbach 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Über welche Erkenntnisse verfügt die Bundes- 
regierung hinsichtlich der aus einer Gruppe der 
verbotenen „Nationalistischen Front" (NF) ent- 
standenen „Bajuwarischen Befreiungsfront "? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 10. April 1995 

Hierzu liegen dem Verfassungsschutz keine Erkenntnisse vor. 


22. Abgeordneter 

Peter H. 

Carstensen 

(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Kann die Waffenbesitzkarte als Nachweis dafür 
angesehen werden, daß sich eine Jagdwaffe zoll- 
rechtlich im freien Verkehr der EU befindet? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 7. April 1995 

Die Waffenbesitzkarte ist ausschließlich ein waffenrechtliches Erwerbs- 
und Besitzpapier für Schußwaffen und dient daher nur insoweit als 
Berechtigungsnachweis bei der Einfuhr. Im zollrechtlich ireien Verkehr 
befinden sich nur solche Waren, die einem Zollbeteiligten nach ordnungs- 
gemäßer Zollbehandlung entsprechend den gemeinschaftlichen Vor- 
schriften überlassen worden sind. Da die für die Eintragung einer Schuß- 
waffe in die Waffenbesitzkarte zuständigen Behörden bei der Eintragung 
keinen Verzollungsnachweis (Nachweis der ordnungsgemäßen Zoll- 
behandlung) verlangen, kann aus der Eintragung einer Schußwaffe nicht 
auf deren zollrechtlichen Status geschlossen werden. Die Waffenbesitz- 
karte ist deshalb kein geeignetes Nachweispapier dafür, daß sich eine 
eingetragene Schußwaffe im zollrechtlich freien Verkehr befindet. 


23. Abgeordneter 

Peter H. 

Carstensen 

(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Falls nein, welche Möglichkeiten sieht die Bun- 
desregierung, bei einer Novelle des derzeit 
geltenden Waffengesetzes den Geltungsbereich 
der Waffenbesitzkarte entsprechend zu erwei- 
tern? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 7. April 1995 

Die Bundesregierung sieht keine Notwendigkeit zu einer Erweiterung der 
Funktion der Waffenbesitzkarte durch Änderung waffenrechtlicher 
Vorschriften. 


24. Abgeordnete 

Gabriele 

Fograscher 

(SPD) 


Nach welchen Kriterien und rechtlichen Grund- 
lagen werden Fahrzeuge vom Bund für den ABC- 
Fall an die einzelnen Landkreise vergeben, und 
weshalb verfügt der flächenmäßig sehr große 
Landkreis Donau-Ries über kein derartiges Fahr- 
zeug? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 4. April 1995 

Der Schutz der Bevölkerung vor ABC-Gefahren im Frieden gehört zu den 
Aufgaben für die nach dem Grundgesetz die Länder die Gesetzgebungs- 
kompetenz besitzen. Der Bund ist für den Schutz der Zivilbevölkerung im 
Verteidigungsfall zuständig. 

Nach dem neuen Zivilschutzkonzept des Bundes gehört der ABC-Schutz 
neben dem Brandschutz, dem Sanitätsdienst und der Betreuung zu den 
Aufgabenbereichen, in denen der Bund den Katastrophenschutz der Län- 
der für einen evtl. Verteidigungsfall verstärkt. Dabei geht er davon aus, 
daß die Länder allein die Strukturierung des Katastrophenschutzes - und 
damit auch die Dislozierung der vom Bund gestellten Einsatzfahrzeuge - 
vornehmen. Der Bund nimmt hierauf keinen Einfluß. 

Ob und wie der Katastrophenschutz in den einzelnen Landkreisen, so 
auch im Landkreis Donau-Ries, ausgestattet und organisiert wird, ist allein 
Sache des Freistaates Bayern. 


25. Abgeordneter 

Günter 

Graf 

(Friesoythe) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß türkische Polizeikräfte - aus wel- 
chen Bereichen - in der Bundesrepublik Deutsch- 
land polizeilich aus- bzw. weitergebildet werden, 
und wenn ja, in welchen Einrichtungen? 


26. Abgeordneter 

Günter 

Graf 

(Friesoythe) 

(SPD) 


In welchen Bereichen erfolgt die polizeiliche Aus- 
und Fortbildung, und ist auch die Ausbildung an 
Waffen und sonstigem technischen Gerät darin 
enthalten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 10. April 1995 


Der Bundesregierung sind gegenwärtig laufende Aus- oder Weiterbil- 
dungsmaßnahmen für türkische Polizeikräfte in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht bekannt. 

Auf Bitten des Europarates haben jedoch in der Zeit vom 6. bis 31. März 
1995 zwei türkische Polizeioffiziere bei Polizeidienststellen des Landes 
Baden-Württemberg hospitiert. 
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Die Finanzierung erfolgte in Form von Stipendien durch den Europarat. 
Entsprechend den Vorstellungen des Europarates wurden den Hospitan- 
ten Einblicke in Strukturen und Abläufe der baden-württembergischen 
Polizei gewährt. In den theoretischen Abschnitten wurden Kenntnisse 
über Aufgaben, Rechte und Pflichten der Polizei in einem Rechtsstaat 
sowie entsprechende Fertigkeiten vermittelt. In den praktischen 
Abschnitten wurden Hospitationen bei den Polizeidienststellen (Schutz- 
und Kriminalpolizei) auf den verschiedenen Hierarchieebenen (Landes- 
polizeidirektion, Polizeidirektion, Polizeirevier, zentrale Einrichtungen) 
durchgeführt. Darüber hinaus erfolgten Besuche bei anderen öffentlichen 
Einrichtungen und Institutionen (z. B. Gerichte, Justiz Vollzugsanstalten 
u. a.). Eine Ausbildung an Waffen und sonstigem technischen Gerät war 
hierbei nicht eingeschlossen. 


27. Abgeordneter 

Günter 

Graf 

(Friesoythe) 

(SPD) 


Welche Ministerien bzw. Behörden sind in dem 
Bereich der polizeilichen Ausbildungshilfe zu- 
ständig, und in welcher Weise wird die Koordinie- 
rung vorgenommen? 


28. Abgeordneter 

Günter 

Graf 

(Friesoythe) 

(SPD) 


Ist bekannt, inwieweit die Länder sich an der Aus- 
bildung in welcher Größenordnung und in wel- 
cher Form beteiligen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 10. April 1995 

Maßnahmen der Bundesregierung im Bereich der polizeilichen Ausbil- 
dungshüfe werden grundsätzlich zwischen dem Auswärtigen Amt und 
dem Bundesministerium des Innern abgestimmt. Je nach Inhalt der poli- 
zeüichen Ausbildung werden die Maßnahmen vom Bundeskriminalamt, 
vom Bundesgrenzschutz oder von Länderpolizeien auf entsprechende Bit- 
ten der Bundesregierung durchgeführt. Darüber hinaus ist der Bundes- 
regierung bekannt, daß auch die Bundesländer polizeiliche Ausbildungs- 
maßnahmen in eigener Verantwortung durchführen. Diese Maßnahmen 
werden nicht in jedem Falle mit der Bundesregierung abgestimmt, so daß 
über die Größenordnung und in welcher Form diese Ausbildungsmaß- 
nahmen durchgeführt werden keine Aussagen gemacht werden können. 


29. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Welche geschätzte Anzahl von Arbeitsplätzen, 
welche Anzahl von Wohnungen, Kindergarten- 
plätzen, Schul- und Hochschulplätzen mußten für 
die Zuwanderer aus dem Ausland für die Zeit von 
1984 bis 1994 bereitgestellt werden? 


30. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Welche geschätzte Zahl von Arbeitsplätzen, 
Wohnungen, Kindergartenplätzen, Schul- und 
Hochschulplätzen mußten für die Zuwanderer 
aus dem Ausland in dem Zeitraum von 1984 bis 
1994 im Großraum München (Region 14 sowie 
Landeshauptstadt München) bereitgestellt wer- 
den? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 10. April 1995 


Die Zahl der sozialversicherungspflichtig beschäftigten Ausländer ist von 
1 632 615 Personen im Jahre 1984 um 507917 Personen auf 2 140 532 im 
Jahre 1994 angestiegen. 

Die Zahlen im Arbeitsamtsbezirk München (Stadt- und Landkreise Mün- 
chen, Dachau, Fürstenfeldbruck, Pasing, Starnberg, Ebersberg) stiegen 
von 1984 bis 1994 von 116 247 auf 150 657, also um 34410 Personen an. 

In diesen Zahlen sind jedoch nicht nur Zuwanderer, sondern auch in 
Deutschland geborene Ausländer erthalten. Diese weist die Statistik 
jedoch nicht gesondert aus; eine fundierte Schätzung ist kaum möglich. 
Andererseits sind in der genannten Zahl nicht diejenigen zugewanderten 
Ausländer enthalten, die zwischenzeitlich die deutsche Staatsangehörig- 
keit erworben haben. Beschäftigte Aussiedler werden statistisch nicht 
erfaßt. Eine Schätzung dieser Zahl ist nicht möglich. 

Eine Erhebung der Wohnungsversorgung der betreffenden Haushalte im 
Bundesgebiet und in regionalen Teilwohnungsmärkten liegt auf der 
Ebene des Bundes nicht vor. Die Durchführung der Maßnahmen des Bau- 
und Wohnungswesens ist entsprechend der föderalen Verfassungsord- 
nung des Grundgesetzes Aufgabe der Länder einschließlich der kommu- 
nalen Ebene. 

Die Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen ist eine Aufgabe der 
Jugendhilfe, die von den örtlichen Trägern im Rahmen der kommunalen 
Selbstverwaltung zu erfüllen ist. Der Bundesregierung liegen keine Anga- 
ben oder Schätzungen über die Zahl der Kindergartenplätze vor, die in der 
Zeit von 1984 bis 1994 für Kinder von Zuwanderem aus dem Ausland 
bereitgestellt worden sind. 

Auch über die Anzahl der Schul- und Hochschulplätze, die für Zuwande- 
rer aus dem Ausland von 1984 bis 1994 bereitgestellt wurden, liegen der 
Bundesregierung statistische Erhebungen nicht vor. 


31. Abgeordneter 
Volker 
Kauder 

(CDU/CSU) 


Gibt es bei der Bundesregierung Bestrebungen, 
die für deutsche Kriminalbeamte sehr unbefriedi- 
genden Regelungen hinsichtlich der polizei- 
lichen Verfolgung von Tätern über die Grenzen 
der EU- Vertragsstaaten dergestalt zu ändern, daß 
auch deutsche Kriminalbeamte ein unbeschränk- 
tes Verfolgungs- und Zugriffsrecht in EU-Staaten 
haben, zumal Kriminalbeamte aus EU-Nachbar- 
staaten in Deutschland ohne örtliche und zeit- 
liche Beschränkung Kriminelle verfolgen und 
festhalten können, dies aber deutschen Kriminal- 
beamten in den EU-Nachbarstaaten verwehrt ist? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 10. April 1995 


Das Schengener Durchführungsübereinkommen sieht in Artikel 41 Be- 
stimmungen für grenzüberschreitende Nacheile nur für die der Schenge- 
ner Kooperation angehörenden Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
vor. 
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Während Deutschland in seiner Erklärung nach Artikel 41 Abs. 9 SDÜ ein 
Nacheilerecht ohne räumliche oder zeitliche Begrenzung eingeräumt hat, 
ist aufgrund der abgegebenen Erklärungen eine Nacheile in den angren- 
zenden Schengen-Staaten nur räumlich und zeitlich beschränkt bzw. 
ohne ein Festhalterecht möglich. 

Die Bundesregierung hat immer die Auffassung vertreten, daß die von den 
Nachbarstaaten eingeräumte Nacheilebefugnis den polizeilichen Bedürf- 
nissen nicht gerecht wird. Eine Anpassung an die von Deutschland einge- 
räumte Nacheilemöglichkeit wird nach wie vor angestrebt. 


32. Abgeordneter 

Fritz Rudolf 
Körper 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Rechtsansicht, daß 
die Durchführung eines förmlichen Disziplinar- 
verfahrens gegen einen Beamten des höheren 
Dienstes in hervorgehobener Position, der wegen 
des Verrats von Dienstgeheimnissen rechtskräf- 
tig verurteilt worden ist, unumgänglich ist, und 
zwar auch dann, wenn der Beamte zwischenzeit- 
lich in den einstweiligen Ruhestand versetzt 
worden ist? 


Antwort des Staatssekretärs Franz Kroppenstedt 
vom 10. April 1995 


Ob gegen einen Beamten ein förmliches Disziplinarverfahren durchzufüh- 
ren ist, hängt nach der Bundesdisziplinarordnung (BDO) von den konkre- 
ten Umständen des Einzelfalls, insbesondere von der zu erwartenden 
Disziplinarmaßnahme, ab und ist nicht an das Vorhegen bestimmter 
Tatbestandselemente geknüpft. Dies gilt auch für Ruhestandsbeamte. 

Bei Vorliegen eines Strafurteils ist die Einschränkung des § 14 BDO zu 
beachten, bei Ruhestandsbeamten zusätzlich § 5 Abs. 2 BDO. 


33. Abgeordneter 

Robert 

Leidinger 

(SPD) 


Welche Absichten verfolgt die Bundesregierung 
mit der von ihr betriebenen Rettungsstation 
Straubing für die Zukunft, und kann dazu die 
Bundesregierung bestätigen, daß die RTH-Sta- 
tion Straubing wie bisher Standort für den dort 
stationierten Zivilhubschrauber im Rettungs- 
dienst CHRISTOPH 15 in Bundesverantwortung 
bleiben wird? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 10. April 1995 


Das Bundesministerium des Innern beabsichtigt, den Zivilschutz- 
hubschrauber des Bundes innerhalb eines Jahres aus Straubing zurück- 
zuziehen. 

Die Bundesregierung kann deshalb die im zweiten Teil Ihrer Frage zum 
Ausdruck gebrachte Erwartung nicht bestätigen. 
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34. Abgeordneter 

Robert 

Leidinger 

(SPD) 


Gibt es darüber hinaus Überlegungen der Bun- 
desregierung für die Zukunft, die Einsatzbedin- 
gungen für Rettungsdienstaufgaben der statio- 
nierten Zivüschutzhubschrauber des Bundes zu 
verändern, und welche Auswirkungen hat dies 
nach den Planungen des Bundes auf den Statio- 
nierungsort Straubing? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 10. April 1995 


Das Rettungswesen und somit auch die Luftrettung als Aufgaben der 
staatlichen Daseinsvorsorge im Bereich des Gesundheitswesens sind reine 
Länderaufgaben. Der Bund stellt seine für Zivilschutzzwecke beschafften 
Hubschrauber den Ländern für den Einsatz im friedensmäßigen Katastro- 
phenschutz und in der Luftrettung zur Verfügung. 

Die erheblichen Veränderungen, die sich in den letzten Jahren im Bereich 
der äußeren Sicherheit vollzogen haben, waren der Grund für erhebliche 
Reduzierungen der für den Verteidigungsfall vorgehaltenen Ressourcen 
im Bereich des Zivil- und Katastrophenschutzes. Hiervon kann der Bereich 
der Zivilschutzhubschrauber nicht ausgenommen werden. 

Vor diesem Hintergrund hat sich das Bundesministerium des Innern 
entschlossen, die Hubschrauber aus sechs von den 22 bisher mit Zivil- 
schutzhubschraubern besetzten Luftrettungsstationen zurückzuziehen. 

Abgesehen von dem beabsichtigten Rückzug der Zivilschutzhubschrau- 
ber aus bundesweit sechs Luftrettungsstationen ist die weitere Teilnahme 
der Zuvielschutzhubschrauber an der Luftrettung von der unverzicht- 
baren Forderung des Bundes abhängig, daß er die durch den Einsatz der 
Zivilschutzhubschrauber in der Luftrettung entstehenden Kosten von den 
Ländern erstattet erhält. Weitere Änderungen sind vom Bund nicht beab- 
sichtigt. 


35. Abgeordneter 

Robert 

Leidinger 

(SPD) 


Welche Ergebnisse erbrachte die Abstimmung 
der Bundesregierung zu o. a. Fragen 33 und 34 
mit dem Freistaat Bayern, und welche Vorschläge 
hat die Bayerische Staatsregierung dazu der Bun- 
desregierung vorgelegt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 10. April 1995 


Das Bayerische Staatsministerium des Innern ist zur Zeit darum bemüht, 
für den Betrieb in der Luftrettungsstation Straubing einen geeigneten 
neuen Bewerber zu finden. Der Zivilschutzhubschrauber des Bundes wird 
jedoch aus Straubing erst abgezogen werden, wenn der Freistaat Bayern 
ein anderes Luftfahrtunternehmen mit der fliegerischen Betreuung dieser 
Station beauftragt hat. Dadurch ist sichergestellt, daß die rettungsdienst- 
liche Versorgung der Bevölkerung in Niederbayern auf rechter halten 
bleibt und keine Versorgungsdefizite eintreten. 
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36. Abgeordneter 

Robert 

Leidinger 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung deshalb ausschließen, 
daß eine sogenannte Privatisierung der Zivil- 
schutzhubschrauber im Rettungsdienst auch in 
Zukunft unterbleibt, und - wenn dies verneint 
würde welche Auswirkungen hätte dies betrei- 
bermäßig auf den Stationierungsort Straubing? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 10. April 1995 

Der Betrieb von Luftrettungsstationen liegt in der ausschließlichen 
Zuständigkeit der Länder. Deshalb entscheiden auch sie allein, ob sie eine 
Luftrettungsstation von einem öffentlichen oder privaten Luftfahrtunter- 
nehmen betreiben lassen wollen. 


37. Abgeordnete 

Dr. Christine 
Lucyga 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung die aktuelle Anzahl der 
Gemeinden in den neuen Ländern bekannt, die 
über folgende Einwohnerzahlen verfügen: 20000 
bis 50000 Einwohner, 10000 bis 20000 Einwoh- 
ner, bis 10000 Einwohner? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 10. April 1995 

In den neuen Ländern beträgt die Zahl der Gemeinden mit 

a) bis 10 000 Einwohner 7 053, 

b) 10 000 bis 20 000 Einwohner 103, 

c) 20 000 bis 50 000 Einwohner 79, 

jeweils nach dem Stand vom 31. Dezember 1993. 


38. Abgeordnete 

Dr. Christine 
Lucyga 

(SPD) 


Liegen der Bundesregierung Informationen dar- 
über vor, wie viele Haushalte zu den jeweiligen 
Gemeindegrößen gehören und wie viele Haus- 
halte davon Wohngeld erhalten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 10. April 1995 

1. In diesen Gemeindegrößeklassen beträgt die Zahl der Haushalte 


zu a: 

2,648 

Mio. 

zu b: 

0,572 

Mio. 

zu c: 

1,086 

Mio. 


2. In der Gliederung nach Gemeindegrößeklassen ist die Zahl der Haus- 
halte, die Wohngeld erhalten, der Bundesregierung nicht bekannt. 

Die Zahl der Wohngeldempfänger bzw. der Anteil der Privathaushalte, 
die Wohngeld erhalten, stellen sich Ende 1993 in den neuen Ländern 
einschließlich Berlin-Ost wie folgt dar: 
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Stand 31. Dezember 1993 


Land 

Wohngeldempfänger 


Zahl 

Anteil an den 
Privathaushalten 

Berlin-Ost 

108 517 

17,1% 

Brandenburg 

219 146 

20,7% 

Mecklenburg- Vorpommern 

142 818 

19,1% 

Sachsen 

416 672 

20,4% 

Sachsen-Anhalt 

263 391 

22,2% 

Thüringen 

218 208 

20,6% 

insgesamt 

1 368 752 

20,3% 


Bis Ende 1994 dürfte die Empfängerzahl auf schätzungsweise eine 
Million Haushalte (ca. 15% Privathaushalte) zurückgegangen sein. 


39. Abgeordnete 

Ursula 

Mogg 

(SPD) 


Welche Arbeiten wurden bzw. werden im Rah- 
men des Immanuel-Kant-Habilitationsstipen- 
diums, das vom Bundesminister des Innern ver- 
geben wird, bisher gefördert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt* 
vom 6. April 1995 

Das Immanuel-Kant-Habilitationsstipendium des Bundesministeriums 
des Innern wird seit 1991 vergeben. Folgende Arbeiten wurden bzw. wer- 
den gefördert: 

- „Zweite Reformation und städtische Autonomie im Königlichen Preu- 
ßen 1570 - 1630 (Danzig, Elbing, Thorn) " 

(Förderung: 1. Mai 1991 bis 31. Oktober 1992), 

- „Die evangelische Kirche in Pommern und das Dritte Reich. Bedingun- 
gen, Konstellationen und Verlauf des Kirchenkampfes (1914 - 1945)" 
(Förderung: 1. Juni 1991 bis 31. Dezember 1992), 

- „Der Briefwechsel der Stadt Leutschau. Edition und Analyse einer 
Sammlung von Briefen aus slowakischen Archiven. Texte und Unter- 
suchungen zum Frühneuhochdeutschen in der Slowakei" 

(Förderung: ab 1. Januar 1995), 

- „Gattungstypologische Studien zur deutschen Literatur des Mittel- 
alters im östlichen Europa" 

(Förderung: ab 1. Mai 1995) 


40. Abgeordnete 

Ursula 

Mogg 

(SPD) 


Welche Absicht verbindet die Bundesregierung 
mit der Förderung von Habilitationen, deren The- 
men sich gemäß den Richtlinien für die Vergabe 
des Immanuel-Kant-Stipendiums „auf Gebiete 
innerhalb der Reichsgrenzen vom 31. Dezember 
1937 (jenseits der Oder-Neiße-Linie) oder in den 
historischen Siedlungsräumen Deutscher in Ost-, 
Ostmittel- und Südosteuropa beziehen"? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Wallenschmidt 
vom 6. April 1995 

Mit der Vertreibung der deutschen Bevölkerung aus den deutschen 
Kulturlandschaften des Ostens sind viele wissenschaftliche Einrichtun- 
gen, die sich mit Kultur und Geschichte dieser Gebiete beschäftigt haben, 
untergegangen. Die hiesigen Wissenschaftsinstitutionen haben nach dem 
Zweiten Weltkrieg diese Aufgabe nicht oder nur in geringem Umfang wei- 
tergeführt. 

Es sind daher gezielte staatliche Hilfen erforderlich, um diese im Osten 
entstandenen, unverzichtbaren Teile unserer Gesamtkultur, die nicht 
verlorengehen dürfen, in Forschung und Lehre unseres Landes zu inte- 
grieren und präsent zu halten. 

Aufgrund des gesetzlichen Auftrags in § 96 BVFG wurde daher im 
Rahmen der Maßnahmen zur Förderung dieses Bereichs u. a. zum 1. Ja- 
nuar 1986 das Immanuel-Kant-Promotionsstipendium gestiftet; darauf 
aufbauend wird seit dem 1. Januar 1991 das Immanuel-Kant-Habilita- 
tions Stipendium vergeben. Jungen Wissenschaftlern wird auf diese Weise 
der finanzielle Anreiz geboten, über diese deutschen Kulturlandschaften 
zu arbeiten. 

Ergänzend wird auf den im Juni 1994 dem Deutschen Bundestag vorge- 
legten Bericht der Bundesregierung über ihre Maßnahmen zur Förderung 
der Kulturarbeit gemäß § 96 BVFG in den Jahren 1991 und 1992 sowie auf 
die Fortschreibung des Aktionsprogramms des Bundesministeriums des 
Innern zur Förderung der deutschen Kultur des Ostens in den Jahren 1994 
.bis 1999, Drucksache 12/7877, Bezug genommen. 


41. Abgeordnete 

Dr. Comelie 
Sonntag-Wolgast 

(SPD) 


Trifft es zu, daß zunehmend Beamte der Polizei/ 
des Bundesgrenzschutzes, die am Frankfurter 
Flughafen mit Abschiebeverfahren nach § 18 a 
des neuen Asylgesetzes befaßt sind, aus Gewis- 
sensgründen Abschiebungen abbrechen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 10. April 1995 

Die Bundesregierung kann nur bezüglich der Beamten des Bundesgrenz- 
schutzes Stellung nehmen, da andere Polizeibeamte den Innenministerien 
der Länder unterstehen. Der Bundesregierung sind keinerlei Fälle dieser 
Art bekanntgeworden. 


42. Abgeordnete 

Dr. Cornelie 
Sonntag-Wolgast 

(SPD) 


Haben Beamte der Polizei/des Bundesgrenz- 
schutzes, die am Frankfurter Flughafen aus 
Gewissensgründen Abschiebungen abbrechen, 
mit Disziplinarverfahren zu rechnen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 10. April 1995 

Der Auftrag, einen Ausländer außer Landes zu bringen, stellt eine dienst- 
liche Weisung im Sinne des § 55 des Bundesbeamtengesetzes dar, deren 
Nichtbefolgen den Verdacht einer Dienstpflichtverletzung rechtfertigen 
würde. 
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* Beim Vorliegen eines solchen Verdachtes wäre der Dienstvorgesetzte 
gemäß § 26 der Bundesdisziplinarordnung (BDO) gesetzlich verpflichtet, 
disziplinäre Vorermittlungen einzuleiten. Die weitere Verfolgung und 
ggf. Ahndung würde sich nach den Bestimmungen der BDO richten. 


43. Abgeordnete Dürfen die nicht abgeschobenen Flüchtlinge mit 

Dr. Cornelie einem regulären Asylverfahren rechnen? 

Sonntag-Wolgast 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 10. April 1995 

Bei Personen, die einen Asylantrag gestellt haben, setzt ein Vollzug der 
Einreiseverweigerung nach § 18 a des Asylverfahrensgesetzes (AsylVfG) 
voraus, daß ein Asylverfahren durchgeführt wurde und das Bundesamt für 
die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge den Asylantrag als offen- 
sichtlich unbegründet abgelehnt hat. Das im Rahmen des § 18 a AsylVfG 
vor der Entscheidung über die Einreise durchgeführte Asylverfahren ist 
ein reguläres Asylverfahren. Sollte mit der Frage gemeint sein, ob in 
diesen Fällen ein weiteres Asylverfahren im Inland durchgeführt wird, so 
ist sie zu verneinen. 


44. Abgeordnete 

Dr. Cornelie 
Sonntag-Wolgast 

(SPD) 


Wie wird in den Fällen weiterverfahren, wo Flug- 
kapitäne das Ausfliegen von „Schüblingen" aus 
Gewissensgründen verweigern? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 10. April 1995 

Flugkapitäne sind nicht befugt, aus anderen Gründen als der Sicherheit 
des Fluges die Mitnahme rückzuführender Ausländer zu verweigern. 
Sofern im Einzelfall eine Rückführung aus solchen Gründen scheitert, 
wird sie alsbald mit einem anderen Flug vollzogen. 


45. Abgeordneter 

Max 

Straubinger 

(CDU/CSU) 


Auf welcher Rechtsgrundlage (auf ge gliedert 
jeweils in Zahlen, jeweils nach Rechtsgrund 
Familiennachzug, Asylantragsstellung, Freizü- 
gigkeit innerhalb der EG u. ä.) konnten im zu- 
rückliegenden Jahr Ausländer erstmals legal ein 
Aufenthaltsrecht in der Bundesrepublik Deutsch- 
land erwerben? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 10. April 1995 

Nach den im Ausländerzentralregister (AZR) enthaltenen Angaben haben 
im Jahre 1994 insgesamt 748704 Ausländer eine Aufenthaltsgenehmi- 
gung auf der Grundlage des Ausländergesetzes und des Aufenthalts- 
gesetzes EWG erhalten. Die Aufenthaltsgenehmigungen verteilen sich 
wie folgt: 
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befristete Aufenthaltserlaubnisse: 234 216 

unbefristete Aufenthaltserlaubnisse: 146 102 

Aufenthaltsberechtigungen: 21 367 

Aufenthaltsbewilligungen: 93 628 

Aufenthaltsbefugnisse: 46 064 

befristete Aufenthaltserlaubnisse EG: 100 064 

unbefristete Aufenthaltserlaubnisse EG: 36 126 


Dieser Tabelle läßt sich allerdings nicht entnehmen, ob und gegebenen- 
falls wie viele Ausländer bereits vorher eine andere Aufenthaltsgenehmi- 
gung besaßen oder über eine befristete Aufenthaltsgenehmigung verfüg- 
ten, die im Jahre 1994 verlängert worden ist, da im AZR aus technischen 
Gründen nur das Datum, die Erteilung und die Art der jeweils aktuellen 
Aufenthaltsgenehmigung eines Ausländers gespeichert sind. 

Personen, die nach dem EG-Vertrag Freizügigkeit genießen, sind in der 
obigen Tabelle unter den Rubriken „befristete" und „unbefristete Aufent- 
haltserlaubnisse EG" erfaßt. 

Wie viele der in der Tabelle auf geführten Aufenthaltsgenehmigungen im 
Rahmen des Familiennachzugs erteilt wurden, ist nicht bekannt, da das 
AZR keine Angaben zu den Gründen für die Erteilung von Aufenthalts- 
genehmigungen enthält. 

Zu den 748704 Personen, die im Jahre 1994 eine Aufenthaltsgenehmi- 
gung erhalten haben, kommen noch 71 137 Asylbewerber hinzu, die ihren 
Asylantrag im Jahre 1994 gestellt haben und deren Verfahren zur Zeit 
noch nicht bestands- oder rechtskräftig abgeschlossen ist. Diese Personen 
besitzen für die Dauer ihres Asylverfahrens eine Aufenthaltsgestattung. 
Personen, über deren Asylantrag bereits bestands- oder rechtskräftig ent- 
schieden wurde, sind, soweit sie ein Bleiberecht erworben haben, in der 
obigen Tabelle mitgezählt. Die übrigen sind ausreisepflichtig. 


46. Abgeordneter 

Max 

Straubinger 

(CDU/CSU) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Zahl 
der illegal im zurückliegenden Jahr eingereisten 
Ausländer und wie hoch die Zahl der im Jahre 
1995 sich im Gebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land aufhaltenden illegal Eingereisten? 


Antwortdes Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 10. April 1995 

Im Jahre 1994 hat der Bundesgrenzschutz 31 065 unerlaubt eingereiste 
Ausländer aufgegriffen. Wie viele Ausländer darüber hinaus illegal ein- 
gereist sind, ohne entdeckt zu werden, kann mangels hinreichender 
Anhaltspunkte nicht zuverlässig geschätzt werden. Zahlenangaben 
hierzu wären reine Spekulation. Daher kann auch keine Schätzung zur 
Gesamtzahl der illegal eingereisten Ausländer vorgenommen werden, 
die sich derzeit im Bundesgebiet aufhalten. 


47. Abgeordneter 

Manfred 

Such 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Zu welchen Zwecken genau hat der Bundes- 
grenzschutz den in der letzten Haushaltsbera- 
tung erteilten Auskünften zufolge welche Art 
„Aufwand für aktive Informationsgewinnung" 
betrieben und unter Titel 53999 des Kapitels 06 25 
in den vergangenen Jahren jeweils als „beson- 
dere Fahndungskosten" abgerechnet? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 7. April 1995 


Aus der nachfolgenden Übersicht ergibt sich, für welche Zwecke Aus- 
gaben für besondere Fahndungskosten in den Haushaltsjahren 1993 und 
1994 geleistet wurden: 


Zuständigkeits- 

Deliktsfeld 

Mittelverwendung 

Ausgaben 

bereich 



-DM- 


Haushaltsjahr 1993 


Grenzschutz- 

direktion 

Illegale Einreise 
von Ausländern 
und Urkunden- 
fälschung 

Anmietung von Kfz 

1 782,57 

Grenzschutz - 
direktion 

desgleichen 

Anmietung von Funk- 
telefonen einschl. 
Gesprächsgebühren 

6 562,86 

Grenzschutz- 

direktion 

desgleichen 

Aufwand für aktive 
Informationsgewinnung 

510,34 

Grenzschutz - 
Präsidium Mitte 

desgleichen 

Ankauf von Telefonkarten 

60,00 

Grenzschutz - 
Präsidium Mitte 

desgleichen 

Aufwand für aktive 
Informations ge winnung 

500,00 

Grenzschutz- 
präsidium Mitte 

desgleichen 

Anmietung von 

Mobiltelefonen 

7 953,70 

Grenzschutz- 
präsidum Mitte 

desgleichen 

Anmietung eines PC 
einschl. Verbauchsmaterial 

2 813,51 

Grenzschutz- 
präsidium Süd 

Bekämpfung der 

organisierten 

Kriminalität 

Aufwand für aktive 
Informationsgewinnung 

1 205,30 



Summe 

21 388,28 


Haushaltsjahr 1994 


Grenzschutz- 

direktion 

Illegale Einreise in 
Verbindung mit 
Urkunden- 
fälschung 

Aufwand für aktive 
Informationsgewinnung 

854,05 

Grenzschutz- 

direktion 

desgleichen 

Anmietung von Funk- 
telefonen einschl. 
Gesprächsgebühren 

3 807,16 

Grenzschutz- 
präsidium Nord 

Fahrausweisauto- 

matenaufbrüche 

Auszahlung von 

Belohnungen 

2 000,00 
(davon 

1 300,00 DM 
von der Bahn AG 
erstattet) 

Grenzschutz- 
präsidium Mitte 

Bekämpfung der 
unerlaubten 

Einreise 

Nachverfolgung von 
Telefonnummern 

400,00 

Grenzschutz - 
Präsidium Mitte 

desgleichen 

Anmietung eines PC 

2 120,00 
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Zuständigkeits- 

bereich 

Deliktsfeld 

Mittelverwendung 

Ausgaben 

-DM- 

Haushaltsjahr 1994 

Grenzschutz- 
präsidium Mitte 

desgleichen 

Aufwand für aktive 
Informationsgewinnung 

600,00 

Grenzschutz- 
präsidum Mitte 

desgleichen 

Kosten für Schlüsseldienst 

599,15 

Grenzschutz- 
präsidium Nord 

desgleichen 

Aufwand für aktive 
Informationsgewinnung 

300,00 

Grenzschutz- 
präsidium West 

Bekämpfung der 
Ausländer- 
kriminalität 

Aufwand für aktive 
Informationsgewinnung 

71,60 

Grenzschutz- 
präsidium Süd 

Bekämpfung der 

organisierten 

Kriminalität 

Aufwand für aktive 
Informationsgewinnung 

331,50 



Summe 

10 983,46 

Haushaltsjahr 1995 

gesamter 

BGS-Bereich 

Bekämpfung der 
organisierten 
Kriminalität 
im Zusammen- 
hang mit der 
illegalen Einreise 
von Ausländem 
und Urkunden- 
fälschungen 

Aufwand für aktive 
Informationsgewinnung 
und Anmietung von 
Funktelefonen 

voraussichtlich 

10 000,00 

Die Mittel für „aktive Informationsgewinnung" wurden hierbei vom Bun- 



desgrenzschutz zur Wahrnehmung seiner gesetzlich zugewiesenen prä- 
ventiven und repressiven Aufgaben (vgl. § 12 BGSG) verausgabt und un- 
ter Kapitel 0625 Titel 53999 - Vermischte Verwaltungsausgaben - als 
„besondere Fahndungskosten " abgerechnet. 


48. Abgeordneter 

Manfred 

Such 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Auf welchen Tatsachen beruht nach Auffassung 
der Bundesregierung die am 26. Februar 1995 
geäußerte Feststellung des spanischen Minister- 
präsidenten Felipe Gonzales-Marquez, der Ter- 
rorismus könne auch „außerhalb der legalen 
Kontrolle” bekämpft werden - in Spanien näm- 
lich mutmaßlich durch gegenterroristische Akti- 
onen bestimmter Polizeieinheiten „wie dies 
auch in Großbritannien, Italien, Deutschland, 
Israel und anderswo" geschehen sei („Frankfur- 
ter Rundschau" vom 28. Februar 1995), und in 
welcher Weise ist die Bundesregierung gegen- 
über der spanischen Regierung diesem öffent- 
lichen Vorwurf entgegengetreten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 7. April 1995 

Es ist nicht Angelegenheit der Bundesregierung, zu Hintergründen 
angeblicher Äußerungen ausländischer Regierungsvertreter Stellung 
zu nehmen. 
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49. Abgeordneter 

Manfred 

Such 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Worauf beruhte es, daß am 27. März 1995, einen 
Tag nach Öffnung der europäischen Binnengren- 
zen, der nationale Zentralrechner für das Schen- 
gener Informationssystem beim Bundeskriminal- 
amt für mehr als sechs Stunden ausgefallen ist, 
und wie beurteilt die Bundesregierung die Erwar- 
tung des Bayerischen Innenministeriums (laut 
dpa 28. März 1995), „das wird wahrscheinlich 
nicht das letzte Mal gewesen sein" ? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 7. April 1995 


Der Rechner für den nationalen Teil des Schengener Informationssystems 
(N-SIS) im BKA ist am 27. März 1995 nicht ausgefallen. 

Für die Lokalisation und anschließenden sofortigen Beseitigung eines 
Softwarefehlers wurden einzelne N-SIS Auskunftskomponenten am 
27. März 1995 in der Zeit von 14.30 bis 17.45 Uhr durch das BKA in Abstim- 
mung mit den betroffenen LKÄ außer Betrieb gesetzt. Einschränkungen 
für SIS-Abfragemöglichkeiten an der Schengener Außengrenze gab es 
nicht, vor allem die Abfragemöglichkeiten an den Flughäfen waren nicht 
betroffen. 

Die von dpa verbreitete „Erwartung" des Bayerischen Staatsministeriums 
des Innern wird von der Bundesregierung nicht geteilt. Für derartige 
Vermutungen gibt es keinerlei Begründung. 


50. Abgeordnete 

Uta 

Zapf 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um die Kommunen von dem Differenz- 
betrag bei der Herstellung von Personalaus- 
weisen seit der Kostenerhöhung (von 9,70 DM auf 
11,90 DM plus MWSt) zu entlasten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 7. April 1995 

Das Personalausweisgesetz, das mit Zustimmung der Länder im Bundesrat 
erlassen wurde, ist nach Artikel 83 des Grundgesetzes von den Ländern als 
eigene Angelegenheit auszuführen. Folglich haben die Länder gemäß 
Artikel 104 a Abs. 1 des Grundgesetzes alle mit der Ausstellung von Per- 
sonalausweisen zusammenhängenden Kosten zu tragen. Hierzu gehören 
auch die Herstellungskosten der Ausweisdokumente in der Bundesdruk- 
kerei. 

Es ist somit Aufgabe der Länder, ihren Kommunen die erforderlichen 
Finanzmittel für die Ausstellung der Identitätspapiere zur Verfügung zu 
stellen. 

Dementsprechend erstattet das Land Rheinland- Pfalz den Personalaus- 
weisbehörden die Herstellungskosten des Personalausweises in der Bun- 
desdruckerei, soweit diese nicht durch zu erhebende Gebühren abge- 
deckt werden. Der übrige personelle und sächliche Verwaltungsaufwand 
im Zusammenhang mit der Ausstellung von Personalausweisen wird 
durch den kommunalen Finanzausgleich berücksichtigt. 
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Unabhängig davon hat der Bundesminister des Innern im Rahmen der 
Prüfung, ob eine Gebührenerhöhung zur Verbesserung der Kostensitua- 
tion der Kommunen durch den Bund in die Wege zu leiten ist, das für die 
Dienstaufsicht über die Bundesdruckerei zuständige Bundesministerium 
für Post und Telekommunikation um Überprüfung der Preise der Bundes- 
druckerei für die Herstellung der Personalausweise gebeten, das hierzu 
die Preisüberwachungsstelle in der Senatsverwaltung für Wirtschaft, in 
Berlin, eingeschaltet hat. Das Ergebnis dieser Untersuchung liegt noch 
nicht vor. 


51. Abgeordnete Warum dürfen die Kommunen keine kosten- 

Uta deckende Gebühr erheben? 

Zapf 

(SPD) 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 7. April 1995 

Ohne dem Ergebnis dieser Prüfung vorgreifen zu wollen, darf ich zur 
Frage einer Gebührenerhöhung für die Ausstellung von Personalauswei- 
sen auf folgenden Sachverhalt hinweisen: 

Wegen der jeden Deutschen treffenden Verpflichtung zum Besitz eines 
Personalausweises wurden die Ausweise bis zum 31. März 1987 gebüh- 
renfrei ausgestellt. Gleichwohl hatten die Personalausweisbehörden 
an die Bundesdruckerei für die Lieferung der Blankovordrucke damals 
2,49 DM zu entrichten. Dieser Preis würde nach Mitteilung der Bundes- 
druckerei infolge des Fortschreitens der Kostenentwicklung heute 
3,66 DM betragen. 

Die mit Inkrafttreten des neuen Personalausweisgesetzes am 1. April 1987 
eingeführte Personalausweisgebühr von 10,00 DM sollte in etwa die 
Mehrkosten für die Herstellung der neuen fälschungssicheren Personal- 
ausweise in der Bundesdruckerei abdecken. Sie sollte nicht zu einer Ent- 
lastung der Kommunen von Kosten führen, die sie seit jeher zu tragen 
hatten. 

Der Herstellungspreis für die neuen Ausweise in der Bundesdruckerei 
betrug seit dem 1. Januar 1988 unverändert 11,90 DM, wobei für den Per- 
sonalausweis keine Mehrwertsteuer zu entrichten war. Aufgrund der nun- 
mehr zum 1. Juli 1994 erfolgten Umwandlung der Bundesdruckerei in eine 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung sind ab diesem Zeitpunkt alle Pro- 
dukte der Bundesdruckerei mehrwertsteuerpflichtig. Dementsprechend 
hat die Bundesdruckerei den Herstellungspreis des Personalausweises 
zum 1. Juli 1994 von 11,90 DM um 15% Mehrwertsteuer auf 13,69 DM 
angehoben. 

Da der Herstellungspreis für den gebührenfrei ausgestellten Personalaus- 
weis nach altem Recht heute 3,66 DM betragen würde, belaufen sich die 
Mehrkosten der Personalausweisbehörden für die Herstellung des fäl- 
schungssicheren Personalausweises derzeit auf 10,03 DM. Daraus folgt, 
daß die Mehrkosten für die Herstellung des neuen Personalausweises in 
der Bundesdruckerei weiterhin durch die Ausweisgebühr von 10,00 DM 
gedeckt sind. Im übrigen darf auch nicht verkannt werden, daß die Aus- 
weisbehörden statt der Blankovordrucke nach altem Recht jetzt von der 
Bundesdruckerei ausgefüllte Dokumente erhalten und somit weitere 
Kostenvorteile erzielen. Hinzu kommt, daß die Mehrwertsteuer zwischen 
Bund und Ländern im Verhältnis 63% zu 37% auf geteilt wird, so daß die 
Länder die Möglichkeit haben, den Kommunen den entsprechenden 
Anteil an der Mehrwertsteuer zukommen zu lassen. 
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Hieraus ergibt sich, daß der Bund die schwierige Finanzsituation der 
Kommunen in diesem Bereich nicht durch die Einführung der neuen 
Personaldokumente verursacht hat. Die Gründe hierfür liegen allein an 
den gestiegenen Verwaltungskosten innerhalb der Kommunen selbst. 

Sofern nach Auffassung der Länder wegen des Anstiegs dieser Kosten 
eine Gebührenerhöhung erforderlich sein sollte, haben die Länder die 
Möglichkeit, eine entsprechende Bundesratsinitiative gemäß Artikel 76 
Abs. 1 des Grundgesetzes in die Wege zu leiten. 

Sollte dies ausscheiden, könnten die Länder nach dem Vorbild des Landes 
Rheinland-Pfalz den Kommunen die nicht durch zu erhebende Gebühren 
abgedeckten Kosten erstatten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Ausländer, 
die eine Kfz -Pflichtversicherung nach § 5 des 
Pflichtversicherungsgesetzes abschließen wol- 
len, von einigen Versicherungsunternehmen fak- 
tisch benachteiligt werden, indem z. B. Versiche- 
rungsvertretern keine Provision für den Versiche- 
rungsabschluß mit Ausländern gezahlt wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 7. April 1995 

Der Bundesregierung liegen Erkenntnisse vor, nach denen Versiche- 
rungsunternehmen bei Vertragsabschlüssen mit ausländischen Versiche- 
rungsnehmern zum Teil geringere Provisionen an die Vermittler zahlen 
als bei Abschlüssen mit deutschen Versicherungsnehmern; teilweise 
werden auch überhaupt keine Provisionen gezahlt. Die Versicherungs- 
vertreter sollen durch die Provisionskürzung von der Werbung abgehalten 
werden. 


53. Abgeordnete Wenn ja, wie hoch ist die Zahl der so diskriminier- 

Dr. Gisela ten Ausländer - aufgeschlüsselt nach EU-Auslän- 

Babel dern und Nicht-EU-Ausländern? 

(F.D.P.) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 7. April 1995 

Die Zahl der Fälle, in denen es zu Provisionskürzungen gekommen ist, ist 
der Bundesregierung nicht bekannt. 


52. Abgeordnete 

Dr. Gisela 
Babel 

(F.D.P.) 


54. Abgeordnete 

Dr. Gisela 
Babel 

(F.D.P.) 


Wenn ja, verstößt nach Meinung der Bundes- 
regierung die Praxis der Versicherungsunterneh- 
men, soweit EU-Ausländer betroffen sind, gegen 
das Diskriminierungsverbot des EG- Vertrages? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 7. April 1995 

Eine rechtliche Benachteiligung von ausländischen Kfz-Haltern ist nicht 
ersichtlich, da sie ebenso wie deutsche Kfz-Halter einen Anspruch auf 
Abschluß eines Kfz-Haftpflichtversicherungsvertrages haben. Wenn ein 
Versicherer einen Antrag auf Abschluß einer Kfz-Haftpfhchtversicherung 
zu seinem allgemeinen Unternehmenstarif ablehnen will, ist er nach 
§ 5 Abs. 3 PflVG verpflichtet, unter Berücksichtigung einer Statistik oder 
tatsächlich nachzuweisender erhöhter Risiken ein davon abweichendes 
verbindliches Angebot zu machen; Anträge dürfen jedenfalls nicht 
aufgrund der Staatsangehörigkeit des Antragstellers zurückgewiesen 
werden. 

Ob ungeachtet dessen in der - auch nach Auffassung der Bundesregie- 
rung zu mißbilligenden - Praxis einiger Versicherungsunternehmen, bei 
Abschlüssen mit Inländern höhere Provisionen zu zahlen als bei Abschlüs- 
sen mit ausländischen Kunden, ein Verstoß gegen das Diskriminierungs- 
verbot des Artikels 6 des EG-Vertrages liegt, kann als Rechtsfrage ver- 
bindlich nur von den Gerichten entschieden werden. 


55. Abgeordnete Wenn ja, welche Möglichkeiten sieht die Bundes- 

Dr. Gisela regierung, diese Praktiken in der Versicherungs- 

Babel Wirtschaft zu unterbinden? 

(F.D.P.) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 7. April 1995 

Mit Erlaß des Dritten Durchführungsgesetzes/EWG zum VAG vom 21. Juli 
1994 (BGBl. I S. 1630) wurde der neue § 81 e in das VAG eingefügt, der das 
Abstellen auf die Staatsangehörigkeit bei der Tarifbildung und Prämien- 
kalkulation verbietet. 

Vor diesem Hintergrund wird das Bundesaufsichtsamt für das Versiche- 
rungswesen den Beschwerden über die geschilderten Praktiken nachge- 
hen. Falls sich Beeinträchtigungen der Versicherungsnehmer herausstei- 
len sollten und die Provisionskürzungen als eine Umgehung des § 81 e 
VAG anzusehen sind, kann es Maßnahmen nach § 81 Abs. 2 VAG, gege- 
benenfalls auch als Untersagungsverfügungen, ergreifen. Außerdem wird 
derzeit im BAV geprüft, ob ein entsprechender Hinweis in ein in Vorberei- 
tung befindliches Rundschreiben an die Versicherungsunternehmen 
aufgenommen werden soll. 


56. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Hacker 

(SPD) 


Welche Auffassung vertritt die Bundesregierung 
in der Frage der Rückgabe von Bodenreform- 
grundstücken an die früheren Eigentümer bzw. 
deren Rechtsnachfolger, die den Betroffenen im 
Zuge der Zwangsaussiedlungen an der inner- 
deutschen Grenze von der DDR-Regierung ent- 
zogen wurden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 12. April 1995 

Das Institut des Bodenreformeigentums ist unserer Rechtsordnung fremd. 
Die Entscheidung darüber, was einem enteigneten Zwangsausgesiedel- 
ten heute nach verwaltungsrechtlicher Rehabilitierung anstelle von 
Bodenreformeigentum zu übertragen ist, bleibt im Streitfall letztlich den 
Gerichten Vorbehalten. 
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57. Abgeordneter 

Hans- Joachim 
Hacker 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß dem 
Willen des Bundesgesetzgebers beim Erlaß des 
Gesetzes über die Aufhebung rechtsstaatswidri- 
ger Verwaltungsentscheidungen im Beitritts- 
gebiet und die daran anknüpfenden Folgean- 
sprüche (Verwaltungsrechtliches Rehabilitie- 
rungsgesetz — VwRehaG) uneingeschränkt 
Rechnung getragen wird und die Zwangsausge- 
siedelten wieder in alle früheren Rechte einge- 
setzt werden, insbesondere nach geltendem 
Recht heute Volleigentum an ihren früheren 
Bodenreformgrundstücken erlangen, oder sieht 
die Bundesregierung Handlungsbedarf zur Kor- 
rektur von Verwaltungsentscheidungen zur Ver- 
wirklichung von Geist und Buchstaben des Ver- 
waltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes in 
dieser Frage? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 12. April 1995 


Mit Bezug auf die Ausführungen in der Antwort zu Frage 56 sieht die Bun- 
desregierung derzeit keinen Handlungsbedarf bezüglich der Rückgabe 
von Bodenreformeigentum an frühere Zwangsausgesiedelte. 


58. Abgeordneter 

Lothar 

Ibrügger 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß auch unter Würdigung des Sitzblockade- 
Urteils des Bundesverfassungsgerichtes vom 
10. Januar 1995 eine Verurteilung von Dränglern 
und Blockierern im Straßenverkehr gemäß § 240 
StGB wegen Nötigung erfolgen kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 11. April 1995 


Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Beschluß vom 10. Januar 
1995 festgestellt, daß die bisherige Rechtsprechung, nach der es als 
Gewalt im Sinne des § 240 StGB zu werten ist, wenn der Täter mit gerin- 
gem körperlichem Kraftaufwand einen psychisch determinierten Prozeß 
beim Opfer in Lauf setzt, gegen den Bestimmtheitsgrundsatz des Artikels 
103 Abs. 2 GG verstößt. Die Bundesregierung prüft derzeit, welche 
Auswirkungen diese Entscheidung über den Bereich von Sitzblockaden 
hinaus für Fälle nötigenden Verhaltens im Straßenverkehr haben könnte. 


Im übrigen obliegt es den für die Auslegung und Anwendung der Straf- 
vorschriften im Einzelfall zuständigen Gerichten, die Neubestimmung des 
Gewaltbegriffs in § 240 StGB vorzunehmen. Die Bundesregierung wird 
die weitere Entwicklung der Rechtsprechung sorgfältig beobachten, um 
- unter Berücksichtigung der Möglichkeiten einer anderweitigen Ahn- 
dung - nicht hinnehmbare Strafbarkeitslücken zu vermeiden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


59. Abgeordnete 

Petra 

Bläss 

(PDS) 


Um welche Beträge müßten bei der allgemeinen 
Preis-, Lohn- und Gehaltsentwicklung sowie des 
Wachstums des Bruttosozialprodukts die 1974 in 
das Einkommensteuergesetz übernommenen 
Pauschbeträge für Schwerbehinderte (nach §§33 
und 33 b EStG - bei Beachtung der laufenden und 
typischerweise entstehenden behinderungsbe- 
dingten Aufwendungen, z. B. für Hilfeleistungen, 
Medikamente und Wäsche) angehoben werden, 
um einen gleichen Entlastungseffekt wie damals 
bei behinderungsbedingten Mehraufwendungen 
zu bewirken? 


60. Abgeordnete 

Petra 

Bläss 

(PDS) 


Kann sich die Bundesregierung unter Berück- 
sichtigung der allgemeinen Preis-, Lohn- und 
Gehaltsentwicklung in der Bundesrepublik 
Deutschland der Auffassung anschließen, daß 
eine Anhebung der Pauschbeträge für Schwer- 
behinderte (nach § 33 EStG) zur Kompensation 
der inzwischen eingetretenen Veränderungen 
notwendig ist, wenn nicht, warum? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 10. April 1995 

Mit dem Einkommensteuerreformgesetz 1974 (BStBl I S. 530) wurden die 
Pauschbeträge für Behinderte aus § 65 EStDV in den § 33b EStG übernom- 
men. Gleichzeitig wurden die Pauschbeträge angehoben und seitdem im 
wesentlichen nicht mehr verändert. 

Jeder Behinderte, der die gesetzlichen Voraussetzungen der §§33 und 
33 b EStG erfüllt, hat die Möglichkeit, 

- entweder ohne Einzelnachweis und ohne Kürzung um eine zumutbare 
Belastung einen nach dem Grad der Behinderung gestaffelten Pausch- 
betrag (§ 33b EStG) 

- oder aber unter Berücksichtigung einer zumutbaren Belastung den tat- 
sächlichen behinderungsbedingten Mehraufwand im Rahmen des § 33 
EStG 

vom Gesamtbetrag der Einkünfte abzuziehen. 

Die Bundesregierung hält eine Anpassung dieser Pauschbeträge nicht für 
erforderlich. Die Pauschbeträge dienen dem Ziel, die Gesetzesanwen- 
dung zu vereinfachen und unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand zu 
vermeiden. Sie sind eingeführt worden, um es den Behinderten zu erspa- 
ren, ihre behinderungsbedingten Mehraufwendungen - soweit sie einen 
angemessenen Umfang nicht übersteigen - im einzelnen nachweisen zu 
müssen. Dieser Vereinfachungszweck wird nach wie vor erreicht. Im Rah- 
men des regelmäßigen Erfahrungsaustausches mit den obersten Finanz- 
behörden der Länder wird die Wirkung der Pauschbeträge regelmäßig 
überprüft. Danach gibt es keine Erkenntnisse, daß Steuerpflichtige ver- 
mehrt statt der Pauschbeträge ihre tatsächlichen behinderungsbedingten 
Aufwendungen geltend machen. 
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Der jeweilige Pauschbetrag entspricht den geschätzten typischen behin- 
derungsbedingten Mehraufwendungen. Einmalige, untypische, außer- 
ordentliche und ungewöhnliche Kosten (z. B. einer Kur oder eines Kran- 
kenhausaufenthaltes mit Operation) sowie mittelbar behinderungsbe- 
dingte Aufwendungen (z. B. Kraftfahrzeugkosten bestimmter Behinder- 
ter) können neben den Pauschbeträgen nach § 33 EStG abgezogen wer- 
den. 

Aus der Entwicklung der allgemeinen Lebenshaltungskosten sind nur in 
beschränktem Umfang Rückschlüsse auf die Mehraufwendungen Behin- 
derter zu ziehen. Der Lebenshaltungskostenindex wird auf der Grundlage 
von statistischen Erhebungen über die Preise von Waren und Leistungen 
allgemeiner Art berechnet. Behinderungsspezifische Bedarfslagen sind 
nicht repräsentativ vertreten. 

Gerade die letztgenannten Kosten müssen auch nicht alle Behinderten 
selbst tragen. Insbesondere das Sozialrecht sieht unter bestimmten 
Voraussetzungen einen Aufwendungsersatz für Behinderte vor. Nach 
§ 33 EStG sind nur solche Aufwendungen abziehbar, die den Steuerpflich- 
tigen endgültig belasten. Soweit der Steuerpflichtige von dritter Seite 
einen Aufwendungsersatz erhält, scheidet ein Abzug als außergewöhn- 
liche Belastung aus. 

Bei der Festlegung von Pauschbeträgen ist eine sorgfältige Abwägung 
zwischen dem Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung und 
etwaigen Vereinfachungsvorteilen erforderlich. Ein Verzicht auf den 
Nachweis von Aufwendungen in größerem Umfang erhöht das Risiko un- 
erwünschter und ungerechter Mitnahme effekte. 


61. Abgeordneter 

Hans Martin 
Bury 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Fälle, in 
denen Privatanleger durch die im Zweiten 
Finanzmarktförderungsgesetz eingeführte Rege- 
lung zur Veröffentlichung kursrelevanter Tat- 
sachen bei Wertpapieren, die an einer inlän- 
dischen Börse gehandelt werden (Ad-hoc-Publi- 
zität), im Vergleich zu professionellen Marktteil- 
nehmern der sogenannten Bereichsöffentlichkeit 
(Kreditinstitute, Versicherungen etc.) in einigen 
Fällen erheblich benachteiligt worden sind, und 
welche Ursachen waren nach Auffassung der 
Bundesregierung im einzelnen für diese konkre- 
ten Benachteiligungen ausschlaggebend? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 7. April 1995 

§ 15 des im Rahmen des Zweiten Finanzmarktförderungsgesetzes neu 
geschaffenen Wertpapierhandelsgesetzes (WpHG) verpflichtet Unterneh- 
men, deren Wertpapiere an einer inländischen Börse im amtlichen Handel 
oder im geregelten Markt notiert sind, in ihrem Tätigkeitsbereich einge- 
tretene Tatsachen unverzüglich zu veröffentlichen, sofern diese Tat- 
sachen geeignet sind, den Kurs der Wertpapiere erheblich zu beeinflus- 
sen. Gemäß § 15 Abs. 3 Satz 1 WpHG besteht für die verpflichteten Unter- 
nehmen die Möglichkeit, die Veröffentlichung über ein elektronisch be- 
triebenes Informationsverbreitungssystem, das bei den in der Vorschrift 
näher bezeichneten Marktkreisen weit verbreitet ist, vorzunehmen (Her- 
stellung der sog. Bereichsöffentlichkeit). 
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Nach Kenntnis der Bundesregierung hat die in § 15 Abs. 3 Satz 1 WpHG 
eingeführte Möglichkeit der Information der Bereichsöffentlichkeit bis- 
lang nicht zu einer Benachteiligung der Privatanleger im Vergleich zu pro- 
fessionellen Marktteilnehmern geführt. 


62. Abgeordneter 

Hans Martin 
Bury 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, 
zur Vermeidung derartiger Benachteiligungen 
von Privatanlegern im Vergleich zu profes- 
sionellen Marktteilnehmern die unverzügliche 
Bekanntmachung kursbeeinflussender Tatsachen 
bei börsennotierten Wertpapieren auch gegen- 
über Privatanlegern durch eine Änderung des 
Wertpapierhandelsgesetzes sicherzustellen, und 
wie könnte, falls die Bundesregierung eine solche 
Gesetzesänderung nicht erwägt, im Rahmen der 
bisherigen Ad-hoc- Publizitätsregelung des Wert- 
papierhandelsgesetzes in Zukunft sicherge stellt 
werden, daß in vergleichbaren Fällen eine der- 
artige Benachteiligung privater Anleger aus- 
geschlossen ist? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 7. April 1995 

Nach Auffassung der Bundesregierung stellt die im Rahmen des § 15 
WpHG getroffene Regelung eine Lösung dar, die allen beteiligten Interes- 
sengruppen gerecht wird. 

Nach derzeitigem Erkenntnisstand ist auch bei einer Information der 
Bereichsöffentlichkeit ein ausreichender Schutz des Privatanlegers ge- 
währleistet. § 43 Abs. 1 Nr. 1 des Börsengesetzes eröffnet den Geschäfts- 
führungen der Börsen im Zusammenhang mit der Veröffentlichung kurs- 
relevanter Tatsachen die Möglichkeit einer Aussetzung der Notierung der 
betroffenen Wertpapiere, sofern dies zum Schutz des Publikums geboten 
erscheint. Erfolgt eine solche Aussetzung, so hat dies nach den Börsen- 
geschäftsbedingungen sowie den seit Anfang des Jahres geltenden Son- 
derbedingungen für Wertpapiergeschäfte der Kreditinstitute zur Folge, 
daß sämtliche vorhandenen Aufträge erlöschen. 

Durch diese Regelung wird der Privatanleger hinreichend vor einer Aus- 
führung seiner auf einer unzutreffenden Informationslage beruhenden 
Order geschützt. Zugleich hat nach den Sonderbedingungen für Wert- 
papiergeschäfte der Kreditinstitute unverzüglich eine Benachrichtigung 
der Kunden über das Erlöschen der Order zu erfolgen. Kunden, die in 
Unkenntnis einer erfolgten Veröffentlichung kursrelevanter Tatsachen 
Wertpapiere erwerben oder veräußern wollen, sind zudem vor ihrer Anla- 
geentscheidung über die neuesten für die Entscheidung relevanten Um- 
stände hinzu weisen; eine entsprechende gesetzliche Verpflichtung ist 
durch die sog. Wohlverhaltensregeln für Wertpapierdienstleistungsunter- 
nehmen im Zweiten Finanzmarktförderungsgesetz geschaffen worden. 
Im Rahmen der Beurteilung einer Aussetzung der Notierung obliegt es 
hier den Geschäftsführungen der Börsen, Entscheidungen zu treffen, die 
sowohl den Interessen der Privatanleger als auch denen der professionel- 
len Marktteilnehmer sowie den öffentlichen Belangen Rechnung tragen. 

Die Bundesregierung hält es für wünschenswert, daß Privatanleger die 
Möglichkeit haben, sich auch ohne Beratung durch professionelle Markt- 
teilnehmer über die neuesten Nachrichten zu informieren. So wäre es 


30 



Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/1127 


denkbar, kursrelevante Informationen über bestimmte elektronische 
Medien (z. B. Teletext oder Anrufbeantworter) auch dem Privatanleger 
zugänglich zu machen. 

Soweit kursrelevante Tatsachen außerhalb der Börsenzeit veröffentlicht 
werden, erscheint eine Kursaussetzung zur Information der Öffentlichkeit 
nach gegenwärtigem Erkenntnisstand nicht unbedingt erforderlich. Aller- 
dings ist in diesem Zusammenhang zu klären, ob in derartigen Fällen ein 
Erlöschen der vorliegenden Aufträge von Privatanlegern angezeigt ist 
und, falls dies der Fall ist, auf welche Weise dies erreicht werden kann; 
diese Frage wird gegenwärtig im Länderarbeitskreis für Börsen- und 
Wertpapierfragen erörtert. 

Die Bundesregierung verfolgt die praktischen Auswirkungen der Neu- 
regelung sehr intensiv. Soweit sich aufgrund von im Zusammenhang mit 
der in § 15 WpHG eröffneten Möglichkeit der Veröffentlichung durch Her- 
stellung der Bereichsöffentlichkeit gewonnenen Erfahrungen ein gesetz- 
geberischer Handlungsbedarf zur Verbesserung des Anlegerschutzes 
ergibt, wird die Bundesregierung im Rahmen des Dritten Finanzmarktför- 
derungsgesetzes entsprechende Maßnahmen ergreifen. 


63. Abgeordneter 

Hans Martin 
Bury 

(SPD) 


Welche Gründe hatte die Bundesregierung bei 
der Definition der im Zweiten Finanzmarktförde- 
rungsgesetz eingeführten Regelung zur Ver- 
öffentlichung kursrelevanter Tatsachen bei Wert- 
papieren, die an einer inländischen Börse gehan- 
delt werden (Ad-hoc-Publizität), lediglich die 
sofortige Information der professionellen Markt- 
teilnehmer der sogenannten Bereichsöffentlich- 
keit (Kreditinstitute, Versicherungen etc.), nicht 
aber die zeitgleiche Information von Privatanle- 
gern sicherzustellen, und sieht die Bundesregie- 
rung hierin einen Widerspruch zu der in der Ziel- 
setzung des Zweiten Finanzmarktförderungs- 
gesetzes angestrebten „Verbesserung der 
Attraktivität und internationalen Wettbewerbs- 
fähigkeit des Finanzplatzes Deutschland durch 
eine Erweiterung des Anlegerschutzes"? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 7. April 1995 

Hintergrund für die Neuausgestaltung der Ad-hoc-Publizität in § 15 
WpHG sowie der damit verbundenen Schaffung der Möglichkeit einer 
Information der Bereichsöffentlichkeit ist die Überlegung gewesen, den 
Mißbrauch von Insiderinformationen nicht nur mit dem Strafrecht zu 
bekämpfen, sondern bereits im Vorfeld die Möglichkeiten für Insider- 
geschäfte einzuschränken. Die Aktivierung der Pflicht der Unternehmen, 
kursrelevante Tatsachen unverzüglich zu veröffentlichen, führt zu einer 
potentiellen Verringerung der Anzahl der Insidertatsachen und wird somit 
diesem präventiven Aspekt gerecht. Zur Sicherung der Funktionsfähig- 
keit der Wertpapiermärkte erscheint die Information der Bereichsöffent- 
lichkeit ausreichend. Eine Information des breiten Anlegerpublikums 
durch eine Veröffentlichung im Börsenpflichtblatt würde erheblich mehr 
Zeit erfordern als eine Information der Marktteünehmer durch Einschal- 
tung elektronischer Medien. Damit würde die Gefahr von Insidergeschäf- 
ten erhöht; gleichzeitig sinkt tendenziell die Informationseffizienz des 
Marktes. 
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Die im Rahmen des Zweiten Finanzmarktförderungsgesetzes eingeführte 
Regelung ist mit entsprechenden Vorschriften anderer internationaler 
Finanzmärkte vergleichbar. 

Gerade im Hinblick auf die in der Antwort zu Frage 62 dar gestellten Erwä- 
gungen steht die getroffene Regelung nicht im Widerspruch zu der in der 
Zielsetzung des Zweiten Finanzmarktförderungsgesetzes angestrebten 
Erweiterung des Anlegerschutzes. Sie stellt vielmehr einen ausgewoge- 
nen Kompromiß zwischen den Intressen der Privatanleger, der professio- 
nellen Martktteilnehmer und den öffentlichen Belangen dar. Nur so kann 
die Attraktivität und internationale Wettbewerbsfähigkeit des Finanzplat- 
zes Deutschland gesichert werden. 


64. Abgeordneter Sind zwischen dem Soll und Ist 1994 beim Schul- 

Manfred denstand des Kreditabwicklungsfonds und der 

Hampel Treuhandanstalt Abweichungen entstanden, und 

(SPD) falls ja, wodurch? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 10. April 1995 

Der Kreditabwicklungsfonds schloß 1994 mit einem Schuldenstand von 
102,6 Mrd. DM. Darunter fallen 27,3 Mrd. DM Schulden des Republik- 
haushaltes der ehemaligen DDR sowie 75,2 Mrd. DM Verbindlichkeiten 
aus der Zuteilung von Forderungen an den Ausgleichsfonds Währungs- 
umstellung. Die Schulden des Kreditabwicklungsfonds gingen zum 
1. Januar 1995 in den Erblastentilgungsfonds über. 

Die Ausgaben des Kreditabwicklungsfonds im Jahre 1994 beliefen sich 
auf 5,5 Mrd. DM im Ist, statt der geplanten 12,2 Mrd. DM (Soll). Die hohe 
Minderausgabe von 6,7 Mrd. DM führte zu einem entsprechend geringe- 
ren Endschuldenstand des Kreditabwicklungsfonds. Die Soll/Ist-Abwei- 
chung geht fast ausschließlich (6,5 Mrd. DM) auf geringere Zinsaufwen- 
dungen für den Ausgleichsfonds Währungsumstellung zurück. 

Für diese geringeren Aufwendungen waren ausschlaggebend: 

- Geringere Zuteüungen von Forderungen an den Ausgleichsfonds Wäh- 
rungsumstellung, 

- Rückgang des relevanten Dreimonats-Fibor-Satzes zur Verzinsung der 
Ausgleichsforderungen, 

- Herabsetzung bereits zugeteilter Ausgleichsforderungen von Geld- 
instituten (z. B. aufgrund von Entschuldungsmaßnahmen der Treu- 
handanstalt), 

- Zinseinnahmen aus erstmals zugeteilten Ausgleichsverbindlichkeiten. 

Die Verbindlichkeiten aus der Zuteilung von Ausgleichsforderungen wer- 
den allerdings ihre endgültige Höhe voraussichtlich erst Ende 1998 nach 
abschließender Bestätigung der D-Mark-Eröffnungsbilanzen und endgül- 
tiger Zuteüung der Ausgleichsforderungen und Ausgleichsverbindlich- 
keiten erreichen. Die weitere Zuteilung führt dann zu einer entsprechen- 
den Erhöhung der Verschuldung des Erblastentilgungsfonds. 

Die Treuhandanstalt hatte Ende 1994 einen Schuldenstand von rund 
205 Mrd. DM, der auf den Erblastentilgungsfonds übergegangen ist und 
von diesem verzinst und getilgt wird. Die endgültige Zahl steht erst fest, 
wenn alle Änderungen nach § 36 DMBüG, die Auswirkungen auf Aus- 
gleichsforderungen von Treuhandunternehmen haben, feststehen. 
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Der Schuldenstand von rund 205 Mrd. DM ist niedriger als ursprünglich 
erwartet. Dies ergibt sich im wesentlichen daraus, daß die Finanzierung 
der Bergbaualtlasten durch eine Finanzierungszusage statt durch eine 
Ausgleichsforderung gesichert wurden, die Altkreditentschuldung niedri- 
ger als erwartet ausfiel und Verschiebungen von Ausgaben in künftige 
Jahre eingetreten sind. 

Der Erblastentilgungsfonds übernimmt 1995 noch die gekappten Altver- 
bindlichkeiten des Wohnungsbaus der ehemaligen DDR in Höhe von ca. 
31 Mrd. DM. Zusammen mit den Schulden des Kreditabwicklungsfonds 
und der Treuhandanstalt beläuft sich damit seine Anfangsverschuldung 
auf knapp 340 Mrd. DM. Infolge weiterer Zuteilungen von Ausgleichsfor- 
derungen an den Ausgleichsfonds Währungsumstellung dürfte der Schul- 
denhöchststand in einigen Jahren auf gut 360 Mrd. DM anwachsen. 


65. Abgeordneter 

Frank 

Hofmann 

(Volkach) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß Schmier- und Bestechungsgelder 
aufgrund vor kurzem erfolgter Rechtsänderun- 
gen auch in Großbritannien, ebenso wie bereits in 
den USA und in Italien, steuerlich nicht mehr ab- 
zugsfähig sind (vgl. Süddeutsche Zeitung vom 
18719. Februar 1995 über Aussagen von Exper- 
ten auf der Berliner Fachtagung über „Korruption 
in Deutschland")? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Kurt Faltlhauser 
vom 4. April 1995 

Nach dem „Finance Act" 1993 Nr. 123 sind Bestechungsgelder in Großbri- 
tannien seit 1993 nicht mehr als Betriebsausgaben abzugsfähig, wenn mit 
der Zahlung ein Straftatbestand verwirklicht worden ist. 

In den USA sind alle für den Geschäftsbetrieb üblicherweise anfallenden 
und notwendigen Aufwendungen Betriebsausgaben. Dazu gehören - wie 
auch in vielen anderen Staaten - grundsätzlich auch Bestechungsgelder; 
bei diesen Zahlungen muß der Empfänger benannt werden. Ausnahmen 
von der grundsätzlichen Abzugsfähigkeit bestehen aber bei Zahlungen an 
Angehörige des öffentlichen Dienstes oder anderer öffentlicher Institutio- 
nen, die nach Bundesgesetzen oder nach den Gesetzen eines Einzelstaa- 
tes verboten sind, und auch bei Zahlungen im Bereich der Sozialfürsorge, 
unabhängig davon, ob diese illegal sind oder nicht (vgl. im einzelnen 
Beschlußempfehlung und Bericht des Finanzausschusses des Deutschen 
Bundestages vom 8. September 1994, Drucksache 12/8468 mit Übersicht 
über den Betriebsausgabenabzug von Schmier- und Bestechungsgeldern 
im Ausland) . 

Rechtsänderungen, nach denen Schmier- und Bestechungsgelder in Ita- 
lien steuerlich nicht mehr abzugsfähig sind, sind der Bundesregierung 
nicht bekannt. 


66. Abgeordneter 

Frank 

Hofmann 

(Volkach) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung der Emp- 
fehlung der OECD vom Mai 1994 zur Bekämp- 
fung von Bestechungen im internationalen Ge- 
schäftsverkehr zugestimmt hat, in der die Mit- 
gliedstaaten u. a. aufgefordert werden, die Beste- 
chung nicht länger durch steuerliche Vorschriften 
indirekt zu begünstigen, und bis wann wird die 
Bundesregierung der OECD entsprechend der 
beschlossenen Empfehlung über den Sachstand 
in der Bundesrepublik Deutschland berichten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Kurt Faltlhauser 
vom 4. April 1995 


Die OECD hat am 27. Mai 1994 eine Empfehlung gegen Bestechungen im 
internationalen Handel verabschiedet. Die Mitgliedstaaten sind aufgeru- 
fen, ihre Rechtsmaterien im Bereich des Strafrechts, des Zivil-, Handels- 
und Wirtschaftsrechts, des Steuerrechts und des Verwaltungsrechts zu 
überprüfen und „konkrete und bedeutungsvolle Schritte" zur Erreichung 
des Ziels der OECD-Empfehlung zu unternehmen. Im weiteren Vollzug 
dieser Empfehlung ist eine Arbeitsgruppe eingerichtet worden, der die 
Mitgliedstaaten über bestehende und geplante Maßnahmen zur Bekämp- 
fung der Bestechung berichten. Die Bundesregierung weist in ihrem Bei- 
trag darauf hin, daß für das Steuerrecht geprüft werde, ob ein Abzugsver- 
bot für Bestechungsgelder angeordnet werden soll. Ergebnisse der 
Arbeitsgruppe werden im Juni 1995 zur Diskussion gestellt werden. 


67. Abgeordneter 

Dr. Manuel 
Kiper 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welcher Weise und mit welchen Mitteln wird 
der Bund die auch von den Bundesbehörden 
fachtechnisch anerkannten 29,5 Mio. DM zur 
Abwicklung des Soltau-Lüneburg-Abkommens 
(Sanierung der „Roten Flächen", Sanierung 
von Kreis- und Gemeindestraßen im Bereich 
der Landkreise Lüneburg, Harburg und Soltau- 
Fallingbostel) bereitstellen, oder will die 
Bundesregierung die jahrzehntelang schwer 
belasteten Flächen und Straßen in einen hinrei- 
chenden Zustand versetzen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 10. April 1995 


Der überwiegende Teil der Flächen im Übungsraum Soltau-Lüneburg 
(sogenannte „Rote Flächen") war durch Nutzungsverträge sichergestellt. 
Nach Einstellung der militärischen Übungen werden die Nutzungs- 
verträge beendet und die Flächen an die Eigentümer zurückgegeben. 
Nach den Nutzungsverträgen sind etwaige Gefahrenquellen vor Rück- 
gabe der Flächen zu beseitigen und abgängige Grenzmarkierungen wie- 
derherzustellen. Durch den militärischen Übungsbetrieb verursachte 
Bodenverschlechterungen werden in Geld entschädigt. Die Höhe der Ent- 
schädigungen ist vertraglich auf den Verkehrswert des Grundstücks im 
unbeschädigten Zustand begrenzt. Eine Wiederherstellung des früheren 
Grundstückzustands (Naturalrestitution) ist ausgeschlossen. 


Der Bund hat den Kreisen und Gemeinden im Bereich des Soltau-Lüne- 
burg-Abkommens angeboten, zu dem vom Bundesminister für Verkehr in 
Höhe von 20,5 Mio. DM anerkannten Sanierungsaufwand für die im Ab- 
kommen festgelegten „roten" und „blauen" Straßen, die für den militäri- 
schen Schwerverkehr bestimmt waren, einen Beitrag von 12,7 Mio. DM zu 
leisten. Dies erscheint angemessen, denn der Sanierungsbedarf rührt teil- 
weise auch vom Zivilverkehr her, und die Straßenbaulastträger erlangen 
Zinsvorteile, wenn ihnen schon jetzt Mittel für Sanierungsmaßnahmen 
zugewendet werden, die erst in Jahren fällig werden. Die Kosten der 
Beseitigung von Straßenmehrbreiten, Sonderspuren und Betonrand- 
balken will der Bund zu 100% übernehmen. 
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68. Abgeordneter 

Winfried 

Mante 

(SPD) 


Welche finanziellen Förderungen sind (über Son- 
derabschreibungen und steuerfreie Rücklagen 
hinaus - siehe Antwort auf meine Frage 35 in 
Drucksache 13/1031) gemäß § 8 des Zonenrand- 
. förderungsgesetzes in den Haushalten der Jahre 
1986 bis 1990 ausgereicht worden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 11. April 1995 

Das Zonenrandförderungsgesetz sah neben den steuerlichen Vergünsti- 
gungen eine bevorzugte Förderung in den Bereichen Regionalpolitik, 
Verkehr, Wohnungswesen, soziale Einrichtungen sowie Bildung und 
Kultur vor. 

Im Rahmen der Förderung des sozialen Wohnungsbaus durch Finanz- 
hilfen nach Artikel 104 a Abs. 4 GG hat der Bund in den Jahren 1986 
bis 1990 zur Verbesserung der Wohnungsversorgung im Zonenrandgebiet 
zweckgebunden folgende Verpflichtungsrahmen bereitgestellt: 


1986 

1987 

1988 

1989 

1990 

- in 1 000 DM - 

16 000 

10 000 

5 000 

5 000 

5 000 


Gemäß §§ 6 und 7 des Zonenrandförderungsgesetzes wurden für kultu- 
relle und soziale Maßnahmen aus dem Haushalt des Bundesministeriums 
für innerdeutsche Beziehungen bei Kap. 27 02 Tgr. 01 folgende Ausgaben 
geleistet: 


1986 

1987 

1988 

1989 

1990 

- in 1 000 DM - 

130 537 

130 333 

132 643 

131 477 

135 632 


Aus dem Einzelplan des Bundesministeriums für Wirtschaft (09) sind im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaf tsstruktur" (GA) für das Zonenrandgebiet folgende Mittel für 
Zuschüsse für betriebliche Investitionen ausgereicht worden: 


1986 

1987 

1988 

1989 

1990 

- in 1 000 DM - 

2 782 

2 584 

19 469 

21 877 

10 184 


Außerdem wurden für Frachthüfen an gewerbliche Betriebe und Beihilfen 
für Maßnahmen im Zonenrandgebiet und in den Frachthilfegebieten fol- 
gende Mittel bereitgestellt: 


1986 

1987 

1988 

1989 

1990 

- in 1 000 DM - I 

53 941 



48 713 

44 097 

43 705 

41715 
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Aus dem Verkehrshaushalt der Jahre 1986 bis 1990 ergaben sich für das 
Zonenrandgebiet finanzielle Förderungen nur aus dem Gemeinde- 
verkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG). Zur Verbesserung der Verkehrs- 
verhältnisse der Gemeinden stellt jedes Land ein Maßnahmenprogramm 
auf. Die Mittel für diese Länderprogramme bemessen sich nach dem 
Verhältnis der Zahl der in jedem Land zugelassenen Kfz zum gesamten 
Kfz-Bestand aller Länder. Dieser Wert wurde für Kfz im Zonenrandgebiet 
bis 1991 mit einem Koeffizienten verstärkt (vgl. § 6 Abs. 2 GVFG in der 
Fassung vom 28. Januar 1988, BGBl. I S. 100). 

Eine Taxierung der Mittel ist nicht möglich. 


69. Abgeordneter Wie hoch sind die finanziellen Aufwendungen 

Winfried des Bundes, welche sich direkt auf die Förderung 

Mante der neuen Bundesländer richten (auch pro Kopf/ 

(SPD) Bevölkerung)? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 11. April 1995 

Die finanziellen Aufwendungen des Bundes für die neuen Länder ergeben 
sich aus der folgenden Übersicht. 


Ausgaben des Bundes für die neuen Länder (Mrd. DM) 



1991 

(Ist)*) 

1992 

(Ist)*) 

1993 

(Ist) 

1994 
(vorl. Ist) 

1995 

(RegE) 

1 ) Zahlungen an die Länder-/Gemeindehaushalte 






Kommunale Investitionen/IFG Aufbau Ost 

5,3 

— 

1,5 

— 

6,6 

Gemeinschaftsaufgabe „Wirtschaft" 

2,0 

2,7 

3,7 

3,9 

3,8 

Gemeinschaftsaufgabe „Agrar" 

0,5 

1,0 

1,0 

1,2 

0,9 

kommunaler Straßenbau/ÖPNV 

1,8 

3,1 

1,8 

1,7 

1,4 

Städtebau 

0,8 

0,4 

0,4 

0,5 

0,7 

Hochschulbau/Hochschulerneuerung 

0,4 

0,7 

0,7 

0,7 

0,6 

sozialer Wohnungsbau 

0,7 

1,4 

0,5 

0,5 

0,7 

Zinshüfe Altschulden Wohnungsbau 

— 

- 

— 

1,3 

1,1 

Finanzhüfen Pflegeeinrichtungen Ost 

— 

— 

— 

_ 

0,8 

Förderung kultureller Infrastruktur 

U 

0,6 

0,6 

— 

— 

Wohngeld 

0,4 

1,7 

1,3 

0,9 

1,1 

BAföG 

0,5 

0,6 

0,5 

0,3 

0,5 

Kriegsopferfürsorge 

0,1 

0,1 

0,1 

0,2 

0,1 

Kindergeld Landes-/Gemeindebedienstete 

0,4 

0,6 

0,8 

1,1 

1,0 

Fonds „Deutsche Einheit" (nur Zuschuß Bund) 

4,0 

9,9 

14,2 

19,5 

— 

Sonstiges 

3,0 

1,9 

1,1 

1,2 

1,1 

- Zwischensumme 

21,0 

24,7 

28,2 

33,0 

20,4 

2) Leistungen an die Bevölkerung 






Kriegsopferversorgung 

0,3 

1,0 

1,6 

1,2 

1,7 

Arbeitslosenhilfe/ABM u. ä. 

2,8 

4,7 

4,5 

5,5 

6,7 

Zuschuß BA 

5,9 

8,9 

24,4 

10,2 

11,5 


* ) Ansätze einschl. jeweiliger Positionen aus Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost. 
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Ausgaben des Bundes für die neuen Länder (Mrd. DM) 



1991 

(Ist)*) 

1992 

(Ist)*) 

1993 

(Ist) 

1994 
(vorl. Ist) 

1995 

(RegE) 

Vorruhestandsgeld/ Altersübergangsgeld 

5,7 

5,1 

5,0 

7,2 

7,2 

Sozialversicherung 

9,5 

10,2 

11,0 

13,4 

14,8 

Erziehungsgeld 

0,6 

0,7 

0,7 

0,8 

1,0 

Kindergeld (ohne Landes-/Gemeindebedienstete) 

5,3 

5,1 

3,4 

3,4 

4,1 

- Zwischensumme 

30,1 

35,7 

50,6 

41,7 

47,0 













3) Sonstige Aufgaben des Bundes 






Bundeswasserstraßen 

0,4 

0,4 

0,3 

0,3 

0,7 

Straßenbauplan 

2,1 

4,0 

3,2 

3,7 

4,7 

Deutsche Reichsbahn 

7,7 

9,5 

10,1 

15,0 

16,5 

SDAG Wismut 

1,1 

1,1 

0,8 

0,8 

0,6 

Bundesvermögens-/Bauangelegenheiten 

1,0 

0,9 

0,8 

0,6 

0,8 

Eigenkapitalhilfeprogramm 

0,2 

0,5 

0,7 

0,9 

1,2 

Gasölverbilligung 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

Forschung- und Technik/ 

3- Jahresprogramm FuE Förderung 

0,5 

1,4 

1,5 

1,5 

2,1 

KfW-/ERP-Programme (Zinszuschüsse) 

- 

0,0 

0,4 

1,0 

1,4 

Treuhand-Nachfolgegesellschaften 

- 

- 

— 

- 

5,6 

Verteidigung 

4,2 ' 

3,2 

4,7 

5,0 

3,5 

Zivildienstleistende 

0,4 

0,2 

0,2 

0,3 

0,3 

wesentliche Personalausgaben 

0,5 

0,5 

0,7 

0,7 

1,3 

Gewährleistungen 

► 

0,2 ’ 

3,2 

3,4 

3,0 

Bundeshilfe Berlin 

1,3 

2,0 

2,5 

1,5 

- 

Grunderwerb/Baumaßnahmen Berlin 


0,5 

0,5 

0,3 

0,6 

Sonstiges 

3,9 

3,2 

5,0 

4,5 

5,6 






- Zwischensumme 

23,5 

27,8 

34,8 

39,7 

48,1 

Summe 

74,6 

88,2 

113,6 

114,4 

115,5 














Nachrichtlich: Steuerverzicht 1995 aufgrund Neuregelung Finanzausgleich: 35 

Gesamtsumme Bundesleistungen 

für die neuen Bundesländer 1995 151 

* ) Ansätze einschl. jeweiliger Positionen aus Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost. 


1995 werden sich die finanziellen Aufwendungen des Bundes (Ausgaben 
und Steuerverzichte aufgrund der Neuregelung des Finanzausgleichs im 
Rahmen des Föderalen Konsolidierungsprogramms) auf brutto 151 Mrd. 
DM belaufen; nach Abzug der Steuer- und Verwaltungsmehreinnahmen 
des Bundes aus dem Beitrittsgebiet in Höhe von ca. 50 Mrd. DM (vgl. 
folgende Zusammenstellung „Öffentliche Finanztransfers für Ostdeutsch- 
land") ergeben sich netto Aufwendungen des Bundes für die neuen Län- 
der in Höhe von rd. 101 Mrd. DM. 

Der Anteü der Ausgaben des Bundes in Ostdeutschland (1995: 115 r 5 Mrd. 
DM) am dortigen Bruttoinlandsprodukt (1995: 378 Mrd. DM) beträgt damit 
rd. 30,6% pro Kopf der Bevölkerung in Ostdeutschland (rd. 15,6 Millionen 
Einwohner) belaufen sich diese Ausgaben auf rd. 7404 DM. 
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Öffentliche Finanztransfers für Ostdeutschland 
(einschließlich Sozialversicherungen) 



1991 

1992 

1993 

1994 

1995 


- Mrd. DM - 

I) Bruttotransfers 






Bundeshaushalt *) 

75 

88 

114 

114 

151 

Fonds „Deutsche Einheit" 2 ) 

31 

24 

15 

5 

— 

EG 3 ) 

4 

5 

5 

6 

7 

Rentenversicherung 2 ) 

- 

5 

9 

13 

15 

Bundesanstalt für Arbeit 4 ) 

24 

39 

39 

28 

24 

Länder/Gemeinden West 5 ) 

5 

5 

10 

14 

14 

Gesamt: 6 ) 

139 

152 

168 

170 

200 

II) Rückflüsse 






Steuermehreinnahmen Bund 

31 

35 

37 

42 

48 

Verwaltungs- 
mehreinnahmen Bund 

2 

2 

2 

2 

2 

Gesamt: 

33 

37 

39 

44 

50 

III) Nettotransfer 7 ) 






(Differenz I und II) : 

106 

115 

129 

126 

150 


Erläuterungen: 

Zahlungen an die Länder und Gemeinden-Ost sowie sonstige Ausgaben des 
Bundes in den neuen Ländern; 1995 auch Steuerverzichte des Bundes aufgrund 
Neuregelung Finanzausgleich (35 Mrd. DM); 1994 vorläufiges Ist; 1995 zweiter 
Regierungs entwurf. 

2 ) Ohne die Zuschüsse von Bund und Ländern, um Doppelzählungen zu vermei- 
den. 

3 ) Wegen der unzureichenden Datenlage nur Schätzung möglich. 

4 ) Gesamtdefizit Ost (einschl. Bundeszuschuß) ; 1992 einschließlich 5 Mrd. DM aus 
1991; 1994 Ist; 1995 genehmigter BA-Haushalt. 

5 ) 1993 und 1994 einschl. Zuschuß zum Fonds Deutscher Einheit; 1995 einschl. 
Steuerverzichte aufgrund Neuregelung Finanzausgleich. 

6 ) Ohne Doppelzählung des Bundeszuschusses zur BA. 

Leistungen für die neuen Länder sind darüber hinaus die Steuermindereinnah- 
men beim Bund und den alten Ländern aufgrund der Steuervergünstigungen für 
Ostdeutschland. 

? ) Von den Transverleistungen zu unterscheiden sind die finanziellen Gesamtbela- 
stungen der öffentlichen Haushalte aus der Vereinigung. Dazu gehören neben 
den Transfers z. B. einigungsbedingte Zinsaufwendungen, Zinserstattungen an 
den Kreditabwicklungs- bzw. Erblastentilgungsfonds sowie die Zahlungen für 
die Truppen der West gruppe. 

In einer Belastungsrechnung sind einigungsinduzierte Steuermehreinnahmen 
im Westen und der Abbau teilungsbedingter Ausgaben gegenzurechnen. 

Mit wachsendem zeitlichen Abstand lassen sich diese Effekte nicht mehr quanti- 
fizieren. 


70. Abgeordneter 

Winfried 

Mante 

(SPD) 


Lassen sich Zahlenwerte benennen, die sich 
direkt auf Gebiete entlang der Grenze zu Tsche- 
chien und Polen beziehen und welche ausschließ- 
lich aus den Bundeshaushalten der Jahre 1990 
bis 1994 kamen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 11. April 1995 

Angaben über die Ausgaben des Bundes, die sich direkt auf die Grenz- 
gebiete zu Tschechien und Polen beziehen, liegen nicht vor. 


71. Abgeordneter Trifft es zu, daß Eltern, deren Sohn nach Abschluß 

Dr. Roll seines Abiturs sofort den Zivü- oder Wehrdienst 

Niese ableistet, weiterhin einen Kinderfreibetrag steu- 

(SPD) erlich geltend machen können, während Eltern, 

deren Sohn nach Abschluß seiner Lehre und ggf. 
nur kurzer Berufstätigkeit den Zivü- oder Wehr- 
dienst ableistet, hingegen keinen Kinderfrei- 
betrag gegenüber dem Finanzamt geltend ma- 
chen können? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 7. April 1995 

Ihre Darstellung trifft zu. 


72. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die dargelegte 

Dr. Roll Benachteiligung von jungen Berufstätigen mit 

Niese abgeschlossener Berufsausbildung, und welche 

(SPD) Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, diese 

dem Grunde nach identischen Sachverhalte im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit zukünftig steuer- 
rechtlich gleichzubehandeln? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 7. April 1995 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß es sich bei den geschil- 
derten Fällen um dem Grunde nach identische Sachverhalte handelt, und 
sieht keine Benachteiligung von jungen Berufstätigen mit abgeschlosse- 
ner Berufsausbildung. Nach geltendem Recht haben Eltern für ein Kind, 
das das 18. Lebensjahr, aber noch nicht das 27. Lebensjahr vollendet hat, 
grundsätzlich nur so lange Anspruch auf den Kinderfreibetrag, wie es sich 
in Berufsausbildung befindet. Kinder, die ihre Berufsausbildung beendet 
haben, werden deshalb vom Beginn des nächsten Kalenderjahres an ein- 
kommensteuerrechtlich nicht mehr berücksichtigt. Das güt auch für ein 
Kind, das nach Abschluß der Berufsausbildung den gesetzlichen Grund- 
wehrdienst oder Zivildienst leistet. Nur wenn die Berufsausbildung des 
Kindes durch den Grundwehrdienst oder Zivildienst unterbrochen wird, 
kann es nach § 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 des Einkommensteuer- 
gesetzes (EStG) auch für die Zeit des Grundwehrdienstes oder Zivüdien- 
stes einkommensteuerrechtlich berücksichtigt werden. 

Diese Regelung ist dadurch gerechtfertigt, daß für den Kinderfreibetrag 
aus Vereinfachungsgründen das Jahresprinzip güt. Der Kinderfreibetrag 
steht Eltern auch dann als Jahresbetrag zu, wenn die Voraussetzungen 
nur in einem Teil des Kalenderjahres erfüllt sind. Dies ist z. B. der Fall in 
einem Jahr, in dem das Kind seine Berufsausbüdung beendet und dann 
eigene Einkünfte bezieht. Ähnlich liegen die Verhältnisse, wenn Söhne, 
deren Berufsausbildung noch nicht abgeschlossen ist, im Laufe des Kalen- 
derjahres ihren gesetzlichen Grundwehrdienst oder Zivüdienst beginnen 
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oder beenden. In diesen Fällen würden Eltern für Kinder, die im Laufe 
eines Jahres zum Grundwehrdienst oder Zivildienst einberufen und im 
Laufe des nächsten Jahres entlassen werden, auch ohne die bestehende 
gesetzliche Regelung den Kinderfreibetrag ohne Unterbrechung erhalten. 
Die Berufsausbildung des Kindes im Einberufungsjahr vor der Einberu- 
fung und im Entlassungsjahr nach der Entlassung würde für den ununter- 
brochenen Abzug des Kinderfreibetrags ausreichen. Dagegen würde der 
Kinderfreibetrag für das Kalenderjahr, in dem der Wehrdienst oder Zivil- 
dienst während des gesamten Jahres geleistet wird, entfallen. Durch die 
bestehende Regelung werden derartige vom Einberuf ungstermin abhän- 
gige Zufallsergebnisse vermieden. Wollte man gleichwohl auch noch Kin- 
der, die im Anschluß an eine abgeschlossene Beruf sausbüdung den 
Grundwehrdienst oder Zivildienst leisten, für die Dauer dieses Dienstes 
berücksichtigen, dann wäre keine überzeugende Abgrenzung gegenüber 
entsprechenden Fällen zu finden, in denen Kinder erst später den Dienst 
an treten. 

Soweit Eltern während der Grundwehrdienstzeit oder Zivildienstzeit 
eines Kindes, für das sie keinen Kinderfreibetrag erhalten, gleichwohl 
noch mit Unterhalt für das Kind belastet sind, kommt dafür eine Steuer- 
ermäßigung wegen außergewöhnlicher Belastung nach § 33 a Abs. 1 EStG 
in Betracht (ab 1995: bis zu 7 200 DM, vorher: bis zu 6300 DM). Dabei sind 
die eigenen Einkünfte und die zur Bestreitung des Unterhalts bestimmten 
oder geeigneten Bezüge des Kindes anzurechnen, soweit sie insgesamt 
6 000 DM (bis 1994: 4500 DM) im Kalenderjahr übersteigen. Bei dieser 
Regelung hat der Gesetzgeber berücksichtigt, daß eigene Einkünfte und 
Bezüge des Kindes grundsätzlich zu einer entsprechenden Minderung der 
Unterhaltsverpflichtung der Eltern führen (§ 1602 BGB). Durch die 
Anrechnung wird erreicht, daß Steuerpflichtige möglichst entsprechend 
ihrer finanziellen Belastung besteuert werden. Die Anrechnung dient also 
der Steuergerechtigkeit im Verhältnis zu den Steuerpflichtigen, die Per- 
sonen ohne eigene Einkünfte und Bezüge unterhalten müssen. Bei einem 
Wehrpflichtigen gehören der Wehrsold, die Sachbezüge und das Weih- 
nachtsgeld zu den anrechenbaren Bezügen. 

Der Jahreshöchstbetrag für den Abzug von Unterhaltsaufwendungen und 
der anrechnungsfrei bleibende Betrag der eigenen Einkünfte und Bezüge 
des Kindes ermäßigen sich für jeden vollen Kalendermonat, in dem die 
Eltern das Kind nicht unterhalten haben, um ein Zwölftel. In diesen Fällen 
bleiben eigene Einkünfte und Bezüge, die nicht auf den Unterhalts- 
zeitraum entfallen, bei der Anrechnung außer Betracht, z. B. das Ent- 
lassungsgeld nach § 9 des Wehrsoldgesetzes oder der Arbeitslohn, 
den Kinder nach Beendigung des Grundwehrdienstes erzielen, wenn sich 
die zwangsläufigen Aufwendungen auf die Wehrdienstzeit beschränken 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß es im 
Rahmen ihres Modells zur Neuregelung des 
Familienleistungsausgleichs bei dem vorge- 
sehenen Wahlrecht zwischen der Inanspruch- 
nahme von Kindergeld und dem Kinderfreibetrag 
(„ Optionsmodell ") für über 90% der Familien mit 
Kindern (Besteuerung nach der Splittingtabelle) 
günstiger ist, das Kindergeld zu wählen, und auf 
welchen Prozentsatz erhöht sich die Anzahl die- 
ser Familien, falls das Kindergeld auf 250 DM im 
Monat und ab dem vierten Kind auf 350 DM im 
Monat angehoben würde? 


(§ 33 a Abs. 4 EStG). 


73. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 10. April 1995 


Die Koalitionsparteien CDU, CSU und F.D.P. haben am 7. März 1995 einen 
Beschluß zu den Eckwerten der Neugestaltung des Familienleistungsaus- 
gleichs gefaßt. Im Rahmen des anstehenden Gesetzgebungsverfahrens 
sind die näheren Einzelheiten der Reform festzulegen. Zum gegenwärti- 
gen Zeitpunkt sind daher nur vorläufige, grobe Schätzungen zu den Aus- 
wirkungen des vorgesehenen Optionsmodells auf einzelne Steuerpflich- 
tige möglich. Nach Schätzungen mit Hilfe des Einkommensteuer-Modells 
des Bundesministeriums der Finanzen wäre es bei den vorgesehenen Be- 
trägen für Kindergeld und Kinderfreibetrag für etwa 94% der Steuer- 
pflichtigen steuerlich günstiger, das Kindergeld zu wählen. Bei den von 
Ihnen genannten Kindergeldbeträgen würde sich dieser Anteil auf gut 


Kann die Bundesregierung darlegen, aus wel- 
chem Grund die Vorschläge zur Vorab auf füllung 
für die Veteiligung des Bundes am Länderfinanz- 
ausgleich samt und sonders vom Bund verworfen 
worden sind (vgl. „Ohne Not läßt sich der Bund 
ausbeuten" in FAZ vom 23. März 1995)? 


97% erhöhen. 


74. Abgeordneter 

Horst 

Schild 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 6. April 1995 


Die unmittelbare Verwirklichung der Vorschläge des Sachverständigen- 
rates sowie anderer ähnücher Vorschläge zur vertikalen Vorab auf füllung 
der Finanzkraft der neuen Länder durch Bundesleistungen vor Länder- 
finanzausgleich war bei gegebener Verfassungsrechtslage nicht möglich. 

Der Vorschlag des Sachverständigenrates, der eine automatische Reduk- 
tion der Zahlungsverpflichtungen des Bundes bei jeder Verbesserung der 
Finanzkraft der neuen Länder zur Folge gehabt hätte, ist bei den Vorarbei- 
ten zum Föderalen Konsolidierungsprogramm zur Sprache gekommen, 
war aber gegenüber den Ländern nicht durchsetzbar. 

Der Bund hat den Ländern zur Finanzierung der horizontalen Vorab- 
auffüllung der Steuerkraft der neuen Länder einen Teü seines Umsatz- 
steueraufkommens abgetreten. Es bleibt deshalb ein zwingendes Erfor- 
dernis, daß die Länder die für die horizontale Vorabauffüllung nicht benö- 
tigten Umsatzsteueranteile dem Bund zurückgeben. Wie sich aus dem 
Vorblatt zum Gesetzentwurf der Länder zur Neuordnung des bundes- 
staatlichen Finanzausgleichs von 1993 ergibt, gehen auch die Länder vom 
Erfordernis einer solchen Rückgewähr von Umsatzsteueranteilen an den 


Treffen Vorwürfe der Stadt Gummersbach zu, das 
Bundesvermögensamt in Köln habe das ehe- 
malige Bundeswehrgelände in Gummersbach- 
Vollmerhausen an den Inhaber einer privaten 
Möbelhandelskette veräußert, ohne die Stadt, der 
ein Vorkaufsrecht zugestanden habe, zu infor- 
mieren, und warum ist ggf. so verfahren worden? 


Bund aus. 


75. Abgeordneter 
Rezzo 
Schlauch 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 
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76. Abgeordneter 
Rezzo 
Schlauch 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Aus welchen Gründen hat das Bundesver- 
mögensamt das ehemalige Bundeswehrgelände 
in Gummersbach-Vollmerhausen für 5 Mio. DM 
an einen Möbelhändler verkauft, obwohl ein 
anderer Mitbewerber 7 r 5 Mio. DM zu zahlen 
bereit war und obwohl auch die Stadt Gummers- 
bach selbst, der das Grundstück zuvor für 15 Mio. 
DM offeriert worden war, zu diesem Preis mög- 
licherweise an einem Kauf interessiert gewesen 
wäre? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 6. April 1995 

Die Stadt Gummersbach ist an der Verwertung der bundeseigenen, früher 
von der Bundeswehr genutzten Liegenschaft in Gummersbach- Vollmer- 
hausen umfassend beteiligt worden. So wurde die Liegenschaft im Zusam- 
menwirken mit der Stadt überregional zum Verkauf angeboten. 

Zu den drei nachhaltig an einem Ankauf interessierten Kaufbewerbern 
gehörte auch die Stadt Gummersbach. Ihr Kaufangebot von 5 Mio. DM ließ 
allerdings die Kosten der Altlastensanierung, die sich nach Untersuchun- 
gen eines Ingenieurbüros auf mindestens 1 Mio. DM belaufen, unberück- 
sichtigt. Das Angebot eines von der Stadt benannten privaten Kaufbewer- 
bers belief sich demgegenüber auf 5 Mio. DM bei Übernahme der Alt- 
lasten. Damit lag es im Ergebnis um rund 1 Mio. DM über dem Angebot 
der Stadt. 

Das Angebot eines weiteren privaten Kaufbewerbers über 7,6 Mio. DM, 
das wegen fehlender Altlastenfreistellung des Bundes um die entspre- 
chende Summe zu verringern war, mußte außer Betracht bleiben, weü die- 
ser Bewerber die übliche Finanzierungszusage einer Bank nicht beige- 
bracht hatte; zudem widersprach sein Nutzungskonzept - im Gegensatz 
zu dem Nutzungskonzept des anderen privaten Kaufbewerbers - den 
planungsrechtlichen Vorstellungen der Stadt, die dort ausschließlich 
Gewerbe ansiedeln will. 

Der der Stadt zunächst genannte Wert von 15 Mio. DM war eine erste 
grobe Schätzung des Sachwertes vor Aufstellung der eigentlichen Wert- 
ermittlung. Der später im Ertrags wertverfahren ermittelte, den Markt- 
gegebenheiten unter Berücksichtigung der Ausschreibung entspre- 
chende Verkehrs wert bestätigte das Angebot des Käufers. 


77. Abgeordneter 
Rezzo 
Schlauch 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Mitarbeiter sind mit Vorgängen wie der 
Veräußerung des ehemaligen Bundeswehrgelän- 
des in Gummersbach- Vollmerhausen beim Bun- 
desvermögensamt in Köln befaßt, und wer ent- 
scheidet über den Verkauf? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 6. April 1995 

Zur Beschleunigung der im Zuge der Truppenreduzierung zu verwerten- 
den bundeseigenen Liegenschaften hat das Bundesministerium der 
Finanzen die Wertgrenzen, innerhalb deren Bundesvermögensämter und 
Oberfinanzdirektionen über Verkäufe bundeseigener Liegenschaften 
selbständig entscheiden können, erheblich angehoben. Danach können 
die Bundesvermögensämter Verkäufe bis zu einem Wert von 3 Mio. DM 
und die Oberfinanzdirektionen Verkäufe bis zu einem Wert von 10 Mio. 
DM in eigener Zuständigkeit ab wickeln. Demgemäß hat vorliegend die 
Oberfinanzdirektion Köln über den Verkauf entschieden. 
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78. Abgeordneter Wie viele weitere ehemalige Bundeswehrliegen- 

Rezzo schäften stehen wo zum Verkauf? 

Schlauch 
(BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 6. April 1995 

In der Zeit vom 3. Oktober 1990 bis 31. Dezember 1994 sind in den alten 
und neuen Bundesländern rd. 14 500 militärische Liegenschaften mit einer 
Gesamtgröße von rd. 335000 ha dem Allgemeinen Grundvermögen des 
Bundes zugeführt worden; davon entfallen rd. 7 800 Liegenschaften mit 
einer Gesamtgröße von rd. 83000 ha auf die Bundeswehr. Eine Zusam- 
menstellung aller im gesamten Bundesgebiet zum Verkauf anstehenden 
Bundeswehrliegenschaften würde angesichts der aufgezeigten Größen- 
ordnung einen nicht vertretbaren Verwaltungsaufwand mit sich bringen. 


79. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Arbeit und 

Jörg Weiterentwicklung von unabhängigen, freien 

Tauss und nichtkommerziellen Computernetzen (z. B. 

(SPD) Internet, FidoNet, MausNet, Z-Netz usw.) aktiv 

zu fördern und in diesem Bereich tätigen Ver- 
einen die Gemeinnützigkeit zuzuerkennen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 10. April 1995 

Vereinen, die die Arbeit und Weiterentwicklung von unabhängigen, 
freien und nichtkommerziellen Computernetzen aktiv fördern, kann die 
Gemeinnützigkeit zuerkannt werden, wenn sie die Voraussetzungen der 
§§51 bis 68 der Abgabenordnung erfüllen. Dies kann der Fall sein, wenn 
ihre Tätigkeit darauf gerichtet ist, die Allgemeinheit auf materiallem, gei- 
stigem oder sittlichem Gebiet selbstlos zu fördern, ihre Tätigkeit also z. B. 
der Förderung von Wissenschaft und Forschung oder der Bildung und 
Erziehung dient. Ob dies bei einem bestimmten Verein zutrifft, entschei- 
det nach den Umständen des Einzelfalls die zuständige Finanzbehörde 
des Landes. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


80. Abgeordneter 

Uwe 

Hiksch 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die derzeitige 
Vergabeform der Fördermöglichkeiten für kleine 
und mittlere Unternehmen durch die jeweüigen 
Hausbanken, und sieht die Bundesregierung hier 
Handlungsbedarf für eine Veränderung dieser 
Vergaberichtlinien? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter von Würzen 
vom 11. April 1995 

Die Bundesregierung sieht in der Vergabe von Förderkrediten an kleine 
und mittlere Unternehmen auf dem Wege über deren Hausbanken ein 
geeignetes Verfahren, das zügig, unbürokratisch und dabei flächendek- 
kend eingesetzt werden kann. Förderkredite sollen aus Subsidiaritäts- 
gründen stets nur in dem Umfang anteilig oder temporär gewährt werden, 
wie sie zur Erreichung des Förderziels notwendig sind. Da Existenzgrün- 
der oder Unternehmer neben Förderkrediten ihren sonstigen allgemeinen 
Kreditbedarf bei ihrer Hausbank decken, liegt es auf der Hand, daß auch 
die Förderkredite über die Hausbanken ausgereicht werden. Auf diese 
Weise können die parallelen Darlehenswünsche ohne doppelte Kredit- 
würdigkeitsprüfungen erfüllt werden. 

Die wesentlichen Kriterien jeder Kreditentscheidung können in aller 
Regel nur vor Ort beurteüt werden. In Abweichung vom Hausbankenprin- 
zip wären Bund oder Länder gezwungen, mit sachlichem und personellem 
Aufwand ein regional tief gegliedertes Netz neben den vorhandenen Ban- 
kenstrukturen zu errichten und zu betreiben. Nur so wäre auch eine Chan- 
cengleichheit aller Unternehmen beim Zugang zu den Förderkrediten zu 
sichern. Der dafür nötige Aufwand ginge aber zwangsläufig zu Lasten der 
Fördermöglichkeiten. 

Die Vergabe von Förderkrediten ohne Mitwirkung der Kreditwirtschaft ist 
auch nicht erwogen worden, als es nach der Einigung Deutschlands darum 
ging, die Fördertätigkeit in den neuen Ländern möglichst rasch voranzu- 
bringen. Obwohl die erforderlichen Strukturen der Kreditwirtschaft dort 
gerade erst auf gebaut werden mußten, sind seit 1990 allein in den Kredit- 
programmen des Bundes rund 900000 einzelne Kreditzusagen an ostdeut- 
sche Antragsteller mit einem Kreditvolumen von rund 90 Mrd. DM erteüt 
worden. Ohne die Einschaltung der Kreditwirtschaft wäre die Förderung 
in einer solchen Größenordnung auch nicht annähernd möglich gewesen. 

Weder Bund oder Länder noch die Kreditwirtschaft wollen und können auf 
eine Prüfung der Tragfähigkeit der Konzepte bei einer Existenzgründung 
oder für eine Investition verzichten. Oftmals sind die Kreditinstitute die 
erste Instanz, die das Konzept des Unternehmers einer ernsthaften Beur- 
teilung unterziehen. Dieses Verfahren bewahrt einen Gründer oder 
Unternehmer davor, sich in Vorhaben zu begeben, die letztlich nicht reali- 
sierbar sind. Wenn ein Institut aus der Sicht eines Existenzgründers oder 
Unternehmers zu hohe Anforderungen stellt, so kann er den Wettbewerb 
innerhalb des Kreditgewerbes nutzen. Jeder Geförderte ist frei bei seiner 
Wahl des Kreditinstitutes, über das die Mittel bereitgestellt werden sollen. 

Auch im Falle einer Direktvergabe der Förderkredite müßten Bund oder 
Länder die für sie handelnden Institute an weisen, Konzepte nach bank- 
üblichen Kriterien zu prüfen. In der Regel könnte dabei kein anderes 
Urteil als bei einer Hausbankprüfung herauskommen. 

Die Bundesregierung sieht keinen Handlungsbedarf, das sogenannte 
Hausbankenprinzip bei der Förderkreditvergabe aufzugeben. 


81. Abgeordneter 
Uwe 
Hiksch 
(SPD) 


Sind der Bundesregierung Probleme bei der Mit- 
telvergabe aus den bestehenden Förderprogram- 
men für kleine und mittlere Unternehmen be- 
kannt, in denen sich die Hausbanken weigern, 
trotz positiver Beratung und Vorlage eines 
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Berichtes durch die Existenzgründungs-Bera- 
tung, Existenzgründern gerade aus dem Bereich 
des Einzelhandels die notwendigen Fördermittel 
bzw. zinsvergünstigten Darlehen zur Verfügung 
zu stellen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter von Würzen 
vom 11. April 1995 

Der Bundesregierung sind Fälle bekannt, in denen Gründer trotz einer 
positiven Existenzgründungsberatung Schwierigkeiten bei der Suche 
nach einer Hausbank hatten. Im Rahmen des Wettbewerbs zwischen den 
Kreditinstituten ist es aber den Gründern trotzdem in der Regel gelungen, 
eine Hausbank für erfolgversprechende Vorhaben zu finden. 

Da die Existenzgründungsförderung den Beihilferegeln der EU entspre- 
chend an die Investitionssumme geknüpft ist, können sich im Bereich des 
Einzelhandels bei den Fördermitteln im Einzelfall Probleme ergeben. 
Diese sind aber durch die Kombination der Existenzgründungsförderung 
z. B. mit den Eigenprogrammen der Deutschen Ausgleichsbank und der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau lösbar. 


82. Abgeordnete 

Dr. Edith 
Niehuis 

(SPD) 


Welche wirtschaftlichen Auswirkungen hat das 
besondere Förderkonzept für die neuen Bundes- 
länder auf die strukturschwachen Regionen des 
ehemaligen Zonenrandgebiets in den letzten 
Jahren gehabt (z. B. Abwanderung von Betrieben 
gen Osten, Verlust von Arbeitsplätzen im ehe- 
maligen Zonenrandgebiet, Wettbewerbsverzer- 
rungen), und welche wirtschaftlichen Auswir- 
kungen auf das ehemalige Zonenrandgebiet wird 
das im Jahreswirtschaftsbericht 1995 beschlos- 
sene weitere Förderkonzept für die neuen Bun- 
desländer haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 6. April 1995 

In den neuen Ländern besteht eine wirtschaftliche Problemsituation, 
die sich auch von der Lage in strukturschwachen westdeutschen Regionen 
so grundlegend unterscheidet, daß sie ein spürbares Präferenzgefälle 
in den Konditionen der Wirtschaftsförderung rechtfertigt. Gemessen an 
den Indikatoren für die Wirtschaftskraft, bei Arbeitslosigkeit und Ein- 
kommen pro Kopf, liegen die neuen Länder so weit hinter den alten 
zurück, daß sie auch nach den Kriterien der Regionalförderung seitens der 
Europäischen Kommission in Gänze als Region mit Entwicklungsrück- 
stand (Ziel 1 -Gebiet) eingestuft worden sind. 

Soweit das ehemalige Zonenrandgebiet die allgemeinen Abgrenzungs- 
kriterien im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur " erfüllt, ist es Bestandteü des westdeutschen 
Normalfördergebiets. Investitionen der gewerblichen Wirtschaft und 
Investitionen in die wirtschaftsnahe kommunale Infrastruktur können dort 
mit bis zu 28% der förderfähigen Investitionskosten bzw. bei Infrastruk- 
turvorhaben bis zu 50% bezuschußt werden, in begründeten Ausnahme- 
fällen auch darüber hinaus. Dadurch ist das Fördergefälle zu den neuen 
Ländern deutlich abgemildert. 
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Im einzelnen lassen sich die durch das Präferenz gefalle hervorgerufenen 
wirtschaftlichen Effekte im ehemaligen Zonenrandgebiet nicht beziffern. 

Verläßliche Angaben über Abwanderungen von Betrieben bzw. Arbeits- 
platzverluste im ehemaligen Zonenrandgebiet sind nicht möglich, da bei 
unternehmerischen Standortentscheidungen neben der Wirtschaftsförde- 
rung weitere Faktoren wie z. B. Infrastrukturausstattung, Arbeitskräfte - 
potential, Marktnähe und Gewerbeflächenverfügbarkeit von erheb- 
lichem Gewacht sind. Auch ist zu beachten, daß die Unternehmen in vielen 
Bereichen mit veränderten Rahmenbedingungen konfrontiert sind, auf 
die sie reagieren müssen. Dazu gehören die Globalisierung der Absatz- 
und Beschaffungsmärkte, neue Formen der Arbeitsteilung, der technisch- 
organisatorische Wandel oder die Öffnung Mittel- und Osteuropas. 

Es ist gleichwohl davon auszugehen, daß die wirtschaftliche Förderung in 
den neuen Ländern in Einzelfällen dazu geführt hat, daß Unternehmer 
ihre Standortentscheidungen unter (Teil-) Abwanderung aus dem ehe- 
maligen Zonenrandgebiet zugunsten Ostdeutschlands getroffen haben. 

In Anbetracht des enormen Gefälles in der Wirtschaftskraft zwischen alten 
und neuen Ländern und der Notwendigkeit, in Ostdeutschland möglichst 
rasch einen kräftigen, in vestitions getragenen Wachstumsprozeß in Gang 
zu bringen, waren diese Abwanderungseffekte aber nicht zu vermeiden 
und insoweit Ausdruck der politischen Entscheidung, dem Aufbau Ost 
Vorrang vor dem Ausbau West einzuräumen. 

Über die Rückwirkungen des z. Z. im Gesetz gebungsverfahren befind- 
lichen mittelfristigen Förderkonzepts auf das Zonenrandgebiet lassen sich 
aus den o. g. Gründen ebenfalls keine genaueren Angaben treffen. Die 
Bundesregierung trägt aber im Rahmen der angestrebten Verlängerung 
zentraler Maßnahmen der Wirtschaftsförderung bis Ende 1998 dem 
Grundsatz Rechnung, entsprechend der wachsenden Eigenleistungs- 
fähigkeit der ostdeutschen Wirtschaft, die wirtschaftliche Förderung der 
neuen Länder unter besonderer Berücksichtigung regionaler und struktu- 
reller Gegebenheiten zu straffen und schrittweise zurückzuführen. Dies 
bedeutet zugleich den allmählichen Abbau des Präferenzgefälles. 

Im Rahmen einer längerfristig angelegten Gesamtbetrachtung darf im 
übrigen nicht übersehen werden, daß von einem breiten und dynamischen 
Wachstumsprozeß in Ostdeutschland positive Rückstrahlungseffekte auf 
die Wirtschaftsregionen Westdeutschlands einschließlich des ehemaügen 
Zonenrandgebietes ausgehen werden. 


83. Abgeordnete 

Dr. Edith 
Niehuis 

(SPD) 


Durch welche Maßnahmen gedenkt die Bundes- 
regierung die besonders negativen Auswirkun- 
gen auf die ohnehin schwache Wirtschaftsstruk- 
tur und den ohnehin schwachen Arbeitsmarkt im 
ehemaligen Zonenrandgebiet, die ausgelöst wer- 
den durch die förderpolitische Prioritätensetzung 
der Vereinigungspolitik, auszugleichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 6. April 1995 

Das Zonenrandgebiet hatte einen Sonderförderstatus, dessen politische 
Begründung weggefallen ist. Nunmehr muß es der regionalen Struktur- 
politik darum gehen, in ganz Deutschland vergleichbare, gleichwertige 
Lebensverhältnisse herbeizuführen. Die Gemeinschaftsaufgabe „Verbes- 
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur" hat auf die erhöhten Anpas- 
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sungserfordernisse, denen sich gerade die Wirtschaft in strukturschwa- 
chen Regionen gegenübergestellt sieht, mit einer Flexibilisierung der För- 
derkonditionen reagiert. Dies kommt insbesondere auch den Förder- 
gebieten in Westdeutschland zugute. So können ab sofort z. B. nicht-inve- 
stive Maßnahmen der Länder in den Bereichen Beratung, Schulung, 
Humankapitalbildung sowie angewandte Forschung und Entwicklung in 
Fördergebieten aus GA-Mitteln gezielt verstärkt werden. Weiterhin sind 
für alle Investitionsarten die gleichen Förderhöchstsätze festgesetzt 
worden, so daß grundlegende Umstellungsinvestitionen ebenso wie 
Errichtungsinvestitionen gefördert werden können, soweit sie die Förder- 
voraussetzungen erfüllen. Auch Infrastrukturmaßnahmen können deut- 
lich flexibler gefördert werden, weil die Bindung dieser Projekte an Unter- 
nehmen mit überregionalem Absatz gelockert wurde. Darüber hinaus sind 
auch von Kommunen in Anspruch genommene Planungs- und Beratungs- 
dienstleistungen sowie die Erarbeitung integrierter regionaler Entwick- 
lungskonzepte künftig förderfähig. Dabei ist es vorrangig Aufgabe der 
Länder und ihrer Regionen, die für die regionale Entwicklung notwendi- 
gen Konzepte und Strategien auszuarbeiten, die vorrangigen Maßnah- 
men verschiedener Politikbereiche aufeinander abzustimmen und mit 
regionalen Eigenanstrengungen zu verknüpfen. 


Das derzeit geltende Fördergebiet der Gemeinschaftsaufgabe besteht bis 
zum 31. Dezember 1996. Im Zuge der nächsten Neuabgrenzung wird nicht 
nur eine Neufestlegung des Fördergefälles zwischen Ost- und West- 
deutschland ins Auge gefaß, sondern auch eine stärkere regionale Diffe- 
renzierung innerhalb der neuen Länder. Damit soll das regionalpolitische 
Instrumentarium allmählich vereinheitlicht werden. 


84. Abgeordneter 

Bernd 

Scheelen 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung Meldungen des Evan- 
gelischen Pressedienstes (epd) vom November 
1994 bestätigen, nach denen 90% der Waffen, 
die Indonesien von der Bundesrepublik Deutsch- 
land geliefert bekommen hat (z. B. NVA-Kriegs- 
schiffe), von den Militärs gegen die eigene Bevöl- 
kerung eingesetzt werden, um Proteste in Krisen- 
gebieten wie Osttimor zu ersticken? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter von Würzen 
vom 11. April 1995 


Nein. 


85. Abgeordneter 

Bernd 

Scheelen 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die 
Bundesrepublik Deutschland Panzer nach Indo- 
nesien liefern will bzw. seit November 1994 
bereits geliefert hat, und damit das begrenzte 
Waffenembargo, das der US-Kongreß wegen der 
Menschenrechtsverletzungen im besetzten Ost- 
timor verhängt hat, unterlaufen wird? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter von Würzen 
vom 11. April 1995 

Der Bundesregierung liegt ein Antrag auf Genehmigung der Lieferung 
einer geringen Anzahl von gepanzerten Fahrzeugen nach Indonesien vor. 
Eine Entscheidung darüber wird entsprechend den Politischen Grundsät- 
zen der Bundesregierung über den Export von Kriegswaffen und sonsti- 
gen Rüstungsgütern von 1982, insbesondere unter Berücksichtigung der 
Menschenrechtssituation in Indonesien, getroffen werden. 


86. Abgeordneter 

Dr. Hermann 
Scheer 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die 
vom Bundesminister für Wirtschaft abgegebene 
schriftliche Erklärung über die Grundsätze der 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
zum Kohlepfennig nicht auf das Stromeinspei- 
sungsgesetz für erneuerbare Energien übertra- 
gen werden kann, und geht infolgedessen die 
Bundesregierung weiterhin von der Verfassungs- 
mäßigkeit dieses Gesetzes aus? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter von Würzen 
vom 11. April 1995 

Nach Auffassung der Bundesregierung läßt sich die Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts zur Verfassungswidrigkeit der Ausgleichsab- 
gabe nach dem Dritten Vers tromungsge setz nicht auf das Stromeinspei- 
sungsgesetz übertragen. Die Entscheidung des Gerichts zum „Kohlepfen- 
nig" ist finanzverfassungsrechtlich begründet. Demgegenüber handelt es 
sich beim Stromeinspeisungsgesetz um eine Preisregelung verbunden mit 
einer Abnahmepflicht. Eine Abgabe wird nach diesem Gesetz gerade 
nicht erhoben. Derartige Preisregelungen, die es auch in anderen Rechts- 
bereichen gibt, haben jedoch mit der Finanzverfassung nichts zu tun. Da 
auch ein Grundrechts verstoß zu Lasten der Versorgungsunternehmen 
offenkundig nicht vorliegt, ist die Bundesregierung unverändert von der 
Verfassungsmäßigkeit des Stromeinspeisungsgesetzes überzeugt. 


87. Abgeordneter 

Dr. Hermann 
Scheer 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß Ver- 
lautbarungen von Energieversorgungsunterneh- 
men, wonach selbst dann, wenn das Bundesver- 
fassungsgericht eine Verfassungswidrigkeit des 
Stromeinspeisungsgesetzes für erneuerbare 
Energien erklären würde, dieses keinerlei Aus- 
wirkungen auf die Einspeise Vergütung für die auf 
der Basis des Einspeisegesetzes installierten 
Anlagen haben, und auch keine teilweise Rück- 
zahlung bereits bezahlter Einspeisegvergütun- 
gen erfolgen kann, weil in jedem Fall das rechts- 
staatliche Rückwirkungsverbot einen Investi- 
tionsschutz sichert? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter von Würzen 
vom 11. April 1995 

Wie zu Frage 86 ausgeführt, ist eine Beanstandung des Stromeinspei- 
sungsgesetzes durch das Bundesverfassungsgericht nicht zu erwarten. 
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Selbst wenn aber ein Gesetz vom Bundesverfassungsgericht für verfas- 
sungswidrig erklärt wird, hat dies nicht ausnahmslos die Nichtigkeit der 
Norm zur Folge. Das Gericht kann sich, wie es das auch im Beschluß zum 
Kohlepfennig getan hat, auf die bloße Erklärung der Verfassungswidrig- 
keit beschränken und mit Rücksicht auf das Gemeinwohl und den Ver- 
trauensschutz einen schonenden Übergang zu einer neuen Regelung zu- 
lassen. Durch Fristsetzung und Übergangsregelungen wird das berech- 
tigte Interesse von Betroffenen in aller Regel berücksichtigt. 

Detaillierter vermag die Bundesregierung die Frage nach Inhalt und Fol- 
gen einer hypothetischen überaus unwahrscheinlichen Entscheidung 
eines Gerichts nicht zu beantworten. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß mit diesen Klarstellungen die 
eingetretene Verunsicherung bei Investoren und Banken rasch wieder 
abklingen wird. 

Im übrigen bleibt es bei der Zusage der Bundesregierung, ihre Bemühun- 
gen zur Markteinführung und Nutzung erneuerbarer Energien aus ener- 
gie-, umweit-, industrie- und entwicklungsp oh tischen Gründen - unab- 
hängig von den Instrumenten im einzelnen - weiter zu verstärken. 


88. Abgeordneter 

Manfred 

Such 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwieweit trifft nach Erkenntnissen der Bun- 
desregierung der Bericht von „Panorama" am 
9. Februar 1995 zu, wonach auf Veranlassung des 
russischen Verteidigungsministers Gratschow 
insgesamt fast 2 Mio. DM aus den Mitteln, die der 
Bund für das Wohnungsbauprogramm im Zusam- 
menhang mit dem Abzug der ehemals sowjeti- 
schen Truppen aus Deutschland zur Verfügung 
gestellt hatte, abgezweigt und u. a. zur Beschaf- 
fung gepanzerter, luxuriöser Mercedes-Limousi- 
nen für Gratschow sowie für Präsident Boris 
Jelzin persönlich verwendet worden seien, und 
aus welchen Gründen hat es die Bundesregie- 
rung für richtig gehalten, in ihrer Antwort vom 
24. Februar 1995 auf meine Frage nach diesen 
„ab gezweigten" Werten im Besitz von Boris 
Jelzin (Drucksache 13/677, S. 4) trotz Kenntnis 
des angesprochenen Vorgangs den „ Panorama "- 
Bericht faktisch schlicht in Abrede zu stellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 6. April 1995 


In der zitierten Sendung „Panorama" war nicht behauptet worden, daß es 
sich bei den Limousinen von Verteidigungsminister Gratschow und Präsi- 
dent Boris Jelzin um gestohlene Wagen handelt. Dies hatte die Bundes- 
regierung in ihrer Antwort vom 24. Februar 1995 dargelegt. 

Die Behauptung, diese Limousinen seien aus Mitteln des Wohnungsbau- 
programmes zugunsten der abgezogenen russischen Soldaten beschafft 
worden, ist abwegig, da diese Mittel von der Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft verwaltet und 
ausschließlich an die beteiligten Unternehmen in Abhängigkeit von den 
jeweils vereinbarten und überprüften Baufortschritten ausgezahlt 
werden. Das russische Verteidigungsministerium erhält keinerlei frei 
verfügbare Mittel im Rahmen dieses Programmes. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


89. Abgeordneter 

Dr. Gerd 
Müller 

(CDU/CSU) 


Welche Sonderförderungsmaßnahmen im Be- 
reich der Landwirtschaft gelten für den Bereich 
der fünf neuen Bundesländer, und welche zeit- 
liche Begrenzung ist geplant? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Franz-Josef Feiter 
vom 7. April 1995 


Sonderregelungen zugunsten der neuen Bundesländer (NBL) wurden 
im Bereich der einzelbetrieblichen Investitionsförderung anläßlich 
der Herstellung der deutschen Einheit 1990 in die Verordnung (EWG) 
über die Verbesserung der Effizienz der Agrarstruktur aufgenommen 
[jetzt: Artikel 38 der VO (EWG) Nr. 2328/91], Hiernach bestehen 
gegenüber den allgemein geltenden Regelungen insbesondere Unter- 
schiede bei der Höhe der kofinanzierungsfähigen Förderbeträge sowie 
bei der Förderung im Bereich der Milchvieh- und Schweinehaltung 
(vgl, Anlage 1)*. 

Die Sonderbestimmungen des Artikels 38 der Effizienzverordnung waren 
zunächst bis 1993 befristet. Nachdem die Bundesregierung eine Verlän- 
gerung durchgesetzt hat, gelten sie bis zum 31. Dezember 1996. 

Diese Sonderbestimmungen wurden national in der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" mit den 
„Grundsätzen für die Förderung zur Wiedereinrichtung und Modernisie- 
rung bäuerlicher Familienbetriebe im Haupterwerb" sowie mit den 
„Grundsätzen für die Gewährung von Hilfen zur Umstrukturierung land- 
wirtschaftlicher Unternehmen sowie für neugegründete landwirtschaft- 
liche Unternehmen in Form juristischer Personen und Personengesell- 
schaften" umgesetzt. 

Die Unterschiede bei der Förderungshöhe nach diesen Grundsätzen 
gegenüber dem Agrarinvestitionsförderungsprogramm, das am 3. März 
1995 von Bund und Ländern beschlossen wurde und zunächst nur in den 
alten Ländern gilt, sind aus Anlage 2 * ) ersichtlich. 

Daneben bestehen Unterschiede bei der Förderung von Inventar (ABL: 
keine Förderung; NBL: a) Wiedereinrichter: Förderung des Ankaufs von 
Maschinen, Geräten und lebendem Inventar, ausgenommen Schweine, 
Geflügel, Schlachtkälber und Schafe; b) Umstrukturierer und Neugründer 
in Form juristischer Personen: Förderung des Ankaufs von Maschinen und 
Geräten) und wegen der Vorgaben der EG-Effizienzverordnung bei der 
Bestandsaufstockung im Milchvieh- und Schweinebereich. 

Unwesentliche Unterschiede bestehen bei der Förderung kleinerer Inve- 
stitionen. 


*) Vom Abdruck der Anlagen wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbin- 
dung mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Frage- 
stunde und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Sonderregelungen zugunsten der neuen Bundesländer bestehen zudem 
im Fischereibereich bei der Förderung der Verarbeitung und Vermark- 
tung von Fischereierzeugnissen. Hier liegt die Zuschußhöhe für die neuen 
Bundesländer gemäß .den Förderungsgrundsätzen im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes" um Fünfprozentpunkte über der der alten Bundesländer - bei 
kumulativer Förderung (national und EG) Zehnprozentpunkte. 


90. Abgeordneter 

Dr. Gerd 
Müller 

(CDU/CSU) 


Welche Fördermaßnahmen fließen zusätzlich aus 
Fördertöpfen der EU in die fünf neuen Bundes- 
länder, und wie stellt sich die Verteilung der För- 
derausgaben von EU und Bund im Bundeshaus- 
halt sowie im Agrarhaushalt dar? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Franz-Josef Feiter 
vom 7. April 1995 


Bei der Änderung der EG -Strukturfonds sind die neuen Bundeslän- 
der durch die Beschlüsse des Europäischen Rates von Edinburgh vom 
11./12. Dezember 1992 in das Verzeichnis der unter das Ziel 1 fallenden 
Regionen aufgenommen worden. In diesen Regionen mit Entwicklungs- 
rückstand gilt es, die Entwicklung und strukturelle Anpassung zu fördern. 


In der geltenden Förderperiode, die auf sechs Jahre angelegt ist und von 
1994 bis 1999 gilt, sind mit Entscheidung der Europäischen Kommission 
vom 29. Juli 1994 für den Förderschwerpunkt 6 „Landwirtschaft, ländliche 
Entwicklung und Fischerei" insgesamt 3224,3 Mio. ECU zu Preisen von 
1994 in das Gemeinschaftliche Förderkonzept für die neuen Länder und 
Berlin (Ost) eingestellt worden. 

Am 30. März 1995 hat die Europäische Kommission die Programme für die 
Gemeinschaftsinitiative LEADER II - Aktionen zur ländlichen Entwick- 
lung - genehmigt. Im Rahmen dieser Gemeinschaftsinitiative fließen den 
neuen Ländern in der geltenden Förderperiode bis 1999 rund 82 Mio. ECU 
zu Preisen von 1995 zu. 


Insgesamt unterstützt die Bundesregierung den Aufbau der Agrarwirt- 
schaft in den neuen Ländern seit 1990 aus Mitteln des Agrarhaushaltes mit 
rd. 17,2 Mrd. DM, davon 


1990 (Ist) 

4,895 Mrd. DM 

1991 (Ist) 

4,231 Mrd. DM 

1992 (Ist) 

2,355 Mrd. DM 

1993 (Ist) 

2,066 Mrd. DM 

1994 (Ist) 

1,902 Mrd. DM 

1995 (Soll) 

1,813 Mrd. DM 


Von den im Entwurf des Agraretats 1995 vorgesehenen Ausgaben in Höhe 
von 12,568 Mrd. DM sind rd. 1,8 Mrd. DM bzw. 15% speziell für die neuen 
Länder bestimmt. Die Entwicklung der Ausgaben zugunsten der neuen 
Bundesländer nach Maßnahmebereichen zeigt die folgende Übersicht: 
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Haushaltsausgaben zugunsten der neuen Bundesländer 
im Einzplan 10 



Maßnahme 

Ist 1993 

Mio. DM 

Ist 1994 

Mio. DM 

Soll 1995 
Mio. DM 

1 . 

Anpassungshilfen 

378,3 

257,8 

128,0 

2. 

Überbrückungsmaßnahmen 

Molkereiwirtschaft 

0,1 

0,0 

0,0 

3. 

Gasölverbilligung 

210,1 

221,9 

220,0 

4. 

Nachwachsende Rohstoffe 

7,9 

3,7 

8,0 

5. 

Unfallversicherung 

62,5 

91,0 

91,0 

6. 

Zusatzaltersversorgung 

0,0 

0,0 

2,0 

7. 

Produktionsaufgaberente 

0,0 

0,0 

38,2 

8. 

Aufklärung der Verbraucher 

2,7 

2,7 

2,7 

9. 

Forschungsaufträge 

5,1 

6, 1 1 ) 

6,2 

10. 

Zuschüsse an 
Forschungseinrichtungen 

33,7 

42, 2 1 ) 

41,7 

11. 

FuE-Vorhaben 
für Umweltschutz 

0,9 

0,1 

1,0 

12. 

Kapazitätsanpassung Seefischerei 

7,2 

6,3 

7,0 

13. 

Strukturmaßnahmen Seefischerei 

0,6 

0,7 

3,0 

14. 

Zinsverbilligung EFP 

2,7 

2,3 

3,0 

15. 

Marktstrukturverbesserung 

23,7 

0,0 

0,0 

16. 

Gemeinschaftsaufgabe 
einschl. Sonderrahmenplan 

1 254,8 

1 202,5 

1 200,0 

17. 

Übrige Maßnahmen 

76,1 

65,0 1 

61,6 


Gesamtsumme 

2 066,4 

1 902,3 ! 

1 813,4 


l ) Soll 


Der weitaus größte Anteil der bereitgestellten Mittel entfällt auf die Bund- 
Länder- Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes". Darunter wird ein wesentlicher Teil der Mittel für die 
spezifischen Programme der einzelbetrieblichen Investitionsförderung 
(„ Wieder einrichtung und Modernisierung bäuerlicher Familienbetriebe 
im Haupterwerb" und „Hilfen zur Umstrukturierung landwirtschaftlicher 
Unternehmen in Form juristischer Personen und Personengesellschaf- 
ten") sowie für wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische Maßnah- 
men eingesetzt. 

Ferner liegen Schwerpunkte bei der Gasölverbilligung und den Anpas- 
sungshilfen. Entsprechend den EU-Vorgaben werden Anpassungshilfen 
nur noch 1995 gewährt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


91. Abgeordneter 

Arne 

Fuhrmann 

(SPD) 


Welche Forschungsergebnisse belegen die Ver- 
mutung, daß medizinische Rehabilitationsmaß- 
nahmen tatsächlich den Eintritt von Berufs- bzw. 
Erwerbsunfähigkeit verhindern oder wenigstens 
hinauszögern, und wie wird der Erfolg solcher 
Maßnahmen kontrolliert? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rudolf Kraus 
vom 10. April 1995 

Der Effekt medizinischer Rehabilitationsmaßnahmen als Ausgangspunkt 
einer umfassenden Rehabilitation im Hinblick auf die Senkung des 
BU/EU-Berentungsrisikos bzw. auf die Verlagerung dieses Risikos in 
höhere Altersjahre kann nur mit Hilfe eines Vergleichsgruppenkonzeptes 
gemessen werden, bei welchem die Untersuchungsgruppe Zugang zum 
Rehabilitationswesen der Rentenversicherung hat und die Vergleichs- 
gruppe diesen Zugang nicht hat. Der Effekt ist dann der Unterschied der 
BU/EU-Berentungsrisiken zwischen den beiden Gruppen. Um diesen 
Effekt richtig ausweisen zu können, müssen die Versicherten zufällig auf 
beide Gruppen verteilt werden. Dies ist aber aus rechtlichen und ethi- 
schen Gründen nicht möglich. 

Dementsprechend sind Forschungsergebnisse, die die Vermutung bele- 
gen, daß medizinische Rehabilitationsmaßnahmen tatsächlich den Eintritt 
von Berufs- bzw. Erwerbungsunfähigkeit verhindern oder wenigstens 
hinauszögern, nicht bekannt. Allerdings gibt es eine Reihe von For- 
schungsprojekten zu Teilaspekten; beispielsweise wird in einem derzeit 
laufenden Vorhaben untersucht, inwieweit Maßnahmen zur stufenweisen 
Wiedereingliederung nach schweren Erkrankungen in den Arbeitsprozeß 
zurückführen können. 

Eine begrenzte Aussagekraft über den Erfolg medizinischer Rehabilita- 
tionsmaßnahmen besitzt die Reha- Verlaufsstatistik der Rentenversiche- 
rung. Der wichtigste Teil der Reha-Verlaufsstatistik befaßt sich mit der 
Frage, wie viele Pflichtversicherte, die in einem bestimmten Jahr eine sta- 
tionäre Heilbehandlung durch die Rentenversicherung erhalten haben, 
fünf Jahre nach dieser Maßnahme noch im Erwerbsleben stehen und aus 
welchen Gründen die übrigen zwischenzeitlich aus dem Erwerbsleben 
ausgeschieden sind. 

Die Statistik zeigt, daß fünf Jahre nach einer Rehabilitationsmaßnahme 
noch deutlich mehr als 50% der Rehabilitanden im Erwerbsleben stehen. 


92. Abgeordneter 

Arne 

Fuhrmann 

(SPD) 


Worauf stützt die Bundesregierung ihre Erwar- 
tung, daß medizinische (und soziale) Rehabilita- 
tionsmaßnahmen den Eintritt der Pflegebedürfig- 
keit verhindern oder wenigstens hinauszögem, 
und beabsichtigt sie, eine Erfolgskontrolle zu ini- 
tiieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rudolf Kraus 
vom 10. April 1995 

Das Pflege-Versicherungsgesetz sieht zahlreiche Regelungen vor, die den 
Grundsatz „Rehabilitation vor und bei Pflegebedürftigkeit" verwirk- 
lichen. Die wichtigsten Festlegungen sind in den §§ 5, 18, 31 und 32 
SGB XI enthalten. 

Der Grundsatz „Rehabilitation vor Pflege" und die damit verbundene 
Erwartung, daß Rehabilitationsmaßnahmen Pflegebedürftigkeit verhin- 
dern oder mindern bzw. ihre Verschlimmerung verhüten können, stützt 
sich auf langjährige Erfahrungen der Praxis bei der Betreuung und Versor- 
gung kranker und behinderter Menschen sowie auf die Ergebnisse 
wissenschaftlicher Untersuchungen und rehabilitativer Forschung. 
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Die Auswertung der daraus gewonnenen Ergebnisse zeigt, daß eine 
erfolgreiche Rehabilitation, d. h. ein weiteres Leben in möglichst hoher 
Lebensqualität, unter Berücksichtigung der individuellen körperlichen 
und psychischen Gegebenheiten und des sozialen Umfelds sich mindernd 
im Hinblick auf den Pflegebedarf aus wirkt oder dazu führt, daß Pflege 
überhaupt nicht in Anspruch genommen werden muß. 

Durch spezifische und geeignete Rehabilitationsmaßnahmen ist es vielen 
behinderten Menschen möglich, ein selbstbestimmtes und selbständiges 
Leben zu führen, ohne auf Pflegehilfen bzw. umfassende Pflege angewie- 
sen zu sein. Einen genauen Überblick über Ergebnisse, laufende und wei- 
tere Vorhaben und notwendige Maßnahmen der Rehabilitation insgesamt 
gibt der Dritte Bericht der Bundesregierung über die Lage der Behinder- 
ten und die Entwicklung der Rehabilitation (Drucksache 12/7148). 

Erkenntnisse liegen z. B. auch auf dem Gebiet der geriatrischen Rehabili- 
tation vor. Eine im Auftrag des Bundesministeriums für Famüie und Senio- 
ren durchgeführte Literaturrecherche über dazu durchgeführte Studien 
gibt Informationen zur Wirksamkeit von Rehabilitation bei älteren Men- 
schen unter besonderer Berücksichtigung psychosozialer Komponenten 
bei ambulanter, teüstationärer und stationärer Betreuung (Schriftenreihe 
des BMFuS Bd. 12.2). Die Untersuchungsergebnisse beweisen, daß mit 
Rehabihtationsmaßnahmen u. a. verbesserte Selbständigkeit in der Eigen- 
versorgung, Wiedererlangung von Alltagsfähigkeiten, kürzere Verweü- 
dauer in Einrichtungen, eine Rückkehr in die häusliche Umgebung, die 
psychische Bewältigung der Krankheit und Pflegebedürftigkeit erreicht 
und damit Pflegebedürftigkeit vermieden oder gesenkt bzw. vorgebeugt 
werden kann. 

Fachleute der geriatrischen Rehabilitation gehen davon aus, daß trotz des 
Aufbaus geriatrischer Kliniken in den letzten Jahren eine flächendek- 
kende Rehabüitation älterer Menschen noch nicht erreicht ist und daß in 
Pflegeheimen eine unbekannt hohe Zahl rehabilitationsfähiger Menschen 
leben, die zwar pflegebedürftig sind, aber deren Maß an Pflegebedürftig- 
keit verringert oder bei denen eine Verschlechterung des Zustandes ver- 
hindert werden könnte. Auch die bisherigen Erfahrungen bei der Rehabi- 
litation von Schlaganfallpatienten zeigen, daß insbesondere frühzeitig 
einsetzende Rehabilitationsmaßnahmen in vielen Fällen dazu führen, daß 
die Patienten wieder nach Hause zurückkehren können und die Selbstän- 
digkeit bei den Verrichtungen des täglichen Lebens, die Fortbewegung, 
sprachliche Verständigung bis hin zur Haushaltsführung erreicht werden 
kann. Eine Studie von Dr. Meier-Baumgartner zum Verlauf von Schlagan- 
fällen weist aus, daß nach rehabüitativen Maßnahmen 65% der Patienten 
in die eigene Wohnung zurückkehren könnten und bei 82,4% im Bereich 
der täglichen Verrichtungen Verbesserungen eintraten. 

Die holländischen Erfahrungen zeigen, daß durch rechtzeitige Rehabili- 
tation, insbesondere auch bei älteren Menschen, bis zu 50% der somatisch 
Kranken aus einer vollstationären Pflege wieder herausgeholt werden 
können und in teilstationärer Pflege oder ambulanter Pflege versorgt wer- 
den können. Die konsequente Rehabilitation Pflegebedürftiger hat dazu 
geführt, daß die Zahl der Pflegebedürftigen in Heimen trotz der demogra- 
phischen Entwicklung und des Anstiegs der älteren Bevölkerung in den 
Niederlanden in den vergangenen 15 Jahren konstant geblieben ist. 

Um weitere Erkenntnisse zu gewinnen, fördert das Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung gegenwärtig an drei verschiedenen Standorten 
ein Modellprojekt „Rehabilitation im Pflegeheim". Es ist zu erwarten, 
daß dadurch vielfältige praktische Erfahrungen auch zum notwendigen 
Personalbedarf gewonnen werden. 
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Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung hat im Rahmen 
seines Modellprogramms zur Verbesserung der Situation der Pflegebe- 
dürftigen Modellprojekte durchgeführt, die sich vorrangig mit der Rehabi- 
litation pflegebedürftiger alter Menschen in ihrer häuslichen Umgebung 
befassen. Die Ergebnisse stimmen trotz unterschiedlicher Ausgestaltung 
weitgehend überein. Sie zeigen, daß bei der überwiegenden Mehrzahl der 
behandelten Pflegebedürftigen eine klar erkennbare Verbesserung ihres 
Zustandes eintrat. Bei den übrigen konnte zumindest eine Verschlechte- 
rung verzögert werden. 

Bei den Bemühungen, Pflegebedürftigkeit einzuschränken, werden sich 
Maßnahmen wie die Einbindung rehabilitativer Leistungen in die Struktur 
ambulanter Dienste, die Vernetzung ambulanter und stationärer Rehabüi- 
tation, ambulante Rehabilitationsmaßnahmen vor Ort, der Ausbau geron- 
topsychiatrischer Einrichtungen, die aktivierende Pflege als fester 
Bestandteil aller Pflegeleistungen und die Verbesserung der Aus-, Fort- 
und Weiterbildung von Ärzten und Pflegepersonal sowie die Schulung 
von Angehörigen in den vorgesehenen Pflegekursen unterstützend aus- 
wirken. 

Der Medizinische Dienst der Krankenkassen prüft im Rahmen der Pflege- 
versicherung bei der Begutachtung zur Pflegebedürftigkeit, ob Rehabili- 
tationsmaßnahmen notwendig und möglich sind, die die Pflegebedürftig- 
keit beseitigen, mindern oder eine Verschlimmerung verhüten können. Er 
empfiehlt einen individuellen Pflegeplan auf der Grundlage des medizini- 
schen Befundes und der häuslichen Situation, der neben der Auskunft 
über die notwendige Grundpflege und hauswirtschaftliche Versorgung 
auch Vorschläge für erforderliche Hilfen, Hilfsmittel und technische Hü- 
ten sowie Vorschläge für erforderliche Rehabilitationsmaßnahmen enthält 
und Hinweise zur künftigen Entwicklung des Pflegebedarfs geben soll. Da 
die Untersuchung in angemessenen Zeitabständen zu wiederholen ist, 
kann der Verlauf des Rehabilitationsgeschehens entsprechend beeinflußt 
werden. Im Rahmen dieser Wiederholungsbegutachtung wird auch der 
Erfolg eingeleiteter und durchgeführter Reha-Maßnahmen kontrolliert. 
Weitere Möglichkeiten zu Empfehlungen von Maßnahmen bestehen 
innerhalb der ambulanten Pflege bei dem regelmäßig notwendigen Abru- 
fen eines Pflegeeinsatzes durch professionelle Pflegekräfte. 

Mit dem Pflege-Versicherungsgesetz wird auch die Eigenverantwortung 
des einzelnen für Prävention und Rehabilitation angesprochen und an die 
Versicherten appelliert, sich aktiv an Maßnahmen zur Verhütung oder 
Verminderung von Pflegebedürftigkeit zu beteiligen. 


93. Abgeordneter 

Achim 

Großmann 

(SPD) 


Wie erklärt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß sie nach vorheriger Zusage an das Land 
Nordrhein-Westfalen nunmehr die Freigabe der 
Finanzmittel für das START- Zeitarbeitsprojekt 
blockiert, und läßt sich daraus schließen, daß der 
Bund sich generell von der finanziellen Unterstüt- 
zung dieses Projektes auch über Nordrhein- 
Westfalen hinaus distanzieren will? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 6. April 1995 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in seiner Sitzung 
am 8. März 1995 von den für die Förderung der Eingliederung schwer- 
vermittelbarer Arbeitsloser durch Darlehen und Zuschüsse in 1995 von 
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der Bundesregierung vorgesehenen Mitteln in Höhe von 28 Mio. DM 
2,6 Mio. DM gesperrt. Die Sperrung erfolgte, weil bezüglich des Projekts 
START-NRW seitens einiger Mitglieder des Haushaltsausschusses noch 
Informationsbedarf bestand. 

Zwischenzeitlich sind die noch offenen Fragen beantwortet worden. Das 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung hat unter dem 29. März 
1995 einen entsprechenden Antrag auf Entsperrung der Mittel beim Bun- 
de sministerium der Finanzen gestellt. 


94. Abgeordneter 

Dr. Manuel 
Kiper 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie ist der Stand der Planungen der Bundes- 
regierung zur Umsetzung der Grundsatz- und 
Einzelrichtlinien der EU zum Thema Arbeits- 
schutz, und wann wird die Bundesregierung end- 
lich die erfordern chen Maßnahmen im nationalen 
Recht (beispielsweise die Bildschirmrichtlinie) 
vollziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 10. April 1995 

In der 12. Legislaturperiode hatte die Bundesregierung den Entwurf eines 
Gesetzes über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit (Arbeits- 
schutzrahmengesetz) vorgelegt. Diesen Entwurf (Drucksache 12/6752) 
hat der Deutsche Bundestag bis zum Ende der Legislaturperiode nicht 
mehr abschließend beraten. Im Hinblick auf die fortbestehende Verpflich- 
tung, die europäischen Richtlinien zum betrieblichen Arbeitsschutz in 
deutsches Recht umzusetzen, wird das federführende Bundesministerium 
für Arbeit und Sozialordnung in der laufenden Legislaturperiode ein 
entsprechendes neues Vorhaben in Angriff nehmen. Da die Ergebnisse 
der Beratungen des Deutschen Bundestages in der letzten Legislatur- 
periode zu berücksichtigen sind, müssen zunächst Gespräche über die 
konzeptionelle Gestaltung des neuen Vorhabens geführt werden. Erst 
nach Abschluß dieser Gespräche und nach Abstimmung innerhalb der 
Bundesregierung kann sich diese dazu äußern, welcher Inhalt im einzel- 
nen und welcher zeitliche Rahmen für das Umsetzungsvorhaben geplant 
sind. 


95. Abgeordnete 

Dr. Heidi 
Knake- Werner 

(PDS) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
einen Rechtsanspruch auf Arbeitslosengeld hat, 
wer vorübergehend nicht in einem Beschäfti- 
gungsverhältnis steht, eine zumutbare beitrags- 
pflichtige Beschäftigung unter den üblichen 
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes 
ausüben kann und darf, hierzu sowie zur Teil- 
nahme an zumutbaren Maßnahmen zur Qualifi- 
kation bereit ist sowie die Anwartschaftzeit 
erfüllt, sich beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet 
und Arbeitslosengeld beantragt hat, daß diesem 
Anspruch auf Arbeitslosengeld nicht die Kennt- 
nis entgegensteht, daß die Arbeitslosigkeit befri- 
stet sein wird, daß das Vorhegen der genannten 
Voraussetzungen durch das Angebot einer 
zumutbaren Arbeit bzw. Qualifizierungsmaß- 
nahme überprüft werden kann und daß diese 
Bedingungen z. B. auch von den nach dem „Cos- 
wiger Beschäftigungsmodell" arbeitslos gewor- 
denen Erzieherinnen erfüllt werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 11. April 1995 


Anspruch auf Arbeitslosengeld hat nach § 100 des Arbeitsförderungs- 
gesetzes (AFG), wer arbeitslos ist, der Arbeitsvermittlung zur Verfügung 
steht, die Anwartschaftszeit erfüllt, sich beim Arbeitsamt arbeitslos gemel- 
det und Arbeitslosengeld beantragt hat. Ob die Voraussetzungen für 
einen Leistungsanspruch vorliegen, ist im jeweiligen Einzelfall von der 
Bundesanstalt für Arbeit zu prüfen. 

Nach dem „Coswiger Beschäftigungsmodell" wechseln sich für die im 
Modell befindlichen Erzieherinnen zweijährige Beschäftigungszeiten mit 
einjährigen Arbeitspausen ab. Die Wiedereinstellung erfolgt zu den 
„alten" Bedingungen, ohne daß Nachteüe gegenüber dem früheren Zu- 
stand entstehen: Erworbene Dienst-/Beschäftigungszeiten bleiben erhal- 
ten; das „Sonntagsjahr" wird teüweise - z. B. für Betriebsjubiläen und 
Bewährungsaufstiege - sogar als solche Zeit angerechnet. Probezeiten 
beginnen nicht neu zu laufen. Alle Erzieherinnen nehmen ihre alten Posi- 
tionen wieder ein. Darüber hinaus wird gewährleistet, daß die Arbeitszeit 
im Bemessungszeitraum - letzte sechs Monate vor der Arbeitspause - 
einer Vollzeittätigkeit entspricht, so daß Einkommensverluste, die zusätz- 
lich durch eine Abfindung ausgeglichen werden, möglichst gering gehal- 
ten werden. 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat aufgrund der für das Vorliegen eines 
Arbeitslosengeldanspruchs maßgeblichen Gesamtumstände festgestellt, 
daß Arbeitslosigkeit und Verfügbarkeit nicht gegeben sind. Die Bundes- 
regierung ist der Auffassung, daß diese Feststellungen mit dem geltenden 
Recht übereinstimmen. Andere Auffassungen zu den Feststellungen und 
den rechtlichen Beurteüungen können nur den Sozialgerichten zur Ent- 
scheidung vorgelegt werden. 


96. Abgeordnete 

Dr. Heidi 
Knake-Werner 

(PDS) 


Wie begründet die Bundesregierung ihre Auffas- 
sung, daß mit den Interessen der Solidargemein- 
schaft der gegen Arbeitslosigkeit Versicherten 
eine unbefristete Arbeitslosigkeit von Frauen in 
Kindererziehungsberufen in den neuen Bundes- 
ländern eher zu vereinbaren ist als eine befristete 
Arbeitslosigkeit, mit der zugleich die Gleichver- 
teilung des Entlassungsrisikos und die Sicherung 
eines hohen Beschäftigungs- und Versorgungs- 
grades in diesen Berufen angestrebt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 11. April 1995 


Ihre Frage läßt erkennen, daß Sie durch das „Coswiger Beschäftigungs- 
modell" einen hohen Beschäftigungs- und Versorgungsgrad in den Erzie- 
hungsberufen gesichert sehen. Diese Sicherung erfolgtim Ergebnis durch 
eine Verkürzung der Arbeitszeit um ein Drittel. Es ist jedoch nicht Auf- 
gabe der Arbeitslosenversicherung, diese und ähnliche Regelungen flä- 
chendeckend zu finanzieren. Alle diese Modelle laufen im Endeffekt auf 
eine unerwünschte und finanziell nicht mögliche staatüche Subventionie- 
rung der Arbeitszeitverkürzung hinaus, die darüber hinaus Tendenzen 
zum Verharren in überbesetzten Berufsbereichen fördern würde. 
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97. Abgeordnete 

Ulrike 

Mäscher 

(SPD) 


Wie groß sind nach den jüngsten verfügbaren 
Daten die Anteile der Bezieher und Bezieherin- 
nen von Auffüllbeträgen an den Rentenberech- 
tigten in den neuen Bundesländern sowie die 
durchschnittlichen Zahlbeträge je Rente mit Auf- 
füllbetrag bei Versichertenrenten an Männer, bei 
Versichertenrenten an Frauen und bei Witwen- 
und Witwerrenten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rudolf Kraus 
vom 7. April 1995 

Am 1. Juli 1994 wurden insgesamt 2 126014 Versichertenrenten mit einem 
Auffüllbetrag/Rentenzuschlag von durchschnittlich 238,13 DM/Monat 
und 67 053 Witwen- und Witwerrenten mit einem durchschnittlichen Auf- 
füllbetrag/Rentenzuschlag von 126,57 DM/Monat gezahlt. Angaben zur 
Verteilung dieser Renten auf Männer und Frauen sowie zur durchschnitt- 
lichen Rentenhöhe enthält die folgende Übersicht: 



Renten mit Auf- 
füllbetrag/ 
Rentenzuschlag 
Anzahl 

Durchschnittliche 
Rentenhöhe bei 
Renten mit 
Auffüllbetrag/ 
Rentenzuschlag 
DM/Monat 

Durchschnittliche 
Rentenhöhe bei 
Renten ohne 
Auffüllbetrag/ 
Rentenzuschlag 
DM/Monat 

Versicherten- 

renten 

Männer 

Frauen 

387 251 

1 738 763 

1 475,37 

1 022,34 

1 686,69 

997,53 

Hinterblie- 

benenrenten 

Witwer 

Witwen 

1 316 

65 737 

516,92 

801,41 

296,57 

710,60 


85,1% der Versichertenrenten an Frauen und 37,6% der Versicherten- 
renten an Männer enthielten einen Auf füllbetrag/Rentenzuschlag. 


Von den Witwenrenten enthielten 6,7% und von den Witwerrenten 
1,8% einen Auffüllbetrag/Rentenzuschlag. 


98. Abgeordnete 

Ulrike 

Mäscher 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die nach § 315 a SGB VI für die 
Zeit ab 1. Januar 1996 vorgeschriebene Ab- 
schmelzung der Auffüllbeträge dazu führen 
würde, daß ein großer Teil der Rentnerinnen und 
Rentner in den neuen Ländern für mehrere Jahre 
keine effektive Rentenerhöhung erhalten würde, 
und welche Maßnahmen beabsichtigt die Bun- 
desregierung zu ergreifen, um dies zu verhindern 
oder wenigstens soziale Härten zu vermeiden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rudolf Kraus 
vom 7. April 1995 

Zur Zahlung eines Auffüllbetrages in Höhe der Differenz zwischen dem 
Zahlbetrag von Dezember 1991 und der neu ermittelten Rente kam es in 
den Fällen, in denen der in einem pauschalen Verfahren nach dem SGB VI 
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ermittelte Rentenbetrag niedriger war als die zuvor gezahlte Rente. Dieser 
Auffüllbetrag wird bis Ende 1995 statisch zur SGB VI-Rente gezahlt. Er 
wird nicht angepaßt, zunächst aber auch nicht gemindert. 

Ab 1996 ist der Auffüllbetrag bei jeder Rentenanpassung um ein Fünftel, 
mindestens aber um 20 DM abzuschmelzen, wobei gewährleistet ist, daß 
der bisherige Zahlbetrag der Rente nicht unterschritten wird. Bei Renten 
mit hohen Auffüllbeträgen wird die Ab schmelzungsregel dazu führen, 
daß zwar die Rente nicht gekürzt wird, daß aber über einen langen Zeit- 
raum - u. U. auch lebenslang - keine Rentenerhöhung mehr stattfindet. 

• 

Die Bundesregierung sieht keine Veranlassung, die Vorschriften über die 
Behandlung der Auffüllbeträge zu ändern. Die in den Renten an Ver- 
sicherte und Hinterbliebene der neuen Bundesländer enthaltenen nicht 
anpassungsfähigen Auffüllbeträge sind nicht, wie es teilweise dargestellt 
wird, als eine Benachteiligung ehemaliger DDR-Bürger anzusehen, son- 
dern sie machen im Gegenteil den Betrag aus, den ein Bestandsrentner in 
den neuen Bundesländern bei angeglichenen Einkommens Verhältnissen 
mehr erhält als ein Versicherter mit Rentenbeginn ab 1997 bei exakt glei- 
cher Versicherungsbiographie. Die Zahlung eines Auffüllbetrages konnte 
im übrigen den Versicherten in den alten Bundesländern nur vor dem Hin- 
tergrund des niedrigen Ausgangsniveaus in den neuen Bundesländern 
vermittelt werden. Eine dauerhafte Festschreibung dieser Beträge würde 
- gerade auch angesichts der zu erwartenden niedrigen Anpassungssätze 
der nächsten Jahre - eine neue Diskussion im Westen provozieren. 

Die Renten mit Auffüllbetrag sind gegenüber vergleichbaren Westrenten 
überhöht. Nach der Rentenanpassung zum 1. Juli 1995 werden die verfüg- 
baren laufenden Versichertenrenten in den neuen Bundesländern im 
Durchschnitt 101,3% der vergleichbaren Renten in den alten Bundeslän- 
dern erreichen. Die verfügbaren laufenden Versichertenrenten der Män- 
ner werden zu diesem Zeitpunkt etwa bei 92,3% des Westniveaus liegen, 
während die Renten der Frauen bereits fast ein Drittel höher sind als die 
der Frauen in den alten Bundesländern, obwohl die sog. Eckrente in den 
neuen Bundesländern zu diesem Zeitpunkt erst 78,8 % der Eckrente in den 
alten Bundesländern erreichen wird. Ursache dafür sind einerseits zwar 
längere Versicherungszeiten, wesentlich sind aber auch die nicht unbe- 
trächtlichen Besitzschutzbeträge. 

Die Bundesregierung erwartet nicht, daß die unveränderte Beibehaltung 
der den Auffüllbetrag bzw. den Rentenzuschlag betreffenden Regelungen 
zu sozialen Härten führt. Sollte dies in Einzelfällen gleichwohl der Fall 
sein, so muß in diesen Fällen mit dem sozialpolitischen Instrumentarium 
reagiert werden, das für solche Fälle generell zur Verfügung steht. 


99. Abgeordnete Mit welcher Altersentschädigung kann der kurze 

Margitta Zeit tätige Beamtete Staatssekretär, Dr. Bernhard 

Terborg Worms, rechnen? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rudolf Kraus 
vom 11. April 1995 

Die Einzelbezüge eines Beamten oder Ruhestandsbeamten unterliegen 
dem Datenschutz. Personenbezogene Daten dürfen allenfalls - unter 
Wahrung der Vertraulichkeit - bekanntgegeben werden, wenn dies im 
öffentlichen Interesse erforderlich ist. Ein solches ist hier nicht ersichtlich. 
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100. Abgeordnete 

Margitta 

Terborg 

(SPD) 


Wie rechtfertigt die Bundesregierung das Entste- 
hen dieser konkreten Versorgungsleistung vor 
dem Hintergrund ihrer Pflicht zum sorgsamen 
Umgang mit den Haushaltsmitteln des Bundes? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rudolf Kraus 
vom 11. April 1995 


Für die Bundesregierung besteht kein Rechtfertigungsbedarf. 

Staatssekretär a. D. Dr. Bernhard Worms bezieht ein Ruhegehalt nach den 
einschlägigen Bestimmungen des Beamtenversorgungsgesetzes, wobei 
neben seiner Dienstzeit als Staatssekretär im Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung u. a. auch seine langjährige Dienstzeit als 
Beamter der Deutschen Bundespost zu berücksichtigen ist. Er war von 
1960 bis 1995 Berufsbeamter. 

Anrechnung der Beamtenversorgungsbezüge auf eine eventuelle Alters- 
entschädigung aufgrund der Mitgliedschaft von Staatssekretär a. D. 
Dr. Bernhard Worms im Landtag von Nordrhein-Westfalen richtet sich 
nach § 22 Abs. 4 des Abgeordnetengesetzes NRW. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


101. Abgeordnete 
Christa 
Nickels 
(BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Michaela Geiger 
vom 6. April 1995 

Der Bundesregierung liegen außer Presseberichten keine Informationen 
vor, ob amerikanische Aufklärungsflugzeuge des Typs AWACS türkische 
Einheiten mit Informationen versorgen. 


Kann die Bundesregierung dementieren oder 
bestätigen, daß im Rahmen der türkischen Mili- 
tärintervention im Nordirak amerikanische Auf- 
klärungsflugzeuge des Typs AWACS türkische 
Einheiten mit Informationen versorgen? 


102. Abgeordnete 
Christa 
Nickels 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Kann die Bundesregierung dementieren oder 
bestätigen, daß es sich bei diesen AWACS tat- 
sächlich um die Maschinen der NATO handelt, 
die ursprünglich auf der NATO-Air-Base Geilen- 
kirchen fest stationiert sind und zum E 3 A-Ver- 
band der NATO gehören? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Michaela Geiger 
vom 6. April 1995 

Die Bundesregierung stellt fest, daß AWACS-Flugzeuge der NATO im 
betreffenden Gebiet nicht im Einsatz sind. Routinemäßig flogen AWACS- 
Flugzeuge zwar zu Ausbildungszwecken zeitweilig auch über die Türkei, 
sind aber seit Beginn der türkischen Operation im Nordirak (20. März 
1995) nicht mehr über der Türkei eingesetzt worden. 
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Eine für April 1995 geplante Übung mit AWACS-Flugzeugen der NATO 
im türkischen Luftraum wurde abgesagt. 

Die in Geilenkirchen stationierten AWACS-Flugzeuge der NATO dienen 
der Aufklärung von Flugbewegungen. Sie können keine Bodenbewegun- 
gen von Fahrzeugen und Personen erkennen. 


103. Abgeordneter 

Bernd 

Scheelen 

(SPD) 


Welche speziellen militärischen, politischen und/ 
oder wirtschaftlichen Gründe haben das Bundes- 
ministerium der Verteidigung dazu bewogen, die 
Schließung des Kreiswehrersatzamtes in Krefeld 
zu erwägen, und welche Standorte wurden bei 
der geplanten Schließung in die Betrachtung mit 
einbezogen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Michaela Geiger 
vom 6. April 1995 


Durch die Straffung der internen Struktur der Kreiswehrersatzämter und 
Vergrößerung ihrer Zuständigkeitsbereiche - nach den Feststellungen 
der unabhängigen Arbeitsgruppe zur Struktur der Territorialen Wehrver- 
waltung hegt die wirtschaftlichste Größe eines Kr eis wehr ersatzamte s bei 
65000 Wehrüberwachten - wird die Zahl der Kreiswehrersatzämter bun- 
desweit um weitere 20 Kreiswehrersatzämter reduziert. Unter Berücksich- 
tigung dieser Vorgaben ist die Zahl der Kreiswehrersatzämter im Wehr- 
bereich III (Nordrhein-Westfalen) um vier Kreiswehrersatzämter (von bis- 
her 19 auf 15) zu verringern. Als sachgerechtes Ergebnis ihrer Unter- 
suchungen hat die unabhängige Arbeitsgruppe des Verteidigungsres- 
sorts, die alle Kreiswehrersatzämter im Hinblick auf die Wirtschaftlichkeit 
der Aufgabenwahrnehmung kritisch durchleuchtet hat, die Ämter Biele- 
feld, Coesfeld, Hagen und Krefeld zur Auflösung vorgeschlagen. 


Was waren im Vergleich mit anderen Kreiswehr- 
ersatzämtern (Mönchengladbach, Wesel etc.) die 
ausschlaggebenden Gründe, warum gerade das 
Kreiswehrersatzamt Krefeld geschlossen werden 
soll, und welche infrastrukturellen Vor- und 
Nachteile wurden bei der Entscheidungsfindung 
berücksichtigt? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Michaela Geiger 
vom 6. April 1995 

Aufgrund der geographischen Lage des Kreiswehrersatzamtes Wesel sol- 
len diesem Amt die Kreise Borken und Kleve, bisher im Zuständigkeits- 
bereich der Kreiswehrersatzämter Coesfeld und Krefeld, zugeordnet 
werden. Das Kreiswehrersatzamt Krefeld wäre durch den Wegfall des 
Kreises Kleve nicht mehr bestandsfähig; der verbleibende Zuständigkeits- 
bereich des Kreiswehrersatzamtes Krefeld (Stadt Krefeld und Kreis Vier- 
sen) soll deshalb dem Kreiswehrersatzamt Mönchengladbach zugeteilt 
werden. 

Für den Erhalt und die Vergrößerung des Kreiswehrersatzamtes Mön- 
chengladbach spricht die verkehrsgünstige Lage des Amtes im neuen 
Zuständigkeitsbereich und das modern ausgebaute bundeseigene Dienst- 
gebäude. Für das bundeseigene Dienstgebäude des Kreiswehrersatz- 
amtes Krefeld muß bei einer weiteren Nutzung ein nicht unerheblicher 
Kostenaufwand für die Dachsanierung aufgebracht werden. 


104. Abgeordneter 

Bernd 

Scheelen 

(SPD) 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


105. Abgeordnete 

Dr. Marliese 
Dobberthien 

(SPD) 


Stimmt die Bundesregierung mit der Auffassung 
überein, daß es eine Benachteiligung darstellt, 
wenn die Zahlung des Kindergeldes nur bei 
Jugendlichen gewährt wird, die ein Freiwilliges 
Soziales Jahr oder ein Freiwilliges Ökologisches 
Jahr innerhalb der Bundesrepublik Deutschland, 
nicht aber, wenn sie den Dienst in einem Mit- 
gliedstaat der Europäischen Union ableisten, und 
welche Maßnahmen will die Bundesregierung 
ergreifen, um diesen Mißstand zu beseitigen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gertrud Dempwolf 
vom 4. April 1995 


Das Freiwillige Soziale und das Freiwillige Ökologische Jahr können auch 
im europäischen Ausland geleistet werden (§ 1 Abs. 2 FSJ-Fördergesetz, 
§ 1 Nr. 5 FÖJ-Fördergesetz). Alle Kinder, die ein Freiwilliges Soziales/ 
Ökologisches Jahr im Sinne der jeweiligen Förderungsgesetze leisten, 
werden nach § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 des Bundeskindergeldgesetzes (BKGG) 
berücksichtigt. 


106. Abgeordnete 

Gabriele 

Fograscher 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Sachver- 
halt, daß kinderpornographische Zeitungen und 
Zeitschriften unter dem Titel „FKK- Jugend" an 
Bahnhöfen erworben werden können, und ver- 
stößt dieses nicht gegen das Verbot von kinder- 
pornographischen Publikationen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gertrud Dempwolf 
vom 4. April 1995 

Die Bundesregierung teilt die Besorgnis hinsichtlich des Erscheinens 
sogenannter Freikörperkultur-Magazine, in denen die Bilder nackter Kin- 
der vermarktet werden. Allerdings dürfte es sich hierbei nicht um kinder- 
pornographische Darstellungen im Sinne von § 184 Abs. 3 des Strafgesetz- 
buches handeln. Hierunter sind nur pornographische Darstellungen zu 
verstehen, die den sexuellen Mißbrauch von Kindern zum Gegenstand 
haben. Dies ist nach den Erkenntnissen der Bundesregierung bei den im 
Handel erhältlichen FKK-Magazinen regelmäßig nicht der Fall. Die Prü- 
fung im Einzelfall obläge allerdings insoweit den zuständigen Strafver- 
folgungsbehörden der Länder. Nach der straf gerichtlichen Recht- 
sprechung wird eine Darstellung nur dann als pornographisch angesehen, 
wenn sie unter Ausklammerung aller sonstigen menschlichen Bezüge 
sexuelle Vorgänge in grob aufdringlicher Weise in den Vordergrund rückt 
und ihre Gesamttendenz ausschließlich oder überwiegend auf das 
lüsterne Interesse an sexuellen Dingen abzielt. Dabei wird die Darstellung 
des nackten menschlichen Körpers als solchen auch dann nicht als porno- 
graphisch angesehen, wenn von den mitdargestellten erogenen Teilen ein 
sexueller Reiz ausgehen kann. 
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Das Bundesministerium der Justiz hat im Rahmen einer Prüfung, ob 
ergänzende gesetzgeberische Maßnahmen zu ergreifen sind, auch auf 
Anraten der Landesjustizverwaltungen Sachverständige aus den Berei- 
chen der Psychologie, Erziehungswissenschaft und Sozialpädagogik, 
Soziologie und Medizin angehört. Diese haben sich gegenüber strafrecht- 
lichen Lösungsansätzen sehr zurückhaltend und eher ablehnend ausge- 
sprochen. 

Soweit Darstellungen in Zeitschriften aus dem FKK-Bereich so gestaltet 
sind, daß diese als „sozialethisch desorientierend", also als jugendgefähr- 
dend im Sinne von § 1 des Gesetzes über die Verbreitung jugendgefähr- 
dender Schriften (GjS), angesehen werden, sind sie mit der Indizierung 
durch die Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Schriften den aus 
§§ 3 bis 5 GjS ersichtlichen Werbe-, Vertriebs- und Weitergabeverboten 
unterworfen. Diese Verbote sind dazu bestimmt, den Zugang von Kindern 
und Jugendlichen zu indizierten Medien zu verhindern. Allerdings sind 
die bisher auf dem Markt befindlichen FKK- Zeitschriften wie „Sonnen- 
freunde" und „Jung und Frei" in der Vergangenheit von der Bundesprüf- 
stelle nicht indiziert worden, da angesichts der Gestaltung dieser Zeit- 
schriften eine von ihnen ausgehende Jugendgefährdung nicht gesehen 
wurde. Wie sich die Spruchtätigkeit der Bundesprüfstelle - insbesondere 
zu künftigen Ausgaben von FKK-Blättern - entwickeln wird, kann von der 
Bundesregierung nicht eingeschätzt werden. Die Mitglieder der Bundes- 
prüfstelle sind nach § 10 GjS Weisungen bei der Ausübung ihrer Spruch- 
tätigkeit nicht unterworfen. 


107. Abgeordnete 

Gerda 
Hasself eldt 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß im Bundeskindergeldgesetz eine 
Regelungslücke besteht bei Ausländern ohne 
Aufenthaltsgenehmigung, wenn sie auf unbe- 
stimmte Zeit nicht ab geschoben werden können? 


108. Abgeordnete Wenn ja, beabsichtigt die Bundesregierung, eine 

Gerda entsprechende Änderung vorzunehmen? 

Hasself eldt 

(CDU/CSU) 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 10. April 1995 

Es entspricht dem Wülen des Gesetzgebers, daß Ausländer ohne Aufent- 
haltsgenehmigung, die auf unbestimmte Zeit nicht abgeschoben werden 
können, keinen Anspruch auf Kindergeld haben. 


109. Abgeordneter Inwieweit wird die Versorgung mit Kindergarten- 

Hans plätzen in Unterfranken und im Landkreis Main- 

Michelbach Spessart ab 1996 gewährleistet sein? 

(CDU/CSU) 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gertrud Dempwolf 
vom 4. April 1995 

Nach § 79 Abs. 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch - Kinder- und 
Jugendhilfe - liegt die Gesamtverantwortung einschließlich der Pla- 
nungsverantwortung bei dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe. Dies 
sind die Kreise und kreisfreien Städte (§ 69 Abs. 1 Satz 2) sowie nach 
besonderer landesrechtlicher Zulassung auch kreisangehörige Gemein- 
den (§69 Abs. 2). 
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Eine Aussage zur Versorgung mit Kindergartenplätzen in Unterfranken 
und dem Landkreis Main-Spessart ab 1996 kann daher auf Bundesebene 
nicht getroffen werden. 


110. Abgeordneter 

Hans 

Michelbach 

(CDU/CSU) 


Welche Fördermaßnahmen stellen Bund und 
Länder in Aussicht, um eine 100%ige Versorgung 
zu erreichen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gertrud Dempwolf 
vom 4. April 1995 

Nach Artikel 104 a des Grundgesetzes tragen Bund und Länder gesondert 
die Ausgaben, die sich aus der Wahrnehmung ihrer Aufgaben, also aus 
ihrer Aufgabenverantwortung, ergeben. Damit fallen im Verhältnis zwi- 
schen Bund und Ländern die Kosten der Erfüllung einer öffentlichen Auf- 
gabe der staatlichen Ebene zur Last, die die Verwaltungszuständigkeit 
dafür besitzt. Im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe liegt, von einem eng 
zu definierenden Bereich bundeszentraler Maßnahmen abgesehen, die 
Verwaltungszuständigkeit bei den Ländern einschließlich der Gemein- 
den. Deshalb haben sie die mit der Umsetzung des Rechtsanspruchs auf 
einen Kindergartenplatz entstehenden Kosten zu tragen. 


111. Abgeordnete 

Ortrun 

Schätzle 

(CDU/CSU) 


Welche formalen Voraussetzungen müssen laut 
Antrag erfüllt werden, damit eine Kur bei Mütter- 
genesungseinrichtungen bewilligt wird, und 
gedenkt die Bundesregierung die Angebote der 
Mütter genesungseinrichtungen auch für Väter 
zu öffnen, bzw. mit welcher Begründung hat sie 
dies bisher nicht getan? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 10. April 1995 

Die Durchführung von Mütterkuren und Mutter- Kind- Kuren obliegt dem 
Müttergenesungswerk und seinen Trägern; 

- der Arbeiterwohlfahrt, 

- dem Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverband, 

- dem Deutschen Roten Kreuz, 

- dem Caritas verband, 

- dem Diakonischen Werk. 

Die Bundesregierung fördert Baumaßnahmen, d. h. Umbau-, Ersatzbau- 
und Sanierungsmaßnahmen sowie Neubauten in Müttergenesungshei- 
men, da der Bundesregierung Müttergenesung ein wichtiges frauen- und 
familienpolitisches Anliegen ist. 

Sie stellt derzeit 8 Mio. DM jährlich an Bundesmitteln zur Verfügung. 

Für die Konzipierung von Kurprogrammen, das Verfahren der Antragstel- 
lung, Erarbeitung von Standards usw. ist das Müttergenesungswerk 
zuständig. 

Voraussetzung für die Bewilligung einer Kur in Müttergenesungsheimen 
ist ein ärztliches Attest, das die Kurbedürftigkeit bescheinigt. 
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Die Formulare dafür sind bei den örtlichen Beratungs- und Vermittlungs- 
stellen der Träger der Müttergenesung erhältlich, die die Frauen im Vor- 
feld bei der Beantragung der Kur, der Auswahl eines aufgrund der ärzt- 
lichen Diagnose geeigneten Müttergenesungsheimes u. a., betreuen, aber 
auch nach der Kur für weitere Hilfen zur Verfügung stehen. 

Die Vermittlung in Kuren erfolgt durch das Müttergenesungswerk bzw. 
durch die Beratungs- und Vermittlungsstellen der fünf Träger gruppen. 
Die Grundlage der entwickelten Kurkonzeption sind die besonderen 
Sozialisations- und Lebensbedingungen von Frauen und die sich daraus 
ergebenden Anforderungen. Die Stiftungssatzung des Müttergenesungs- 
werkes sieht nur Kuren für Mütter und Kinder vor. 

Es gibt private Kureinrichtungen nach § 111 SGB V und der Müttergene- 
sung gleichartige Einrichtungen nach §§24 und 4 1 SGB V, in denen Väter- 
kuren durch geführt werden. 


112. Ab geordnete 

Ortrun 

Schätzle 

(CDU/CSU) 


Wie viele Monate beträgt im Durchschnitt die 
Wartezeit für Mütterkuren, und was gedenkt die 
Bundesregierung zu tun, um diese Wartezeiten 
abzubauen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 10. April 1995 


Die durchs chnittliche Wartezeit auf Mütterkuren beträgt drei Monate, die 
auf Mutter- Kind- Kuren bis zu einem Jahr, da die Nachfrage größer ist als 
das derzeit mögliche Kurplatzangebot. 

Die Bundesregierung kann auf den Abbau der Wartezeiten nicht unmittel- 
bar Einfluß nehmen. Jedoch beeinflußt die Bundesregierung den Abbau 
der Wartezeiten mittelbar, indem sie den Bau der Heime fördert. 


113. Abgeordnete 

Ortrun 

Schätzle 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Krankenkassen zu einer Finanzierung 
von Mutter/ Vater-Kind- Kuren in Familienferien- 
stätten zu bewegen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 10. April 1995 

Die Krankenkassen dürfen nach § 11 Abs. 1 des Fünften Buches Sozial- 
gesetzbuch (SGB V) medizinische Leistungen zur Vorsorge oder Rehabili- 
tation, die eine stationäre Behandlung, aber keine Krankenhausbehand- 
lung erfordern, nur in Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen 
erbringen lassen, mit denen ein Versorgungsvertrag besteht. § 107 Abs. 2 
SGB V enthält eine Legaldefinition der Vorsorge- oder Rehabilitationsein- 
richtungen. Es muß sich danach um eine Einrichtung handeln, die u. a. 
fachlich- medizinisch unter ständiger ärztlicher Verantwortung und unter 
Mitwirkung von besonders geschultem Personal darauf eingerichtet ist, 
den Gesundheitszustand der Patienten nach einem ärztlichen Behand- 
lungsplan vorwiegend durch Anwendung von Heilmitteln einschließlich 
Krankengymnastik, Bewegungstherapie, Sprachtherapie oder Arbeits- 
und Bewegungstherapie zu verbessern und den Patienten bei der Ent- 
wicklung eigener Abwehr- und Heilungskräfte zu helfen. 
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Familienferienstätten sind Wohneinrichtungen für einen vorübergehen- 
den Aufenthalt von insbesondere sozialschwachen Familien, die dort 
ihren Urlaub verbringen können. Demzufolge sind Familienferienstätten 
nicht Vorsorge- oder Rehabihtationseinrichtungen im Sinne des SGB V, so 
daß die Landesverbände der Krankenkassen und die Verbände der 
Ersatzkassen mit dem Träger einer Familienferienstätte einen Versor- 
gungsvertrag nicht abschließen dürfen. 

Angesichts dieser’Rechtslage sieht die Bundesregierung keine Möglich- 
keit, die Krankenkassen zu einer Finanzierung von Mutter/Vater-Kind- 
Kuren in Familienstätten zu bewegen. Im übrigen entscheiden die Lan- 
desverbände der Krankenkassen und die Verbände der Ersatzkassen 
ohnehin eigenverantwortlich über den Abschluß eines Versorgungsver- 
trages. Mit der für die Krankenhausplanung zuständigen Landesbehörde, 
also regelmäßig dem Landesgesundheitsministerium, ist Einvernehmen 
über den Abschluß eines Versorgungsvertrages anzustreben. Der Bund ist 
am Abschluß eines Versorgungsvertrages nicht beteiligt. 

Die Finanzierung von Mütterkuren sowie Mutter-Kind-Kuren in Familien- 
t ferienstätten durch die Krankenkassen setzt somit voraus, daß die Fami- 
lienferienstätten den Anforderungen des § 107 Abs. 2 SGB V genügen. 

Wenn Familienferienstätten Mutter/Vater- Kind- Kuren analog der Müt- 
tergenesungskuren durchführen sollen, müßten diese so ausgebaut und 
entwickelt werden, daß sie den o. g. Bedingungen entsprechen. 


114. Abgeordnete 

Regina 

Schmidt-Zadel 

(SPD) 


Seit wann wurden bei der Stiftung „Hilfswerk für 
behinderte Kinder" Rentenanträge gestellt, und 
wie viele sind seither - auf geschlüsselt nach Jahr- 
gängen - eingegangen? 


115. Abgeordnete 

Regina 

Schmidt-Zadel 

(SPD) 


Wie viele Personen sind auf der Grundlage des 
Stiftungsgesetzes ab wann - aufgeschlüsselt 
nach Jahrgängen und Rentenstufe - leistungs- 
berechtigt? 


116. Abgeordnete 

Regina 

Schmidt-Zadel 

(SPD) 


In welcher Höhe - aufgeschlüsselt nach Jahrgän- 
gen und Rentenstufe - wurden auf Grundlage des 
Stiftungsgesetzes Rentenbeiträge gezahlt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gertrud Dempwolf 
vom 4. April 1995 

Vorbemerkung 

Die monatlich zu zahlenden, lebenslangen Leistungen - die sog. Conter- 
gan-Renten - haben nach ihrer Zielsetzung entschädigungsrechtlichen 
Charakter und keinen unterhaltssicheren Charakter. Seit dem Bestehen 
der Stiftung bis heute wurde eine halbe Million DM Renten an die 
Contergangeschädigten ausgezahlt. 

Zu Frage 1 14 

Schriftliche Anfragen und Anträge auf Entschädigungsleistungen wurden 
bereits vor Inkraftreten des Stiftungsgesetzes (31. Oktober 1972) in großer 
Zahl gestellt. 
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Es ist bei der Stiftung nicht im einzelnen festgehalten worden, zu welchem 
Zeitpunkt der erste (formelle) Antrag gestellt wurde. Außerdem ist keine 
jahrgangsmäßige Erfassung der Antragseingänge erfolgt. 


Zu Frage 115 

Bei der Stiftung sind insgesamt 3565 formgrechte Leistungsanträge einge- 
gangen. Davon wurden 2 873 positiv und 692 negativ beschieden. 

Eine Aufschlüsselung der Leistungsberechtigten nach Jahrgängen und 
Rentenstufen steht über den Gesamtzeitraum von ca. 35 Jahren nicht zur 
Verfügung. 

Zu Frage 116 

Insgesamt wurde von 1972 bis April 1995 eine Summe von rd. 1,5 Mrd. DM 
an Contergangeschädigte gezahlt. 

Für den Monat April 1995 waren in 2 851 Fällen folgende Leistungen fest- 
gesetzt: 


211 

DM 

73 

Fälle 

316 

DM 

102 

Fälle 

422 

DM 

141 

Fälle 

527 

DM 

145 

Fälle 

634 

DM 

223 

Fälle 

738 

DM 

208 

Fälle 

844 

DM 

216 

Fälle 

948 

DM 

1 743 

Fähe. 


Darüber hinaus stehen keine weiteren statistischen Auswertungen nach 
Rentenstufen zur Verfügung. 

In einem Teil der Fälle wurden wegen teilweiser oder vollständiger Kapi- 
talisierung der Renten nur Teilrenten oder keine Renten gewährt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


117. Abgeordnete 

Ingrid 

Becker-Inglau 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung gewährleisten - nach- 
dem importierte Arzneimittel nicht mehr automa- 
tisch identisch mit der zugelassenen Original- 
ware sind - daß parallelimportierte Arzneimittel 
kein Risiko im Sinne des Arzneimittelgesetzes in 
sich bergen, daß z. B. die Ware BSE-frei ist (briti- 
sche Laktose) oder daß Grenzwerte im Ethylen- 
oxidgehalt (USP 50 ppm, in Deutschland aber nur 
1 ppm laut AMG) eingehalten werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 7. April 1995 

Die Bundesregierung geht mit dem zuständigen Bundesinstitut für Arz- 
neimittel und Medizinprodukte davon aus, daß in allen Mitgliedstaaten 
der EU die EG -Richtlinien bei der Zulassung von Arzneimitteln befolgt 
und damit die Sicherheitsmaßnahmen im Hinblick auf BSE (Guideline for 
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minimizing the risk of transmission of agent causing spongiform encepha- 
lopathies via medicinal products, EG-Dokument Nr. III/3298/91-EN) und 
Ethylenoxid (Limitation to the use of ethylene oxide in the manufacture 
of medicinal products, EG-Dokument Nr. III/9361/90-EN) eingehalten 
werden. 

Da die Parallelimporteure auf der Grundlage der gemeinschaftsrecht- 
lichen Maßgaben (vgl. Mitteilung der Europäischen Kommission über 
Parallelimporte von Arzneispezialitäten, deren Inverkehrbringen bereits 
genehmigt ist, Abi. EG Nr. C 115/105 vom 6. Mai 1982) im Rahmen des 
vereinfachten Zulassungsverfahrens, das auf die Überprüfung therapeu- 
tisch relevanter Unterschiede der parallelimportierten Arzneimittel 
gegenüber den zugelassenen Originalarzneimittel beschränkt ist, nicht 
verpflichtet sind, spezielle Unterlagen zu diesen Problemen vorzulegen, 
besteht keine Möglichkeit, dies im einzelnen nachzuprüfen. 


118. Abgeordnete 

Ingrid 

Becker-Inglau 

(SPD) 


Ist es richtig, daß derzeit 3000 bis 4 000 Zulas- 
sungsanträge bekannter Wirksubstanzen seit 
mehr als sieben Monaten beim Bundesinstitut für 
Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) vor- 
liegen und daß diese zum überwiegenden Teil 
bisher weder mit einer Mängelrüge noch mit 
einer Zulassung beschieden worden sind? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 7. April 1995 

Es ist richtig, daß dem Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizin- 
produkte derzeit 3064 Zulassungsanträge mit bekannten arzneilich wirk- 
samen Bestandteilen zur Bearbeitung vorliegen. Von diesen sind 1 904 in 
der ersten Phase der Bearbeitung, bei 336 gingen Mängelschreiben an den 
Antragsteller und 824 stehen vor der Bescheiderteilung. Ursächlich für die 
Verzögerungen bei der Bearbeitung ist insbesondere der sogenannte 
Zulassungsstau der Jahre 1985 bis 1990, der zu einem Bearbeitungsrück- 
stand geführt hat. Daneben bestehen in Einzelfällen (z. B. aufgrund des 
Unterlagenschutzes des Vorantragstellers gemäß § 24 a AMG) rechtliche 
Bearbeitungshindernisse. Weiterhin hat die 5. AMG -Novelle ein Nachfor- 
dern von Unterlagen beim pharmazeutischen Unternehmer und die Er- 
stellung neuer Fach- und Gebrauchsinformationen nach §§ 10, 11 und 11a 
AMG erforderlich gemacht. Von Bedeutung ist auch, daß es aufgrund der 
oftmals mangelnden Qualität der Zulassungsanträge für das BfArM bis 
heute nicht möglich ist, die Zulassungsanträge einphasig zu bescheiden. 
Nach Auswertung der Zulassungsanträge in der Clearingstelle müssen 
nach wie vor ca. 40% der neu eingehenden Anträge bereits wegen formel- 
ler Mängel und Unvollständigkeit gegenüber dem Antragsteller bean- 
standet werden. 


119. Abgeordnete 

Ingrid 

Becker- Inglau 

(SPD) 


Trifft es zu, daß mehrere hundert Anträge aus den 
Jahren 1986 bis 1990, die von den Unternehmen 
bereits 1992 auf Anforderung des damaligen 
BGA aktualisiert wurden, bis heute noch nicht in 
der Phase I (bis zum Mängelbericht) durch das 
BfArM abschließend bearbeitet worden sind, 
während Parallelimporte eine Zulassung in weni- 
ger als sieben Monaten durch das BfArM erhal- 
ten? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 7. April 1995 


Die Bearbeitungszeiten von Anträgen für Parallelimporte können nicht 
mit den Bearbeitungszeiten für alle übrigen Arzneimittel verglichen wer- 
den, da hier andere Bearbeitungsgrundlagen vorliegen, die sich aus den 
gesetzlichen Vorgaben bzw. den EU- Vorschriften ergeben. 

Im übrigen ist es zutreffend, daß verschiedenen Antragstellern, deren 
Zulassungsanträge sich im sog. Zulassungsstau befanden, im Jahr 1992 
durch das damalige BGA angeboten wurde, ihre Zulassungsanträge 
entsprechend dem neuen Stand der Wissenschaft zu aktualisieren. 
Daraufhin erfolgte neben einer Reihe von Rücknahmen (ca. 25%) bei 
ca. 70% der Anträge eine Aktualisierung der Dokumentationen. Hierfür 
wurden den Antragstellern die jeweils von diesen als erforderlich erachte- 
ten Fristen eingeräumt. Im Rahmen der Bearbeitung aller Anträge konn- 
ten bis zum heutigen Tage von den 7 223 Anträgen 6420 beschieden 
werden. 803 Anträge befinden sich noch in Bearbeitung. Von diesen 
konnte zu 272 Anträgen noch kein Mängelschreiben als Abschluß der 
ersten Bearbeitungsphase erstellt werden. 135 Anträge befinden sich 
beim Antragsteller zur Beantwortung des Mängelschreibens. Bei 396 An- 
trägen ist die Bearbeitung der zweiten Bearbeitungsphase durch Be- 
scheiderteilung noch nicht abgeschlossen. Die abschließende Bearbei- 
tung der Anträge hat hohe Priorität. 


120. Abgeordnete 

Petra 

Bläss 

(PDS) 


Trifft es zu, daß noch immer darüber diskutiert 
wird (so die Altenhilfeexpertin der Caritas in der 
Thüringer Allgemeinen vom 22. März 1995), ob 
ein Pflegebedürftiger, der das Pflegegeld an 
einen ihn pflegenden Sozialhilfeempfänger wei- 
tergibt, bei diesem das Problem schafft, mit einer 
Anrechnung dieses Pflegegeld-Betrages auf die 
Hilfe zum Lebensunterhalt rechnen zu müssen, 
und welchen Standpunkt vertritt die Bundes- 
regierung in dieser Frage? 


121. Abgeordnete 

Petra 

Bläss 

(PDS) 


Welcher Anrechnungsmechanismus ist gegebe- 
nenfalls hier vorgesehen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 7. April 1995 


Sozialhilferechtlich ist Pflegegeld nach § 69 a BSHG, das der Pflegebedürf- 
tige bestimmungsgemäß einer ihm nahestehenden Pflegeperson zuwen- 
det, von dieser grundsätzlich nicht als Einkommen im Sinne von § 76 
Abs. 1 BSHG einzusetzen, weil sonst die sozialpolitische Zweckbestim- 
mung des Pflegegeldes vereitelt würde. Die höchstrichterliche Rechtspre- 
chung des Bundesverwaltungsgerichts hat im gleichen Sinne entschieden 
(BVerwG 61 NDV 93, 27). 
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122. Abgeordnete 

Gabriele 

Fograscher 

(SPD) 


Wie hoch sind derzeit die Zuschüsse aus Mitteln 
der gesetzlichen Krankenkassen oder aus Mitteln 
des Bundes für den Familienurlaub, und wird die- 
ser Satz den steigenden Lebenshaltungskosten 
angeglichen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 7. April 1995 

Zuschüsse zum Familienurlaub sind im Leistungskatalog der gesetzlichen 
Krankenversicherung nicht vorgesehen und gehören auch nicht zum Auf- 
gabenbereich der gesetzlichen Krankenversicherung. 

Der Bund leistet Zuschüsse für den Bau, die Sanierung und die Einrich- 
tung gemeinnütziger Familienferienstätten. Im Bundeshaushalt sind hier- 
für Mittel in Höhe von 6 Mio. DM pro Jahr veranschlagt. 

Zuschüsse zu einem Familienurlaub werden von den Ländern unter 
bestimmten Voraussetzungen geleistet. Die Höhe der Zuschüsse richtet 
sich nach den jeweiligen landesrechtlichen Bestimmungen. 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach der 
Beendigung der Aufbereitung fiktiv zugelassener 
Arzneimittel durch die 5. AMG-Novelle eine 
Reihe nachgewiesenermaßen wirksamer und 
therapeutisch benötigter Arzneimittel nicht mehr 
aufbereitet und monographiert werden konnten 
und damit die nicht mehr aufbereiteten und 
monographierten Arzneimittel in dem Fall 
schwer benachteiligt wären, falls die Kriterien 
„zugelassen oder positiv monographiert" eine 
Voraussetzung für die Aufnahme in die Vor- 
schlagsliste (Positivliste) sein sollten, und was 
gedenkt die Bundesregierung für die nicht mehr 
aufbereiteten Arzneimittel zu veranlassen, um 
eine Ungleichbehandlung von aufbereiteten und 
nicht mehr aufbereiteten Arzneimitteln aus- 
zuschließen? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 7. April 1995 

Bei der Erstellung der Vorschlagsliste nach § 92 a Abs. 5 SGB V berück- 
sichtigt das Institut „Arzneimittel in der Krankenversicherung" alle all- 
gemein zugänglichen Informationsquellen zur Bewertung der in Deutsch- 
land verordnungsfähigen Arzneimittel. Insofern können Arzneimittel 
durch das o. g. Institut auch beim Fehlen von Aufbereitungsunterlagen 
des Bundesinstitutes für Arzneimittel und Medizinprodukte nach den 
Vorgaben des § 92 a Abs. 5 Nr. 1 bis 3 SGB V bewertet werden. 


123. Abgeordneter 

Dr. Hans-Hinrich 
Knaape 

(SPD) 


124. Abgeordnete 

Brigitte 

Lange 

(SPD) 


Trifft der Bericht der Tageszeitung „taz" vom 
25726. März 1995 zu, wonach die Bundesregie- 
rung ein „Ausländerleistungsgesetz" plant, mit 
dem Ziel, Leistungsumfang, -dauer und -art des 
Asylbewerberleistungsgesetzes auch auf Bürger- 
kriegsflüchtlinge und geduldete Ausländer anzu- 
wenden und die bisherige Begrenzung der einge- 
schränkten Leistungen auf ein Jahr aufzuheben? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 7. April 1995 

Bei der Durchführung des Asylbewerberleistungsgesetzes hat sich auf- 
grund der Erfahrungen in der Praxis ein Novellierungsbedarf ergeben. 
Eine abschließende Entscheidung über den Inhalt einer Novelle ist bisher 
jedoch noch nicht getroffen worden. 


Ist der Bundesregierung die besondere Situation 
von schwangeren Frauen bekannt, die an Dia- 
betes mellitus erkrankt sind und deshalb wäh- 
rend ihrer Risikoschwangerschaft eine kosten- 
aufwendige Betreuung benötigen, und ist die 
Bundesregierung bereit, die Situation dieser 
Frauen, z. B. durch eine entsprechende Ausge- 
staltung des Schwangeren- und Familienhilfe- 
gesetzes, zu verbessern? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 7. April 1995 

Das Gesundheitswesen der Bundesrepublik Deutschland bietet gute Vor- 
aussetzungen für die Versorgung schwangerer Diabetikerinnen. Die 
Richtlinien des Bundesausschusses der Ärzte und Krankenkassen über die 
ärztliche Betreuung während der Schwangerschaft und nach der Entbin- 
dung (Mutterschaftsrichtlinien) bieten die Möglichkeit, Störungen des 
Zuckerstoffwechsels während der Schwangerschaft zu erkennen und 
einer Behandlung zuzuführen. 

Nach Kenntnis der Bundesregierung werden jährlich ca. 1500 bis 2000 
Frauen mit einem bestehenden Diabetes mellitus schwanger, des weite- 
ren erkrankt eine nicht unbeträchtliche Zahl von Frauen an einem Diabe- 
tes mellitus während ihrer Schwangerschaft. Diese Frauen benötigen eine 
intensive internistische und geburtshilflichgynäkologische Betreuung. 
Das Komplikationsrisiko für Mutter und Kind ist kaum höher als bei stoff- 
wechselgesunden Frauen, wenn der Blutzucker normalisiert ist und regel- 
mäßige Kontrolluntersuchungen stattfinden. Im Rahmen der gesetzlichen 
Krankenversicherung haben schwangere Diabetikerinnen als Mitglied 
oder als Familienangehörige Anspruch auf medizinische Leistungen (§12 
SGB V). 

Einer besonderen Ausgestaltung der Schwangerschafts- oder der 
Schwangerschaftskonfliktberatung bezüglich dieses Personenkreises 
bedarf es daher im Schwangeren- und Familienhilfegesetz nicht. 


125. Abgeordnete 

Dr. Christine 
Lucyga 

(SPD) 


126. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 

Meyer 

(Ulm) 

(SPD) 


Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, 
außerhalb der gewöhnlichen gesetzlichen Rege- 
lung eine dauerhafte finanzielle Unterstützung 
für eine Familie zu sichern, von der alle Familien- 
mitglieder HlV-positiv sind, die Ehefrau Thailän- 
derin ist, der Ehemann arbeitsloser Bauarbeiter, 
jedoch bis 1994 über 17 Jahre lang Sozialabgaben 
geleistet hatte und nun mit seiner Frau und dem 
minderjährigen Sohn nach Thailand ziehen will, 
da dort die Pflege der Familie bei Ausbruch der 
Krankheit gesichert sei? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 7. April 1995 

Außerhalb der gesetzlichen Regelungen bestehen in dem von Ihnen 
beschriebenen Fall keine Möglichkeiten einer dauerhaften finanziellen 
Unterstützung im Ausland. 

Auch die AIDS-Stiftungen r deren Stiftungszweck es ist, HlV-infizierten 
und AIDS -kranken Menschen schnell und unbürokratisch zu helfen, sind 
nicht in der Lage, dauerhaft zum Lebensunterhalt beizutragen. Die Einzel- 
fallhilfen dieser Stiftungen können jedoch möglicherweise eine Umzugs- 
kostenbeihilfe oder einen Fahrtkostenzuschuß umfassen. 

Ob ein Antrag im vorhegenden Fall Aussicht auf Erfolg hat, entscheiden 
die Stiftungen selbst nach eigenem Ermessen. 

Als überregionale Stiftungen, an die ein entsprechender Antrag zu richten 
wäre, sind zu nennen: 

Nationale AIDS-Stiftung 
Adenauerallee 58 

53113 Bonn 

Deutsche AIDS-Stiftung 
„Positiv leben" 

Pipinstraße 7 

50667 Köln 


127. Abgeordneter 

Horst 

Schmidbauer 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung erkannt, daß die nicht 
zu leugnenden Schwierigkeiten bei der Nachzu- 
lassung von Arzneimitteln auch darin liegen, 
daß zwar die Unbedenklichkeit und Qualität 
eines Arzneimittels durch den Gesetzgeber defi- 
niert wurde, daß aber die therapeutische Wirk- 
samkeit und insbesondere der therapeutische 
Nutzen nach dem gesicherten Stand der Erkennt- 
nis nirgendwo operational definiert ist, und 
was gedenkt die Bundesregierung im Rahmen 
der 6. AMG-Novelle dagegen zu tun? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann- Pohl 
vom 7. April 1995 

Es trifft zu, daß im Arzneimittelgesetz (AMG) keine Definition der thera- 
peutischen Wirksamkeit enthalten ist. Die Bundesregierung ist allerdings 
nicht der Auffassung, daß dies zu Schwierigkeiten bei der Nachzulassung 
von Arzneimitteln führt. 

Mit Ausnahme der Nachzulassung für sogenannte traditionelle Arznei- 
mittel, für die § 109 a Abs. 3 AMG spezielle Regelungen vorsieht, gelten für 
die Nachzulassung die gleichen Anforderungen an den Nachweis der 
therapeutischen Wirksamkeit wie bei der Neuzulassung. Außer durch 
klinische Prüfungen kann die therapeutische Wirksamkeit auch durch 
anderes wissenschaftliches Erkenntnismaterial belegt werden (vgl. § 22 
Abs. 3 AMG). 
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Welche Unterlagen vom pharmazeutischen Unternehmer im einzelnen 
vorzulegen sind, ergibt sich aus der Arzneimittelprüfrichtlinie. 

Eine weitere Konkretisierung zum Nachweis der therapeutischen Wirk- 
samkeit ist im übrigen durch das Bundesverwaltungsgericht in seinen Ent- 
scheidungen vom 14. Oktober 1993 (3 C 21.91 und 3 C 46.91) vorgenom- 
men worden. Danach ist mit dem Begriff der therapeutischen Wirksamkeit 
die Ursächlichkeit der Anwendung des Arzneimittels für den Heilungs- 
erfolg gemeint. Dementsprechend ist die therapeutische Wirksamkeit 
dann unzureichend begründet, wenn sich aus dem vorgelegten Material 
nach dem jeweils gesicherten Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse 
nicht ergibt, daß die Anwendung des Arzneimittels zu einer größeren Zahl 
an therapeutischen Erfolgen führt als seine Nichtanwendung. 

Der in Ihrer Frage ebenfalls angesprochene therapeutische Nutzen ist im 
übrigen nicht Gegenstand der Prüfung nach dem AMG und findet sich 
auch nicht im europäischen Arzneimittelrecht. 


128. Abgeordnete 

Antje- Marie 

Steen 

(SPD) 


Seit wann ist die Problematik des „Toxic-Schock- 
Syndroms" (TSS), das mit der Benutzung von 
Tampons in Verbindung steht, bekannt, und wel- 
che Maßnahmen hat die Bundesregierung ergrif- 
fen, um die Frauen über diese Gefahr zu unter- 
richten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 7. April 1995 


Das durch den Erreger Staphylococcus aureus verursachte Krankheitsbild 
wurde erstmalig in zeitlichem Zusammenhang mit der Menstruation und 
der Verwendung hochgradig saugfähiger, aus Kunststoffasem bestehen- 
denTampons der Marke „Tampax" und „Rely" Ende 1979/Anfang 1980 in 
den USA beobachtet. Epidemiologische Untersuchungen führten dazu, 
daß die neu eingeführten Tampons vom Markt genommen wurden. Die 
Zahl der menstruätionsassoziierten TSS -Erkrankungen nahm danach 
schlagartig ab. 

Bereits zum damaligen Zeitpunkt hat das Robert Koch-Institut in Beratun- 
gen mit Herstellern von Hygiene -Tampons auf das Risiko einer Erkran- 
kung aufmerksam gemacht. Nach Angaben des deutschen Industriever- 
bandes Körperpflege- und Waschmittel e. V. wurden in den Beipackzet- 
teln Hinweise auf das TSS infolge unsachgemäßer Anwendung dieser 
Erzeugnisse aufgenommen; 

Durch sachgerechte Körperpflege, Intimhygiene und regelmäßigen kurz- 
fristigen Wechsel von Vaginaltampons kann das Auftreten eines menstru- 
ationsassoziierten Toxic-Schock-Syndroms in Verbindung mit der Benut- 
zung von Tampons vermieden werden. Auf diesen Sachverhalt wird auch 
in der Antwort der Kommission der EG auf eine Anfrage im Europäischen 
Parlament hingewiesen (Amtsblatt der EG Nr. C 24/40 vom 30. Januar 
1995 ) mit Verweis auf die Antworten der Kommission auf die schriftlichen 
Anfragen Nr. 3286/92 und 851/93. 

Auf Anregung des Bundesministeriums für Gesundheit erarbeitet die 
Kunststoffkommission des Bundesinstituts für gesundheitlichen Verbrau- 
cherschutz und Veterinärmedizin Beurteilungskriterien für Intimhygie- 
neerzeugnisse, die auch Anforderungen an die zü verwendenden Materi- 
alien zur Herstellung von Intimhygieneerzeugnissen enthalten. Mit der 
Veröffentlichung ist noch in diesem Jahr zu rechnen. 
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129. Abgeordnete 

Antje-Marie 

Steen 

(SPD) 


Welche Zahlen sind der Bundesregierung über 
TSS-Erkrankungs- und Todesfälle bekannt, und 
wird angesichts der Gefahr an eine Meldepflicht 
für Todesfälle durch TSS gedacht? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 7. April 1995 


Das „Toxic- Schock- Syndrom" ist keineswegs eine nur im Zusammenhang 
mit der Verwendung von Tampons auf tretende Erkrankung, sondern tritt 
auch bei anderen durch Staphylokokken bedingten Krankheiten auf. 
Auch in der Bundesrepublik Deutschland sind Fälle von TSS beobachtet 
worden, aber über Einzelfälle nie hinausgegangen. 

Da der Erreger Staphylococcus aureus in der gesunden Bevölkerung 
verbreitet ist und Erkrankungen an toxischem Schock- Syndrom in der 
Bundesrepublik Deutschland auf wenige Fälle begrenzt sind, erscheint 
gegenwärtig - zur Veranlassung allgemeiner seuchenhygienischer Maß- 
nahmen - die Einführung einer Meldepflicht gemäß des Bundes-Seuchen- 
gesetzes wenig zweckmäßig. 


130. Abgeordneter 

Dr. Gerald 
Thalheim 

(SPD) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 7. April 1995 

Escherichia (E.) coli ist ein ubiquitärer Keim. Er ist ein normales Darmbak- 
terium bei Mensch und Tier und kommt auch in der Umwelt vor. E.coli gilt 
als Indikatorkeim für Verunreinigungen von Lebensmitteln. Neben apa- 
thogenen E.coli kommen pathogene E.coli vor, die beim Menschen ver- 
schiedene Darmerkrankungen mit unterschiedlichen klinischen Verlaufs- 
formen und Komplikationen hervorrufen. Gegenwärtig werden sechs ver- 
schieden Gruppen pathogener E.coli unterschieden, wobei eine Gruppe 
aufgrund des klinischen Krankheitsbildes beim Menschen als enterohä- 
morrhagische E.coli (EHEC) bezeichnet wird. Die EHEC gehören darüber 
hinaus zu einer Gruppe von E.coli-Bakterien, die Verotoxine bilden (vero- 
toxinbildende E.coli - VTEC). Diese VTEC sind nur in einem geringen Pro- 
zentsatz (geschätzt 2,5%) potentiell pathogen für den Menschen. In der 
Bundesrepublik Deutschland wurden im Zeitraum von 1987 bis 1993 stich- 
probenartig Rinder auf das Vorkommen von VTEC untersucht. In ca. 60% 
der Proben wurden VTEC nachgewiesen. Von den insgesamt 255 VTEC- 
Isolaten gehörten allerdings nur sieben Stämme zur Gruppe der EHEC- 
Bakterien. Hierbei handelt es sich ausschließlich um Stämme des Serovars 
0157. 

Bei den Infektionen durch EHEC -Bakterien handelt es sich um eine ernste 
Erkrankung, die beim Menschen zu blutigen Darmentzündungen und 
schweren postinfektiösen Komplikationen führen können. Aufgrund ihrer 
besonderen Virulenz reichen bereits kleinste Mengen dieser Erreger zur 
Verursachung schwerster Krankheitsverläufe aus. Betroffen sind beson- 
ders Säuglinge und Kleinkinder, aber auch ältere und immunschwache 
Patienten. 


Wie groß ist die Verbreitung von EHEC-Bakte- 
rien bei Rindern in der Bundesrepublik Deutsch- 
land (prozentualer Anteil von Rindern insge- 
samt), und wie beurteilt die Bundesregierung die 
Gefährlichkeit im Hinblick auf Erkrankungen bei 
Menschen? 
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Eine bei Kleinkindern besonders gefürchtete Komplikation ist das hämo- 
lytisch-urämisch Syndrom (HUS). Bei dieser Erkrankung ist in ca. 50% der 
Fälle mit akutem Nierenversagen zu rechnen, 10 bis 30% enden mit einer 
terminalen Nierensuffizienz (lebenslange Dialysepflicht, bzw. in 10% Tod 
des Patienten). 

Auch wenn in der Bundesrepublik Deutschland erst in einem Fall eine epi- 
demiologische Verknüpfung zwischen einer EHEC-Infektion bei einem 
Kind und entsprechend kontaminierter Rohmilch abgeleitet werden 
konnte, so können doch die vom Rind stammenden Lebensmittel Roh- 
milch und Hackfleisch dann als potentielle Infektionsquellen gelten, wenn 
sie insbesondere von Kleinkindern, Personen mit Immunschwäche sowie 
älteren Menschen roh oder in nicht vollständig durcherhitzem Zustand 
verzehrt werden. 

Das Bundesinstitut für gesundheitlichen Verbraucherschutz und Veteri- 
närmedizin und das Robert Koch-Institut haben schon vor geraumer Zeit 
Studien zur Verbesserung der Datenlage bei EHEC-Erkrankungen und 
epidemiologische Untersuchungen eingeleitet. Insbesondere wurde auch 
an der Verbesserung von spezifischen diagnostischen Methoden gearbei- 
tet, damit die Routine diagnostik von EHEC-Bakterien ermöglicht wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


131. Abgeordneter 

Wolfgang 

Behrendt 

(SPD) 


Trifft es zu, daß für die Einfädelung des Trans- 
rapid nach Berlin eine Vorentscheidung für eine 
Trasse parallel zur Fernbahnstrecke Berlin — 
Hamburg gefallen ist, und welche Konsequenzen 
hat dies für die Planung der S-Bahn von Spandau 
nach Falkensee? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 11. April 1995 


Es trifft nicht zu, daß für die Einfädelung des Transrapid nach Berlin eine 
Vorentscheidung für eine Trasse parallel zur Fernbahnstrecke Berlin — 
Hamburg gefallen ist. 

Daher ergeben sich zur Zeit keine Konsequenzen für die Planung der 
S-Bahn von Berlin- Spandau nach Falkensee. 


132. Abgeordnete 

Angelika 

Graf 

(Rosenheim) 

(SPD) 


In welcher Höhe und aus welchem Haushaltstitel 
fließen Bundesmittel in diesem und in den näch- 
sten Jahren für das „Munich Airport Center" 
(MAC), das beim Flughafen (MVC) im Erdinger 
Moos bei München geplant ist? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 11. April 1995 


Die Verwirklichung des die erste Ausbaustufe des neuen Flughafens 
München, Franz-Josef Strauß, kommerziell abgerundeten München Air- 
port Centers (MAC) beruht auf einer Finanzierung der gesamten Bau- 
kosten von 220 Mio. DM durch einen privaten Investor, d. h. ohne haus- 
haltswirksame Belastungen für die öffentlichen Anteilseigner der Flug- 
hafen München GmbH (FMG). Bundesmittel werden somit für das MAC 
nicht bereitgestellt. * 

Auch entsteht durch das MAC kein Investitionsbedarf bei der FMG. Deren 
Liquiditätsbelastung durch evtl. Anlaufverluste geht zu Lasten des Inve- 
stors. 


133. Abgeordnete 

Anqelika 

Graf 

(Rosenheim) 

(SPD) 


Wie sehen Planungen im Bundesministerium für 
Verkehr, den Hauptbahnhof München aus der 
Innenstadt heraus Richtung Pasing zu verlegen, 
aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 11. April 1995 


Dem Bundesministerium für Verkehr sind Planungen, den Hauptbahnhof 
München aus der Innenstadt heraus Richtung Pasing zu verlegen, nicht 
bekannt. 


134. Abgeordnete 

Angelika 

Graf 

(Rosenheim) 

(SPD) 


Welche Mittel stellt der Bund im Zusammen- 
hang mit dem Ausbau der Eisenbahnstrecke 
München — Mühldorf — Freilassing in diesem 
und im nächsten Jahr für die einzelnen Strecken- 
abschnitte zur Verfügung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 11. April 1995 


Der derzeit mit den Ländern diskutierte Entwurf des Dreijahresplans sieht 
für den Ausbau der Infrastrukturmaßnahme München — Mühldorf — Frei- 
lassing der Deutschen Bahn AG (DB AG) im Dreijahreszeitraum 1995 bis 
1997 einen Ansatz von 50 Mio. DM vor. Für die Jahre 1995 und 1996 sind 
die Fortsetzung von Planungsarbeiten zwischen München und Markt 
Schwaben (Gemeinschaftsbereich mit der S-Bahn) und im anschließen- 
den Bereich bis Mühldorf sowie das Betreiben von Planfeststellungs- 
verfahren vorgesehen. 


135. Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Hendricks 

(SPD) 


Hat die Tatsache, daß Bonn nicht mehr Bundes- 
hauptstadt ist, zu einer Änderung der flugrecht- 
lichen Genehmigungen für den Luftraum des 
Großraums Bonn geführt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 11. April 1995 


Die Tatsache, daß Bonn nicht mehr Bundeshaupstadt ist, haben zu keiner 
Änderung geführt. 

Der Luftraum über der Stadt Bonn ist allein unter Aspekten der Sicherung 
des Luftverkehrs strukturiert, d. h. Flüge nach Sichtflugregeln im Raum 
Bonn oberhalb 2200 Fuß (ca. 670 m) unterliegen der Kontrolle durch die 
Flugsicherung, um den An- und Abflugverkehr des Flughafens Köln/Bonn 
zu schützen. 


136. Abgeordneter 
Uwe 
Hiksch 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Wieder- 
herstellung einer schnellen Bahninfrastruktur für 
eine Verbindung Coburg — Meiningen — Bebra 
— Kassel (sog. „Werratalbahn") als Regional- 
schnellbahn für den Personenverkehr und als 
weitere Güterzugachse für den Nord-Süd-Ver- 
kehr zur Weiterentwicklung der Verkehrsinfra- 
struktur zwischen Franken und Norddeutsch- 
land? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 11. April 1995 


Im Rahmen der Erarbeitung des Bundesverkehrswegeplans 1992 (BVWP 
’92) ergaben sich keinerlei Hinweise auf eine überregionale Bedeutung 
und damit ein Ausbauerfordernis aus Sicht des Bundes für die Verbindung 
Coburg — Meiningen — Bebra — Kassel, insbesondere im Abschnitt 
Sonneberg — Meinigen — Eisenach (sog. Werratalbahn). Daher wurde auf 
eine vertiefende Untersuchung sowie ein detaillierte Bewertung dieser 
Maßnahme verzichtet. 

Aufgrund der regionalen Bedeutung dieser Strecke käme ein Ausbau 
allenfalls als Vorhaben im Sinne des § 8 des Bunde sschienenwegeausb au - 
gesetzes in Betracht, wonach 20% der Mittel für den Schienenpersonen- 
nahverkehr (SPNV) zu verwenden sind. Zur Zeit stimmt die Deutsche 
Bahn AG mit den Ländern im Zusammenhang mit dem Entwurf des Drei- 
jahresplans entsprechende Vorhaben ab. Vom Land Thüringen ist diese 
Strecke nach Kenntnisstand der Bundesregierung jedoch bisher nicht 
genannt worden. 


137. Abgeordneter Wie hoch werden derzeit die Kosten für diese 

Uwe Maßnahme geschätzt? 

Hiksch 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 11. April 1995 


Da auf eine vertiefende Untersuchung dieser Maßnahme bei der Erarbei- 
tung des BVWP '92 verzichtet wurde, existieren hierzu auch keine Kosten- 
schätzungen. 
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138. Abgeordneter 

Reinhold 

Hiller 

(Lübeck) 

(SPD) 


Wann wird die Bundesregierung die Ankündi- 
gung vom Bundesminister für Verkehr, Matthias 
Wissmann, umsetzen, ein Magnetbahnbedarfs- 
gesetz vorzulegen, und welche Bestimmungen 
wird dieses Gesetz enthalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 11. April 1995 

Zur Zeit läuft die nach der Geschäftsordnung der Bundesregierung vor- 
gesehene Abstimmung des Gesetzentwurfs. Grundlage bleibt dabei der 
Kabinettbeschluß vom 2. März 1994. 

Neben den betroffenen Bundesressorts sind vor einer Befassung des 
Gesetzesvorhabens durch das Bundeskabinett Länder und Verbände zu 
beteiligen. 

Das Gesetz soll vergleichbar zum Bundesfernstraßenausbaugesetz und 
zum Bundesschienenwegeausbaugesetz den Bedarf zum Bau einer 
Magnetschwebebahnstrecke Hamburg — Berlin gesetzlich feststellen. 


139. Abgeordnete 

Sigrun 

Löwisch 

(CDU/CSU) 


Was ist der Bundesregierung über die Ursachen 
der bisherigen Unfälle mit Flugzeugen des Typs 
Airbus, zuletzt in Rumänien, bekannt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 12. April 1995 

Die Ursachen der Unfälle von Flugzeugen des Herstellers Airbus Indu- 
stries haben bisher keine Anzeichen für technische Fehlfunktionen erge- 
ben. Moderne elektronische Flugmanagementsysteme, deren Verwen- 
dung aber nicht nur auf Airbus -Flugzeuge beschränkt ist, sind anspruchs- 
voll in ihrer Handhabung. Dies hat in einigen Fällen unzureichender bzw. 
unangepaßter Schulung der Flugbesatzungen zu Unfällen geführt (z. B. 
A 300-600-Unfall in Nagoya am 26. April 1994). Der A 310-Unfall in Buka- 
rest (31. März 1995) wird von der rumänischen Behörde in Zusammenar- 
beit mit den Herstellern des Flugzeugs und der Triebwerke, des Halters 
usw. untersucht. Deutsche Behörden sind nicht beteiligt. Die Ursachen 
sind bisher nicht näher bekannt. Wegen der Komplexität der Untersu- 
chungen ist kurzfristig nicht mit Ergebnissen zu rechnen. Auch die jüng- 
sten Presseberichte bieten noch keine schlüssige Erklärung des Gesche- 
hens. 


140. Abgeordnete Wie verhält sich die Häufigkeit dieser Unfälle zu 

Sigrun Unfällen mit vergleichbaren Flugzeugtypen 

Löwisch anderer Hersteller? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 12. April 1995 

In den letzten fünf Jahren ereigneten sich ca. 130 Flugunfälle mit turbinen- 
getriebenen Verkehrsflugzeugen (Jets), bei denen Tote zu beklagen 
waren. Bei acht Unfällen waren Flugzeuge der Firma Airbus Industries 
beteiligt. Von den ca. 7 000 im Einsatz befindlichen Flugzeugen westlicher 
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Hersteller sind ca. 1 200 von dem Hersteller Airbus Industrie gefertigt wor- 
den. Auch unter Berücksichtigung, daß aus dem Bereich der GUS-Staaten 
keine oder nur unvollständige Angaben vorliegen, ist die Unfallhäufigkeit 
von Airbus-Flugzeugen deutlich geringer als ihr Marktanteil. 


141. Abgeordnete 

Sigrun 

Löwisch 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen haben Hersteller, deutsche 
und ausländische Betreiber sowie das Luftfahrt- 
bundesamt bislang getroffen, um die Unfälle mit 
Flugzeugen des Typs Airbus zu minimieren, und 
welche Maßnahmen werden sie noch treffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 12. April 1995 

Obwohl in den in der Antwort zu Ihrer Frage 139 beschriebenen Fällen 
Schulungsmaßnahmen in aller Regel geeignet sind, künftige Unfälle zu 
vermeiden, wird derzeit von einer internationalen Arbeitsgruppe die 
Schnittstelle Mensch-Maschine aller modernen Jets daraufhin untersucht, 
Flugmanagementsysteme noch besser den menschlichen Fähigkeiten 
anzupassen. Unfälle sind jedoch zu einem großen Teil auch auf außerhalb 
des Flugzeugs und seiner Besatzung liegende Ursachen zurückzuführen: 
so muß z. B. beim A 320-Unfall in Warschau die Übermittlung eines den 
tatsächlichen Verhältnissen nicht entsprechenden Windes als auslösender 
Faktor angesehen werden. Die Folge war, daß die Landung nicht „in den 
Wind" erfolgte und ein rechtzeitiges Durchstarten unterblieb. Inzwischen 
wurde die Infrastruktur am Flughafen Warschau verbessert. 

Die Aufgabenstellung der Unfalluntersuchung ist die Verhütung künfti- 
ger Unfälle. Ein internationales System der Auswertung und Informations - 
verteüung sorgt dafür, daß bekanntgewordene Mängel, in welchem Be- 
reich auch immer, schnellstmöglich an die jeweils zuständigen Stellen 
gelangen, um entsprechende Maßnahmen zu ergreifen. Durch geeignete 
nationale und internationale Vorkehrungen wird deren Durchführung 
überwacht. 


142. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Welche Überlegungen werden seitens der Bun- 
desregierung angestellt hinsichtlich der Errich- 
tung eines vollständigen bzw. in Abschnitten zu 
realisierenden dritten Gleises an der Main-Nek- 
kar-Bahn zwischen Darmstadt und Heidel- 
berg/Mannheim zur Förderung des Regionalver- 
kehrs zwischen den Wirtschaftsräumen Rhein/ 
Main und Rhein/Neckar? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 11. April 1995 


Im Bundesverkehrswegeplan und im Bedarfsplan für die Bundesschie- 
nenwege ist das Projekt Ausbaustrecke Darmstadt — Mannheim mit dem 
Vorbehalt der Wirtschaftlichkeit unter Berücksichtigung der Gesamtkon- 
zeption enthalten. Das Projekt beinhaltet den dreigleisigen Ausbau zwi- 
schen Darmstadt und Mannheim- Friedrichsfeld. Angesichts der Ver- 
kehrsentwicklung im Güterverkehr wird seitens des Bundes ein kurzfristi- 
ger Ausbaubedarf nicht gesehen. 
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143. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Sieht die Planung der Schnellbahnverbindung 
Köln — Rhein/Main eine direkte Anbindung für 
Zugreisende mit der Main-Neckar-Bahn vor? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 11. April 1995 

Von der Neubaustrecke Köln — Rhein/Main sind Abzweige in Richtung 
Wiesbaden — Mainz, Frankfurt- Flughafen — Mannheim und Frankfurt 
Hbf. vorgesehen. Eine Anbindung der Main-Neckar-Bahn ist auch 
zukünftig durch entsprechende Zugangebote über Mainz bzw. Frankfurt 
grundsätzlich möglich. Die konkrete Angebotsgestaltung liegt im Verant- 
wortungsbereich der Deutschen Bahn AG. 


144. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundes- 
regierung aus Erkenntnissen über die Auslastung 
der Bundesautobahnen A 67 zwischen der An- 
schlußstelle Lorsch und dem Autobahnkreuz 
Darmstadt und Ä 5 zwischen den Anschlußstellen 
Heppenheim und dem Autobahnkreuz Darm- 
stadt in Hinsicht auf die künftige Femstraßen- 
planung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 11. April 1995 

Das vom Deutschen Bundestag verabschiedete Vierte Gesetz zur Ände- 
rung des Fernstraßenausbaugesetzes mit dem Bedarfsplan für die Bundes- 
fernstraßen als Anlage ist am 24. November 1993 verkündet worden. Der 
Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen sieht den Ausbau der A 5 zwischen 
dem Autobahnkreuz Darmstadt und dem Autobahnkreuz Heidelberg und 
der A 67 zwischen dem Autobahnkreuz Darmstadt und nördlich der 
Anschlußstelle Lorsch von vier auf sechs Fahrstreifen in der Dringlich- 
keitsstufe „Weiterer Bedarf" vor. 


145. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, von einer Herun- 
terstufung der Bundesstraße 3 zur Landesstraße 
in Hessen südlich der Stadt Darmstadt Abstand 
zu nehmen, da der parallel verlaufenden BAB 5 
gegenwärtig keine hinreichende Entlastungs- 
funktion zukommt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 11. April 1995 

Der Bundesminister für Verkehr ist aufgrund der Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofes zur Haushalts- und Wirtschafsführung des Bun- 
des 1986 und aufgrund eines entsprechenden Beschlusses des Deutschen 
Bundestages aufgefordert, Bundesstraßen, die parallel zu Bundesauto- 
bahnen verlaufen und deshalb die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 des 
Bundesfemstraßengesetzes nicht erfüllen, abzustufen. Für die B 3 südlich 
von Darmstadt sind wegen ihrer unmittelbaren Parallellage zur A 5 die 
Voraussetzungen für die Einstufung nach § 1 Abs. 1 des Bundesfern- 
straßengesetzes nicht mehr gegeben. 
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146. Abgeordneter 

Günter 

Oesinghaus 

(SPD) 


Wann veranlaßt die Bundesregierung eine Ände- 
rung der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
(StVZO), damit bei Abmeldung des Kraftfahr- 
zeugs ein Nachweis über den Verbleib oder die 
ordnungsgemäße Entsorgung gefordert werden 
kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 5. April 1995 

Die Bundesregierung arbeitet zur Zeit an einem Entsorgungskonzept für 
Kraftfahrzeuge. Erst nach Abschluß dieser Arbeiten kommt die Aufnahme 
einer Vorschrift in die StVZO, wonach bei der Abmeldung eines Kraftfahr- 
zeugs ein Nachweis über dessen Verbleib oder dessen ordnungsgemäße 
Entsorgung vom Halter zu erbringen ist, in Betracht. 


Wann wird an der B 12 in Pöcking auf Höhe der 
Wolfinger Straße in Richtung München zum 
Schutz der dort in altem Baubestand lebenden 
Menschen eine Lärmschutzwand oder ähnliche 
Maßnahmen errichtet, wie dies auch an der B 12 
in Richtung Passau für ein neues Wohngebiet 
durchgeführt wurde, und wird die Brücke über 
der alten Fußgängerunterführung, die bereits vor 
dem Ausbau der B 12 bestand, in die Lärmschutz- 
maßnahmen einbezogen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 11. April 1995 

Beim Lärmschutz ist zu unterscheiden zwischen der Lärmvorsorge (Lärm- 
schutz beim Bau neuer Straßen) und der Lärmsanierung (Lärmschutz an 
bestehenden Bundesstraßen). Lärmsanierung kann als freiwillige Lei- 
stung des Bundes durchgeführt werden, wenn der Beurteilungspegel am 
einzelnen betroffenen Anwesen die gesetzlich festgelegten Imissions- 
grenzwerte überschreitet. 

Nach fernmündlicher Mitteilung der als Auftragsverwaltung zuständigen 
bayerischen Straßenbauverwaltung ist dies im Bereich Pöcking nur bei 
einigen wenigen Gebäuden der Fall; den betroffenen Eigentümern wurde 
die in diesen Fällen mögliche anteilige Erstattung der Aufwendungen für 
den Einbau von Lärmschutzfenstern angeboten. 

Ein Vergleich mit der Situation bei einem neuen Wohngebiet der Stadt 
Pöcking ist nicht möglich, weil dort die Stadt selbst verpflichtet war, bei 
der Bauleitplanung aktiven Lärmschutz vorzusehen. 


147. Abgeordnete 
Halo 
Saibold 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


148. Abgeordneter 
Albert 
Schmidt 
(Hitzhofen) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Kann dem Antwortschreiben des Parlamentari- 
schen Staatssekretärs Manfred Carstens vom 
9. März 1995 bezüglich des Baus der Kreisstraße 
LIF 13 im Zusammenhang mit dem Neubau der 
B 173 (vierspurig) entnommen werden, daß das 
Bundesministerium für Verkehr den Bau der 
LIF 13 ablehnt, und wenn ja, welche Maßnahmen 
gedenkt das Bundesministerium für Verkehr zu 
ergreifen, um den Vorgaben des Bundesministe- 
riums für Verkehr (kein Bau der LIF 13 bei Bau 
der B 173) im Linienbestimmungsverfahren nach 
§ 16 des Bundesfernstraßengesetzes jetzt Geltung 
zu verschaffen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 11. April 1995 

Das Bundesministerium für Verkehr (BMV) hatte in seine Linienbestim- 
mung der B 173 unter anderem folgende Maßgabe des Bundesministe- 
riums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) übernom- 
men: 

„Verzicht auf die im Übersichtslageplan eingetragene Trassenvariante 
OU Michelau mit dem dort vermerkten Anschluß LIF 13 " . 

Damit hatten sich BMU/BMV nicht generell gegen einen Bau der Kreis- 
straße LIF 13, sondern gegen eine konkret bezeichnete Trassenvariante 
ausgesprochen. 


149. Abgeordneter 

Albert 

Schmidt 

(Hitzhofen) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Würde der vorzeitige Bau der Kreisstraße LIF 13 
den Bau der B 173 (vierspurig) unmöglich machen 
oder zeitlich (wie lange) verzögern, und wäre 
dann ein neues Planfeststellungsverfahren für 
den Bau der B 173 erforderlich? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 11. April 1995 

Der Bau einer anderen Kreisstraßentrasse ist unabhängig vom Bau der 
B 173 zu sehen. Ein Planfeststellungsverfahren für die B 173 ist noch 
durchzuführen. 


150. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, 
die erheblichen Schäden an Landes-, Kreis- und 
Orts Verbindungsstraßen, die durch Baufahr- 
zeuge verursacht wurden, die an der Realisierung 
von Verkehrsprojekten aus dem Bundesver- 
kehrswegeplan beteiligt sind, auszugleichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 5. April 1995 


Der Gebrauch der öffentlichen Straßen ist jedermann im Rahmen der 
Widmung und der verkehrsbehördlichen Vorschriften gestattet. Soweit 
diese nicht auf bestimmte Verkehrsarten oder Verkehrszwecke be- 
schränkt sind, ist das Befahren von Landes-, Kreis- und Ortsverbindungs- 
straßen durch Baufahrzeuge zulässig und eine normale Abnutzung 
entschädigungslos hinzunehmen. 

Nach den Vorschriften der Landesstraßengesetze (z. B. § 17 des Straßen- 
gesetzes für das Land Sachsen- Anhalt) kann derjenige, der eine öffent- 
liche Straße oder einzelne Bestandteile verschmutzt, beschädigt oder 
zerstört, vom jeweils zuständigen Träger der Straßenbaulast (Land, Kreis 
oder Gemeinde) zur Erstattung der Kosten für die Beseitigung der Schä- 
den herangezogen werden. 

Darüber hinaus kann zwischen der Auftragsverwaltung für die Bundes- 
fernstraßen und einem vom starken Baustellenverkehr betroffenen Träger 
der Straße (Land, Kreis oder Gemeinde) vereinbart werden, daß Beschädi- 
gungen der Straße durch Baustellenfahrzeuge direkt vom Bauherrn besei- 
tigt werden. 
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151. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Unter welchen Bedingungen ist die Bundesregie- 
rung bereit, Linienbestimmungen für Verkehrs- 
projekte des Bundesverkehrswegeplanes in den 
neuen Bundesländern auch dann entsprechend 
des durchgeführten Raumordnungsverfahrens 
vorzunehmen, wenn die Ergebnisse des 
Raumordnungsverfahrens wesentlich von den 
Anmeldungen zum Bundesverkehrswegeplan 
abweichen, weil die schnelle Entwicklung von 
Verkehrsströmen in den neuen Bundesländern 
von diesen zum Zeitpunkt der Anmeldung noch 
nicht vorhersehbar war? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 11. April 1995 

Grundlage der Bundesverkehrswegeplanung ist die Ermittlung der Bau- 
würdigkeit von Verkehrswegeprojekten auf Grundlage von gesamtwirt- 
schaftlichen Projektbewertungen. Eine Festlegung des Trassenverlaufs 
erfolgt damit nicht. 

Die Darstellungen im aktuellen Bundesverkehrswegeplan 1992 (BVWP 
'92) und in den jeweiligen Bedarfsplänen für die Bundesfemstraßen bzw. 
die Bundesschienenwege beinhalten lediglich eine Aussage darüber, in 
welchen Relationen Aus- oder Neubaumaßnahmen vorgesehen sind. 

Eine Abweichung von dem im BVWP dar ge stellten Verlauf ist daher bei 
den der Bundesverkehrswegeplanung nachfolgenden Planungsschritten 
(Raumordnungs verfahren auf Landesebene/Linienbestimmung) möglich. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


152. Abgeordneter 

Steffen 

Kampeter 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die wieder- 
holt vorgetragenen Klagen von Landwirten 
gegenüber sie einschränkenden Regelungen des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes zum Anlaß 
einer Novellierung der entsprechenden Vor- 
schriften zu nehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Hirche 
vom 10. April 1995 

Der Beschluß des Bundesverwaltungsgerichtes vom 2. Juli 1993 - 7 B 87.93 - 
zur Frage der immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbedürftigkeit 
einer Anlage zum Halten von Schweinen erfordert eine Klarstellung ins- 
besondere zur Ferkelaufzucht in Nummer 7.1 des Anhangs der Verord- 
nung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV), die im 
Rahmen der anstehenden Novellierung der 4. BImSchV vorgesehen ist. 
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153. Abgeordneter 

Steffen 

Kampeter 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung Anlaß, von ihrer bis- 
herigen Schätzung des Bedarfs an Müllverbren- 
nungsanlagen abzurücken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Hirche 
vom 10. April 1995 

Die Bundesregierung hat zur Frage des zusätzlichen Anlagenbedarfs zur 
Behandlung von Siedlungsabfällen u. a. in der Antwort zu Frage 2 der 
Kleinen Anfrage „Abfallbeseitigungsanlagen" (Drucksache 12/6597) und 
in der Antwort zu Frage 6 der Kleinen Anfrage „Förderung der mecha- 
nisch-biologischen Verfahren gegenüber thermischer Behandlung" 
(Drucksache 13/751) Stellung genommen. 

Bei der Beantwortung hatte die Bundesregierung u. a. darauf hingewie- 
sen, daß sie nicht über die zur Berechnung des bundesweiten Anlagen- 
bedarfs notwenigen regionalen Planungsdaten verfügt. 

Einflußgrößen für den zahlenmäßigen Anlagenbedarf sind u. a. Größe des 
Einzugsgebietes, vorgesehene Anlagenkapazität, regionale Erfolge bei 
der Abfallmengenreduzierung sowie eventuelle Kooperationen der ent- 
sorgungspflichtigen Körperschaften. 

Eine Schätzung des Anlagenbedarfs im Bundesgebiet kann daher nur in 
überschlägiger Weise erfolgen. 

Unter Zugrundelegung der erwartenden Verminderung der Abfallmen- 
gen geht die Bundesregierung nach wie vor davon aus, daß größenord- 
nungsmäßig eine Verdoppelung der Zahl der Ende 1993 vorhandenen 
50 Anlagen zur Schaffung der zukünftig notwendigen Behandlungskapa- 
zitäten ausreichen dürfte. 

Einer vom Umweltbundesamt erstellten Übersicht ist zu entnehmen, daß 
sich die Zahl der vorhandenen Anlagen bereits in der nächsten Zeit auf 56 
erhöhen wird; daneben sind konkrete Überlegungen oder Planungsvor- 
bereitungen derzeit an 19 weiteren Standorten bekannt. 


154. Abgeordnete 

Susanne 

Kästner 

(SPD) 


Welchen Nutzen für die Zulassung von Pflanzen- 
schutzmitteln hat die beim Umweltbundesamt 
geführte Liste der freiwillig von der Wasserwirt- 
schaft und anderen zur Verfügung gestellten 
Daten über mit Pflanzenschutzmitteln belastetes 
Rohwasser, und wie werden diese Daten bei neu- 
eren Erkenntnissen und fortgeschrittenen Ana- 
lysemethoden laufend korrigiert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinkert 
vom 6. April 1995 

Bei der Bewertung von Pflanzenschutzmitteln werden im Zulassungs- 
verfahren sowohl Versickerungsversuche im Labormaßstab als auch 
computergestützte Simulationsrechnungen zur Beurteilung der Grund- 
wassergefährdung durchgeführt. Bei begründetem Verdacht, daß bei 
sachgerechter und bestimmungsgemäßer Anwendung eines Mittels 
schädliche Auswirkungen auf das Grundwasser, nicht auszuschließen 
sind, werden zusätzlich Lysimteruntersuchungen gefordert, um diesen 
Verdacht sicher ausschließen zu können. 
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Die Liste des Umweltbundesamtes über Funde von Pflanzenschutzmitteln 
in Gewässern gibt bei wiederholten Funden eines Mittels in Oberflächen- 
gewässern wertvolle Hinweise über eventuell notwendige Anwendungs- 
auflagen bzw. auf die Notwendigkeit weitergehender Untersuchungen 
über die Ursache. 

Die Korrektur der Daten kann nur von der meldenden Stelle vorge- 
nommen werden. Sofern dies im Einzelfall oder im Rahmen der jährlichen 
Mittelaufwendungen erfolgt, werden die entsprechenden Daten der Liste 
des Umweltbundesamtes geändert. 


155. Abgeordnete Gibt es Bestrebungen, diese Datensammlung des 

Susanne Umweltbundesamtes über Pflanzenschutzmittel- 

Kastner belastungen des Rohwassers für die Trinkwasser- 

(SPD) Versorgung wegen nicht korrekter Daten in Ein- 

zelfällen ganz einzustellen, und wie sollen ggf. 
Erkenntnisse über Pflanzenschutzmittel im 
Grundwasser systematisch gesammelt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinkert 
vom 6. April 1995 


Es gibt keine Bestrebungen, die Datensammlung über Pflanzenschutz- 
mittelfunde im Wasser einzustellen. Das Umweltbundesamt bemüht sich 
vielmehr, die Datenbasis in qualitativer und quantitativer Hinsicht weiter 
zu verbessern. Notwendig wäre hierfür ein bundesweites Monitoring für 
Pflanzenschutzmittel, das nach einheitlichen Anforderungen an Meßstel- 
lenauswahl, Probenahme, Analytik, Dokumentation der Daten etc. durch- 
geführt wird. 

Seitens der für die Gewässerüberwachung zuständigen Bundesländer ist 
beabsichtigt, einen gemeinsamen Bericht über die Grundwasserbela- 
stung durch Pflanzenschutzmittel zu erarbeiten. Es bleibt abzuwarten, ob 
die darin auf geführten Daten den Anforderungen eines einheitlichen 
Grundwassermonitorings entsprechen. 


156. Abgeordneter Welche Erkenntnisse über sogenannte „Kalt- 

Klaus Verfahren" zur Abfallentsorgung (Biologisch- 

Kirschner Mechanische Abfallentsorgungsanlagen [BMA]) 

(SPD) besitzt die Bundesregierung hinsichtlich ihrer 

Funktionsfähigkeit im Dauerbetrieb? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Hirche 
vom 10. April 1995 


In den letzten Jahren wurde als Alternative zur thermischen Behandlung 
der Restabfälle vor der Ablagerung insbesondere die biologisch-mechani- 
sche Abfallbehandlung diskutiert. 

Im Gegensatz zur Restmüllverbrennung, deren Technologie eine über 
hundertjährige Entwicklung aufweist, liegen für die biologisch-mechani- 
schen Behandlungsverfahren für Restmüll nicht die erforderlichen Erfah- 
rungen und Erkenntnisse aus dem Betrieb bzw. großtechnischen Maßstab 
vor. 


85 



Drucksache 13/1127 


Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Insgesamt kann davon ausgegangen werden, daß nach derzeitigem Stand 
der Technik bei lediglich biologisch-mechanischer Vorbehandlung keine 
Restabfälle entstehen, die langfristig unter weitestgehendem Verzicht auf 
Nachsorgemaßnahmen abgelagert werden könnten. Die Ablagerung der- 
art vorbehandelter Abfälle würde vielmehr aufwendige Abdichtungs- 
systeme sowie Einrichtungen zur Sickerwasserbehandlung und Deponie- 
gasfassung über lange Zeiträume erforderlich machen. Die Entstehung 
neuer Altlasten kann damit nicht ausgeschlossen werden. 


157. Abgeordneter 

Klaus 

Kirschner 

(SPD) 


Wie viele solcher BMA- Anlagen gibt es, wo sind 
die Standorte, und welche Erfahrungen liegen 
gegebenenfalls darüber vor? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Hirche 
vom 10. April 1995 


Zur Beantwortung dieser Frage wird auf die Antworten zu den Fragen 
4 und 5 der Kleinen Anfrage „Förderung der mechanisch-biologischen 
Verfahren gegenüber thermischer Behandlung", Drucksache 13/751, 
verwiesen. 

Aussagefähige Erfahrungsberichte zum längeren Betrieb der Anlagen 
hegen bisher nicht vor; 


158. Abgeordneter 

Klaus 

Kirschner 

(SPD) 


Erfüllen solche Verfahren die Bedingungen der 
Technischen Anleitung Siedlungsabfälle (TASi), 
bzw, welche Bedingungen erfüllen sie nicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Hirche 
vom 10. April 1995 


Vor dem Hintergrund einer umweltverträglichen Abfallentsorgung kann 
bei derartigen Verfahren derzeit nicht davon gesprochen werden, daß sie 
den in Abschnitt 2.1 der TA Siedlungsabfall enthaltenen Vorgaben zum 
Stand der Technik entsprechen. 

Darüber hinaus ist davon auszugehen, daß Restabfälle, die lediglich bio- 
logisch-mechanisch vorbehandelt werden, insbesondere den Parameter 
„Organischer Anteü des Trockenrückstandes der Originalsubstanz" des 
Anhangs B der TA Siedlungsabfall (Zuordnungskriterien für Deponien) 
nicht einhalten. 


159. Abgeordneter 

Klaus 

Kirschner 

(SPD) 


Erfüllen oder könnten BMA in Kombination mit 
thermischer Restbehandlung die Bedingungen 
der TASi erfüllen, und gibt es dazu bereits Erfah- 
rungen im Dauerbetrieb oder in der Erpro- 
bungsphase? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Hirche 
vom 10. April 1995 


Durch eine biologisch-mechanische Vorbehandlung kann die Menge des 
nachfolgend thermisch zu behandelnden Restabfalls reduziert werden. 
Grund hierfür ist vor allem die durch die biologisch-mechanische Abfall- 
behandlung erfolgende Reduzierung des Wassergehaltes im Abfall. Als 
Folge ist von einem geringeren Kapazitätsbedarf der nachgeschalteten 
Verbrennungsanlage im Vergleich zur Verbrennung ohne Vorbehand- 
lung auszugehen. 

Es ist zu erwarten, daß der Restabfall nach thermischer Behandlung die 
Zuordnungskriterien der TA Siedlungsabfall für Deponien einhält. 

Erfahrungen zum Einsatz der Kombination beider Behandlungsverfahren 
liegen der Bundesregierung allerdings weder für den Dauerbetrieb noch 
für einen Erprobungsbetrieb vor. 


160. Abgeordneter 

Günter 

Oesinghaus 

(SPD) 


Wann verabschiedet die Bundesregierung eine 
Alt au to- Verordnung, die eine Rücknahme- und 
Verwertungsverpflichtung der Autohersteller 
und -importeure normiert und für eine Über- 
gangszeit die Beteiligung des Letztbesitzers eines 
Kraftfahrzeugs an den Entsorgungskosten regelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinkert 
vom 5. April 1995 


Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
hat in der vergangenen Legislaturperiode den Entwurf einer Altauto- 
Verordnung vorgelegt, der eine Rücknahme- und Verwertungsverpflich- 
tung der Autohersteller und -importeure vorsieht. Die Rücknahme soll 
hiernach für den Letztbesitzer grundsätzlich kostenlos sein; eine Aus- 
nahme soll z. B. bei „Ausschlachten" eines Altautos durch den Letztbesit- 
zer gelten. Für die bereits im Verkehr befindlichen Kraftfahrzeuge ist 
allerdings dieser Grundsatz aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht 
vorgesehen und die Kostentragung des Letztbesitzers beabsichtigt. 

Die beteiligte Wirtschaft hat als Reaktion hierauf eine kooperative Lösung 
der Altautoentsorgung vorgeschlagen, die allerdings in wesentlichen Tei- 
len bisher den im Verordnungsentwurf vorgesehenen abf all wirts chaft- 
lichen Zielsetzungen nicht ausreichend Rechnung trägt. Es wird derzeit 
geprüft, ob und ggf. in welcher Weise eine kooperative Lösung der Alt- 
autoentsorgung, zum Beispiel in Form einer Selbstverpflichtung der 
betroffenen Wirtschaft, möglich ist. Eine Entscheidung hierüber wird bis 
etwa zum Sommer d. J. für möglich gehalten. 


161. Abgeordnete 

Simone 

Probst 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie sieht der Entsorgungsvorsorgenachweis des 
Atomkraftwerkes Würgassen für die kommenden 
sechs Jahre aus (Wiederaufarbeitung wo und 
wieviel Tonnen Schwermetall, und/oder Zwi- 
schenlagerung wo und wieviel Tonnen Schwer- 
metall)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Hirche 
vom 10. April 1995 

Der Entsorgungsvorsorgenachweis des Kernkraftwerkes Würgassen sieht 
in den kommenden sechs Jahren die Abgabe von insgesamt 71 Tonnen 
Schwermetall bestrahlter Brennelemente zur Wiederaufarbeitung bei der 
französischen Firma Cogema vor; eine Inanspruchnahme externer Zwi- 
schenlagerkapazität in Deutschland ist nicht vorgesehen. 


162. Abgeordnete 

Dr. Angelica 
Schwall-Düren 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung das derzeitige recht- 
liche Instrumentarium zum Schutz der Gewässer, 
insbesondere des Trinkwassers vor Herbiziden, 
für ausreichend und unter den Aspekten Schutz 
der menschlichen Gesundheit, Schutz des ge- 
samten ökologischen Systems, Schutz der Ge- 
wässergüte für wirkungsvoll genug, um Störun- 
gen auszuschalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinkert 
vom 11. April 1995 

Die Bundesregierung hält das derzeitige rechtliche Instrumentarium zum 
Schutz des ökologischen Systems, insbesondere der Gewässer, sowie des 
Trinkwassers für ausreichend und wirkungsvoll. 


163. Abgeordnete 

Dr. Angelica 
Schwall-Düren 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinkert 
vom 11. April 1995 

Das Pflanzenschutzgesetz erlaubt die Zulassung eines Pflanzenschutz- 
mittels nur, wenn sicher ge stellt ist, daß bei bestimmungsgemäßer und 
sachgerechter Anwendung keine Auswirkungen auf den Naturhaushalt 
gegeben sind, die nach dem Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse 
nicht vertretbar sind. Darüber hinaus kann die Anwendung bestimmter 
Pflanzenschutzmittel oder von Pflanzenschutzmitteln mit bestimmten 
Stoffen nach § 7 Abs. 1 Satz 1 des Pflanzenschutzgesetzes verboten 
werden, wie dies bei Pflanzenschutzmitteln mit den Wirkstoffen Atrazin 
und Bromacü erfolgt ist. Diuronhaltige Pflanzenschutzmittel sind in der 
Bundesrepublik Deutschland zugelassen. 

Inwieweit die Konzentrationen von Atrazin und Bromacil in Fließ- 
gewässern aus früheren Anwendungen herrühren oder durch unzulässige 
Anwendung bedingt sind, ist der Bundesregierung nicht bekannt. Zur 
Kontrolle und Vermeidung der Kontamination von Oberflächengewäs- 
sern durch diuronhaltige Pflanzenschutzmittel hat der Bundesrat am 
16. Dezember 1994 einen Beschluß (Drucksache 928/94) gefaßt. Der Be- 
schluß wird gegenwärtig umgesetzt. 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Unter- 
suchungen verschiedener Umweltbehörden 
- wie jüngst im Münsterland und im Kreis Coes- 
feld -, wonach trotz bestehender gesetzlicher 
Verbote Herbizid-Konzentrationen wie Diuron, 
Atrazin und Bromacü in den Fließgewässern fest- 
gestellt worden sind und dann mit erheblichem 
Aufwand und Mehrkosten bei der Trinkwasser- 
aufbereitung beseitigt werden müssen? 
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Neuere Untersuchungen lassen vermuten, daß ein hoher Anteil der festge- 
stellten Konzentrationen von Diuron in Fließgewässern durch die Reini- 
gung der Spritzgeräte und Verpackungen, z. T. über die Hofabläufe, in die 
Fließgewässer gelangen. Die für die Durchführung des Pflanzenschutzes 
zuständigen Länder haben erklärt, sachgerechte Gegenmaßnahmen ein- 
zuleiten. 

Soweit Pflanzenschutzmittel durch Abdrift oder Abschwemmung auf- 
grund der Anwendung im agrarischen und nichtagrarischen Bereich in 
Fließgewässer gelangen, können von der zuständigen Behörde die erfor- 
derlichen Maßnahmen gemäß § 6 Abs. 1 des Pflanzenschutzgesetzes 
ergriffen werden. 


164. Abgeordnete 

Dr. Angelica 
Schwall-Düren 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die bereits 
mehrfach erhobene Forderung nach Einführung 
einer „Rezeptpflicht" für bestimmte Herbizide als 
Signalwirkung und Kontrollmittel für eine wei- 
tere Eindämmung des faktischen Einsatzes von 
Herbiziden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinkert 
vom 11. April 1995 

Gegen die Einführung einer „Rezeptpflicht" bestehen grundsätzliche 
Bedenken, weil durch die hohen Zulassungsvoraussetzungen für Pflan- 
zenschutzmittel und die bei den Anwendern vorhandene Sachkunde (§ 10 
PflSchG) in ausreichendem Maße sichergestellt ist, daß Mensch, Tier und 
Grundwasser nicht geschädigt werden und keine unvertretbaren Auswir- 
kungen auf den Naturhaushalt auftreten. Im übrigen gelten die Vorschrif- 
ten des § 6 Abs. 1 Satz 1 und 2 des Pflanzenschutzgesetzes, 


165. Abgeordnete 

Dr. Angelica 
Schwall-Düren 

(SPD) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse dazu 
vor, welche Auswirkungen auf die Qualität der 
Böden und die Filterfunktion des Erdreichs der 
Einsatz der Herbizide Atrazin, Diuron und Brom- 
acil langfristig haben kann, und wird die Bundes- 
regierung mögliche nachteilige Auswirkungen 
durch das Bundesbodenschutzgesetz weitge- 
hend eindämmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinkert 
vom 11. April 1995 

Die Frage stellt sich lediglich für mögliche Auswirkungen bei dem Wirk- 
stoff Diuron. 

Mögliche Effekte von Pflanzenschutzmitteln mit diesem Wirkstoff auf den 
Boden auch bei längerfristiger Anwendung sind im Rahmen der Zulas- 
sung auf der Grundlage des Pflanzenschutzgesetzes geprüft worden. Da- 
bei haben sich keine unvertretbaren Auswirkungen ergeben. 

Durch Regelungen des zur Zeit vorbereiteten Bundes- Bodenschutzgeset- 
zes soll sichergestellt werden, daß u. a. die Funktion des Bodens als 
Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen auf 
Grund der Filter-, Puffer- und Stoffumwandlungseigenschaften, insbeson- 
dere auch zum Schutz des Grundwassers, erhalten oder wiederhergestellt 
wird. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Post 
und Telekommunikation 


166. Abgeordneter 

Dr. Manuel 
Kiper 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist es richtig, daß ausländischen Mitbürgern ohne 
ersichtlichen Grund die Eröffnung von Konten bei 
der Postbank verwehrt wurde, und wie will die 
Bundesregierung gewährleisten, daß sich solche 
Akte der Diskriminierung künftig nicht mehr 
ereignen? 


Antwort des Staatssekretärs Gerhard O. Pfeffermann 
vom 11. April 1995 


Es ist nicht zutreffend, daß die Deutsche Postbank AG ohne ersichtlichen 
Grund ausländischen Mitbürgern die Eröffnung von Girokonten verwei- 
gert. Es steht der Postbank fern, Kunden unter Gesichtspunkten der Natio- 
nalität, der ethnischen Herkunft oder der sozialen Verhältnisse zu beurtei- 
len. 

Bei der Eröffnung von Neukonten bei der Deutschen Postbank AG haben 
nur die geordneten wirtschaftlichen Verhältnisse des Kunden wesentliche 
Bedeutung. Indiz dafür ist - wie bei anderen Banken auch - insbesondere 
die SCHUFA- Auskunft. 


167. Abgeordneter 

Dr. Gerd 
Müller 

(CDU/CSU) 


Welche Pläne zur Veränderung der Postgebühren 
nach Ende des Briefmonopols 1997 liegen bereits 
vor? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 5. April 1995 


Nach Auskunft der Deutschen Post AG liegen dort derzeit keine Pläne zur 
Veränderung der Leistungsentgelte für die Zeit nach 1997 vor. 


168. Abgeordneter 

Dr. Gerd 
Müller 

(CDU/CSU) 


Ist die Einführung einer differenzierten Preis- 
gestaltung (unterschiedliche Gebühren in der 
Stadt und auf dem Land) für die Zustellung von 
Briefen vorgesehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 5. April 1995 


Nach § 4 Abs. 1 des Gesetzes über die Regulierung der Telekommunika- 
tion und des Postwesens (PTRegG) bedürfen u. a. Leistungsentgelte im 
Monopolbereich des Postwesens der Genehmigung durch das Bundes- 
ministerium für Post und Telekommunikation. Das BMPT wird sein 
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Genehmigungsrecht u. a. gemäß der in § 2 PTRegG festgelegten Regulie- 
rungsziele ausüben. Als ein solches Regulierungsziel ist u. a. ausdrücklich 
„die Sicherung der Chancengleichheit ländlicher Räume im Verhältnis zu 
Verdichtungsräumen, im Postwesen unter Beachtung der Tarifeinheit im 
Raum für Monopol- und Pflichtleistungen" festgelegt. Im übrigen weist 
die Deutsche Post AG darauf hin, daß eine unterschiedliche Preisgestal- 
tung für den Versand von Briefen in den Stadt- und Landbereich im Mono- 
polbereich nicht vorgesehen ist. 


169. Abgeordneter 

Jörg 

Tauss 

(SPD) 


Inwieweit betrachtet die Bundesregierung die 
Strukturen der bestehenden nichtkommerziellen 
Datennetze als Vorbild für den Aufbau öffent- 
licher Netzstrukturen und erwägt sie, amtliche 
Informationen die für die Öffentlichkeit bestimmt 
sind, in Zukunft kostenfrei elektronisch zugäng- 
lich zu machen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 7. April 1995 


Die Bundesregierung unterstützt nachdrücklich den Ausbau der beste- 
henden Telekommuniaktonsinfrastrukturen und die Entwicklung der 
Datenautobahnen. Sie nimmt aber auf die Gestaltung der Strukturen kei- 
nen Einfluß; dies ist vielmehr Sache der auf dem Markt tätigen Unter- 
nehmen. Es ist selbstverständlich, daß diese universell zur Verfügung 
stehenden Infrastrukturen nicht zum „Null-Tarif" errichtet und betrieben 
werden können. Hierfür sind vielmehr marktgerechte Preise zu erheben. 


170. Abgeordneter 

Jörg 

Tauss 

(SPD) 


Unterstützt die Bundesregierung Forderungen 
nach der Schaffung niederschwelliger Zugänge 
zu den Datennetzen, durch die jedem Bürger mit 
geringem Aufwand und zu niedrigen Kosten 
wenigstens ein gewisses Mindestmaß an elektro- 
nisch abrufbaren Informationen zur Verfügung 
stehen würde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 7. April 1995 


Die Bundesregierung kennt die Dienstleistungsangebote der Deutschen 
Telekom AG zur Übermittlung von Daten. Sie werden grundsätzlich als 
ausreichend angesehen, wenngleich sie im Zuge des technischen Fort- 
schritts beständig weiterzuentwickeln sind. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


171. Abgeordneter 

Werner 

Dörflinger 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die im Auftrag 
des Deutschen Seminars für Städtebau und Wirt- 
schaft von Prof. Klemmer aus ge arbeitete Studie 
zu den „Entwicklungsrisiken peripherer länd- 
licher Räume" vor allem hinsichtlich ihrer pessi- 
mistischen Schlußfolgerung, wonach die Arbeits- 
kraft- und Flächenreserven sowie der „natür- 
liche" Freizeitwert des ländlichen Raumes in vie- 
len Fällen - vor allem angesichts der Lohnkost en- 
vorteüe im benachbarten Ausland - nicht mehr 
ausreichen, um im immer intensiver werdenden 
Standortwettbewerb Europas zu überleben? 


Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 7. April 1995 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß zahlreiche ländliche Räume, 
z. B. Räume in günstiger Lage und Verflechtung zu Verdichtungsgebieten 
und Zentren, im nationalen wie im europäischen Standortwettbewerb 
werden bestehen können. Sie teilt allerdings grundsätzlich die Einschät- 
zung von Prof. Klemmer, daß die geänderten Rahmenbedingungen und 
laufenden strukturellen Entwicklungstrends zu Lasten peripherer struk- 
turschwacher ländlicher Räume gehen und sich negativ auf deren Ent- 
wicklungsperspektiven auswirken können. 

Raumordnungspolitik und regionale Wirtschaftspolitik sehen deshalb in 
den strukturschwachen ländlichen Räumen ein wichtiges Handlungsfeld. 


Erkennt die Bundesregierung die Notwendigkeit 
von Ausgleichsmaßnahmen für Regionen wie 
etwa Waldshut-Tiengen, die unter den in der 
Studie genannten Kriterien zu den Gebieten mit 
extrem schlechter Lagegunst - definiert über 
Gesamtdeutschland - zählen? 

Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 7. April 1995 

Aus Bundessicht werden die Probleme und Entwicklungschancen struk- 
turschwacher ländlicher Räume durch die starken Ost- West-Unterschiede 
bestimmt. Strukturschwache ländliche Regionen ohne nennenswerte öko- 
nomische Potentiale befinden sich ganz überwiegend in den neuen Län- 
dern. Sie stehen vor weit gravierenderen Problemen als ländliche Regio- 
nen in den alten Ländern. 

Die in der Klemmer- Studie verwandten Lagegunstindikatoren reichen 
dabei nicht aus, um Schlußfolgerungen auf die Notwendigkeit von Aus- 
gleichsmaßnahmen zu ziehen. Einzelergebnisse erscheinen problema- 
tisch, da die Lagegunst allein im deutschen Kontext definiert wird. Bei 
der Erreichbarkeitsanalyse bleiben grenzüberschreitende Verflechtun- 
gen wie z. B. zwischen der Region Waldshut-Tiengen und dem Verdich- 
tungsraum Basel-Lörrach unberücksichtigt. Prof. Klemmer räumt selbst 


172. Abgeordneter 

Werner 

Dörflinger 

(CDU/CSU) 
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ein (Seite 46): „In einem zusammenwachsenden Europa ist dies nur noch 
bedingt richtig. Insofern müßte die vorgenommene Analyse . . . wiederholt 
werden. Dann würde möglicherweise die Einstufung von . . . Walds- 
hut-Tiengen relativiert. " 


173. Abgeordneter 

Werner 

Dörflinger 

(CDU/CSU) 


Inwiefern kann die Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaf tsstruktur", 
evtl, durch eine veränderte Gewichtung der För- 
dervoraussetzungen und damit einer möglichen 
Einbeziehung dieser Gebiete, zur Stabilisierung 
solcher Problemregionen beitragen? 


Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 7. April 1995 


Der Bund-Länder-Planungsausschuß der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" hat im März 1994 auch vor 
dem Hintergrund der besonderen Entwicklungsrisiken peripherer struk- 
turschwacher ländlicher Räume beschlossen, das gesamte Fördersystem 
der Gemeinschaftsaufgabe auf den Prüfstand zu stellen. Dazu gehören 
auch die Indikatoren und das Verfahren zur Abgrenzung der GA-Förder- 
gebiete. Diese Überprüfung erfolgt im Rahmen der 1996 anstehenden 
Neuabgrenzung des Fördergebiets. Die Neuabgrenzung des GA-Förder- 
gebiets 1993 erfolgte auf der Basis von Einkommens- und Arbeitsmarkt- 
indikatoren sowie eines komplexen Infrastrukturindikators, anhand derer 
die Strukturstärke bzw. -schwäche der Arbeitsmarktregionen gemessen 
wurde. 


Im Rahmen dieser Überprüfung müssen Bund und Länder auch entschei- 
den, inwieweit Lagegunstindikatoren, z. B. im Rahmen des Infratstruktur- 
indikators, bei der Neuabgrenzung des GA-Fördergebiets 1996 berück- 
sichtigt werden sollen. Dabei müßte die Lagegunst einer Region dann aber 
im Zusammenhang mit angrenzenden Ländern, insbesondere ihre Nähe 
zu wachstumsstarken Verdichtungsgebieten in Nachbarstaaten, gesehen 
werden. Ansonsten würden die für die Strukturschwäche einer Region 
wichtigen, zum Teü erheblichen länderüb ergreif enden regionalwirt- 
schaftlichen Verflechtungen nicht erfaßt. 


174. Abgeordneter 

Albrecht 

Papenroth 

(SPD) 


Wie hoch waren die jährlichen Subventionsbe- 
träge, die im Rahmen der bisherigen Laufzeit für 
die Zinsvergünstigungen der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW) für das Wohnraum-Moder- 
nisierungsprogramm und das darin enthaltene 
Plattenbautenprogramm seitens der Bundes- 
regierung auf ge wandt werden mußten, und in 
welcher Höhe sind die Mittel für das KfW- Wohn - 
raum-Modernisierungsprogramm und das darin 
enthaltene Plattenbautenprogramm inzwischen 
ausgeschöpft? 
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Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 10. April 1995 

Im Rahmen des KfW-Wohnraum-Modernisierungsprogramms stehen 
zinsverbilligte Darlehen in Höhe von 60 Mrd. DM zur Verfügung. Ein 
Betrag von 10 Mrd. DM ist davon für Maßnahmen der Modernisierung und 
Instandsetzung an industriell gefertigten Wohnbauten (Plattenbauten), 
bei einer um 1% höheren Zinsverbilligung als im „Normalprogramm'', 
reserviert. 

Mit Stand 4. April 1995 hat die KfW Zusagen in Höhe von 35,63 Mrd. DM 
erteilt. Davon entfallen 8,94 Mrd. DM auf Plattenbauten. Die Sonderförde- 
rung für Plattenbauten mußte inzwischen eingestellt werden, da unter 
Berücksichtigung der bei den Banken und der der KfW noch vorliegenden 
Anträge der Programmrahmen ausgeschöpft ist. 

Zur Gesamtfinanzierung des Programms sind im Bundeshaushalt Zu- 
schüsse in Höhe von 13,79 Mrd. DM vorgesehen. Bis zum 31. Dezember 
1994 wurden insgesamt 336 Mio. DM aus dem Bundeshaushalt geleistet. 
Für 1995 sind weitere 500 Mio. DM vorgesehen. 


175. Abgeordneter 

Albrecht 

Papenroth 

(SPD) 


In welcher Höhe soll das KfW-Programm vor dem 
Hintergrund des anhaltenden Instandsetzungs- 
bedarfs nach den Plänen der Bundesregierung 
ausgeweitet werden, bzw. welche Möglichkeiten 
sieht die Bundesregierung in diesem Zusammen- 
hang, angesichts des hohen Instandsetzungsbe- 
darfs im ostdeutschen Wohnungsbestand, die 
Beschränkung der Kreditsumme auf höchstens 
500 DM/m 2 aufzuheben? 


Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 10. April 1995 


Aufgrund der bisherigen Programmbeanspruchung kann davon ausge- 
gangen werden, daß zumindest für die Jahre 1995 und 1996 ausreichende 
Mittel zur Verfügung stehen, um entsprechende Zusagen zu erteilen. Um 
den vollen Kreditrahmen ausschöpfen zu können, wird das Programm 
daher bis 1997 offengehalten. Eine weitere Aufstockung des Programms, 
für das ursprünglich nur ein Kreditrahmen von 10 Mrd. DM vorgesehen 
war, ist nicht beabsichtigt. Es ist weiterhin nicht vorgesehen, die bisher 
erfolgreiche Programmumsetzung mit einer Breitenwirkung, die sich in 
der Förderung von Maßnahmen in über zwei Millionen Wohnungen 
gezeigt hat, durch eine Heraufsetzung der Kreditsumme auf Beträge über 
500 DM/m 2 Wohnfläche zu gefährden. 


176. Abgeordneter 

Albrecht 

Papenroth 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
das Kumulationsverbot für KfW-Mittel und 
öffentliche Fördermittel angesichts der Bedin- 
gungen des Wohnungsmarktes in den neuen 
Bundesländern aufgehoben werden sollte, und 
welche Schritte plant die Bundesregierung in 
diese Richtung? 
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Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 10. April 1995 


Angesichts des großen Nachholbedarfs an Modernisierungs- und Instand- 
setzungsmaßnahmen in dem über Jahrzehnte vernachlässigten Woh- 
nungsbestand in den neuen Ländern ist das KfW-Wohnraum-Modernisie- 
rungsprogramm auf einen großen Mengeneffekt ausgerichtet. Dem dient 
die Programmstruktur des KfW-Wohnraum-Modernisierungsprogramms 
einschl. des Kumulationsverbotes. 

In denjenigen Fällen, in denen durch besondere Anforderungen, z. B. des 
Denkmalschutzes und der Städtebauförderung höhere Aufwendungen 
erforderlich sind, besteht kein Kumulationsverbot. Das Kumulations- 
verbot besteht darüber hinaus nicht bei Plattenwohnungen, auch nicht, 
nachdem die zusätzliche Zinsverbilligung ausgelaufen ist. 


177. Abgeordneter 

Albrecht 

Papenroth 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
z. Z. auch in den Fällen der verbrauchsabhängi- 
gen Kostenverteilung nach der Heizkostenver- 
ordnung gleichzeitig die Kappungsgrenzen der 
Kosten für Heizung und der Warmwasserversor- 
gung gemäß § 4 Abs. 3 der Betriebskosten-Um- 
lageverordnung uneingeschränkt anzuwenden 
sind und Maßnahmen für den Fall vorgesehen 
werden sollten, die beim Wegfall der Kappungs- 
Regelung bei den betroffenen Mietern für einen 
finanziellen Ausgleich sorgen? 


Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 10. April 1995 


Die Kappungsgrenze für die Kosten der Heizung und Warmwasserversor- 
gung nach § 4 Abs. 3 der Betriebskosten-Umlageverordnung soll die Mie- 
ter für eine Übergangszeit vor überhöhten Heizkosten schützen. Sie ist 
nach Meinung der Bundesregierung auch in den Fällen anzuwenden, in 
denen Heizkosten bereits verbrauchsabhängig abgerechnet werden. 

Nach dem Entwurf des Mietenüberleitungsgesetzes soll die Betriebs- 
kosten-Umlageverordnung mit dem Inkrafttreten des Gesetzes aufge- 
hoben werden. Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß beim 
Wegfall der Kappungsregelung betroffenen Mietern generell ein finan- 
zieller Ausgleich gewährt werden sollte, zumal die Kosten für Heizung 
und Warmwasser durch energieeinsparende Maßnahmen im Durch- 
schnitt stark zurückgegangen sind und der Mehrverbrauch der Mieter im 
Einzelfall unterschiedliche Ursachen hat. 


178. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Mit welchen Maßnahmen zur Gestaltung der 
Ausschreibungen will der Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau seine 
Zusage vor der Sachsen- anhaitischen Wirtschaft 
am 20. März 1995, mehr sachsen-anhaltische 
Firmen an der Realisierung von Verkehrsprojek- 
ten zu beteiligen, einlösen? 
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Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 7. April 1995 

Die Vergabe öffentlicher Bauaufträge erfolgt grundsätzlich nach den 
Bestimmungen der Verdingungsordnung für Bauleistungen, Teil A 
(VOB/A). Die VOB/A stellt mit der für den Regelfall vorgeschriebenen 
Fach- und Teülosvergabe sicher, daß nicht nur regionsfremde Großunter- 
nehmen, sondern auch ortsansässige kleine und mittlere Unternehmen 
eine gute Chance auf Beteiligung an Öffentlichen Bauaufträgen erhalten. 

In diesem Sinne hat sich der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau in Sachsen- Anhalt geäußert. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung 
Wissenschaft, Forschung und Technologie 


179. Abgeordneter 

Dr. Marliese 
Dobberthien 

(SPD) 


Welche laufenden Freisetzungsversuche mit 
transgenen Pflanzen erhalten welche finanziellen 
Zuwendungen aus dem Bundeshaushalt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Cornelia Yzer 
vom 6. April 1995 

Zur Zeit erhalten keine Freisetzungsversuche mit transgenen Pflanzen 
Zuwendungen aus dem Bundeshaushalt. 


180. Abgeordneter Welche geplanten Freisetzungsversuche werden 

Dr. Marliese voraussichtlich finanzielle Mittel erhalten? 

Dobberthien 

(SPD) 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Cornelia Yzer 
vom 6. April 1995 

Die nachfolgenden geplanten Freisetzungsversuche werden vorbehalt- 
lich der Genehmigung durch die zuständige Genehmigungsbehörde - das 
Robert Koch-Institut in Berlin - finanzielle Mittel erhalten: 

1. Zuwendungsempfänger: Rheinisch-Westfälische Technische 

Hochschule (RWTH) Aachen 

Ökologische Freilandversuche mit 
transgenen Pflanzen der Art Beta vulgaris L. 

- Zuckerrübe mit Resistenz gegen das 
Rhizomania- Virus (Beet Necrotic Yellow 
Vein Virus, BNYW) 

- Fl -Hybride von transgener Zuckerrübe/ 
Mangold 

460 223 DM 

1. Januar 1995 bis 31. Dezember 1996 


Vorhabenthema: 
transgener Organismus: 

Zuwendung: 

Laufzeit: 
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2. Zuwendungsempfänger: Bundesanstalt für Züchtungsforschung an 

Kulturpflanzen (BAZ), Quedlinburg 

Vorhaben thema: Vorlaufforschung für einen Freisetzungs- 

versuch und Begleitforschung mit trans- 
genen T4 -Lysozym produzierenden Kartof- 
feln, Teilprojekt- Quedlinburg 


transgener Organismus: Kartoffeln mit integriertem T4-Lysozym-Gen 
(codiert für antibakteriellen Wirkstoff) 

Zuwendung: 366 033,50 DM 

Laufzeit: 1. April 1995 bis 31. März 1996 


181. Abgeordnete 

Simone 

Probst 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welchen Haushaltstiteln welcher Einzelpläne 
finden sich die von der Parlamentarischen Staats- 
sekretärin Cornelia Yzer in einer Presseerklärung 
vom 2. März 1995 genannten 330 Mio. DM, die 
die Bundesregierung 1995 für regenerative Ener- 
gien und rationelle Energieverwendung ausgibt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Cornelia Yzer 
vom 6. April 1995 


Die in der Pressemitteüung vom 2. März 1995 für den Forschungs- 
schwerpunkt „Erneuerbare Energien und rationelle Energie Verwen- 
dung" genanten rd. 330 Mio. DM Fördermittel für 1995 im Epl. 30 setzen 
sich wie folgt zusammen: 

- Projektförderung 

O Kap. 3005 Titel 68331 

(ohne Umwandlungs- und Verbrennungstechnik) 124,3 Mio. DM 
O Kap. 3005 Titel 89231 

(ohne Umwandlungs- und Verbrennungstechnik) 127,0 Mio. DM 

- institutioneile Förderung der Großforschungs- 
einrichtungen KF A/Jülich, DLR/Köln-Porz, 

HMI/Berlin sowie des FHG-Institutes für 

Solare Energiesysteme/Freiburg rd. 80,0 Mio. DM 

Gesamt 331,3 Mio. DM 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 


182. Abgeordnete 

Verena 

Wohlleben 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß den 
Frauen im Entwicklungsprozeß in den Ländern 
des Südens eine herausragende Rolle zukommt 
und daß dies auch in unsere Öffentlichkeit hinein 
stärker vermittelt werden muß? 
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Antwort des Staatssekretärs Wighard Härdtl 
vom 6. April 1995 


Ja. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß Entwicklung ohne das 
Potential und Engagement von Frauen praktisch nicht möglich ist. Sie 
vertritt dies auf internationalen Konferenzen, im Politikdialog und im 
Bereich der Öffentlichkeitsarbeit des BMZ. Außerdem spiegelt sich diese 
Politik auch in der Förderkonzeption „Frauen in Entwicklungsländern" 
wider. 


183. Abgeordnete 

Verena 

Wohlleben 

(SPD) 


Könnte dies analog der Zuschlagsbriefmarke 
„Rettet den Tropenwald" geschehen, um für 
Kleinprojekte von Nichtregierungsorganisatio- 
nen, die anerkanntermaßen in diesem Bereich 
besonders erfolgreich arbeiten, einen höheren 
Bekanntheitsgrad zu erreichen und Mittel zu 
akquirieren? 


Antwort des Staatssekretärs Wighard Härdtl 
vom 6. April 1995 


Das BMPT sieht derzeit keine Möglichkeit zur Herausgabe weiterer 
Zuschlagsbriefmarken (vgl. auch Antwort zu Frage 184). 


184. Abgeordnete 

Verena 

Wohlleben 

(SPD) 


Welche Gründe waren ausschlaggebend, um den 
gemeinsamen Vorschlag vom Deutschen Frauen- 
ring und der Aktion Familienplanung Internatio- 
nal einer solchen Zuschlagsbriefmarke zugun- 
sten der Frauen in den Entwicklungsländern ab- 
zulehnen? 


Antwort des Staatssekretärs Wighard Härdtl 
vom 6. April 1995 


Eine Reihe sehr berechtigter Anfragen von qualifizierten Institutionen zur 
Herausgabe von Briefmarken mit Zuschlag scheitert daran, daß die Zahl 
der Zuschlagsmarken- Ausgaben pro Jahr nicht beliebig vermehrt werden 
kann. Sie hegt mit 17 Marken im internationalen Vergleich bereits an der 
oberen Grenze. Die Herausgabe weiterer Zuschlagsmarken könnten die 
Erlöse bereits bestehender Zuschlagsserien zurückgehen lassen. Diese 
Erlösminderung würde die erfolgreiche Arbeit der von der Deutschen Post 
AG unterstützten Organisationen (z. B. Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Freien Wohlfahrtspflege), die sich ohnehin in schwieriger finanzieller 
Lage befinden, ernsthaft gefährden. 
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185. Abgeordnete 

Verena 

Wohlleben 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung auf dem Hintergrund 
der Ergebnisse des Weltsozialgipfels und der 
anstehenden UNO- Weltfrauenkonferenz eine 
Möglichkeit, diesen Vorschlag in die Tat umzu- 
setzen? 


Antwort des Staatssekretärs Wighard Härdtl 
vom 6. April 1995 

Nein. Auf die Antwort zu Frage 184 wird verwiesen. 


Bonn, den 13. April 1995 
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